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I. Die „politische“ bzw öffentliche Diskussion  

Das abgelaufene Jahrzehnt war aus kriminalstatistischer Sicht durch eine signifi-
kante Zunahme von Einbruchsdiebstählen in Ostösterreich charakterisiert.1 Je 
nach Fall sehen sich die jeweils unmittelbar Betroffenen neben dem materiellen 
Schaden auch mit nicht gering zu schätzenden psychologischen Folgewirkungen 
bzw Folgekosten (Stichwort: „Wohnungswechsel“) konfrontiert. Über den Kreis 
der Opfer hinaus reicht zudem der Verlust des weniger leicht fassbaren sog 
„subjektiven Sicherheitsgefühls“ der Bevölkerung im Allgemeinen. Von den Me-
dien bzw „Sicherheits“-Politikern besonders thematisiert wurde / wird im Übrigen 
va die ernüchternd geringe Aufklärungsquote bei Einbrüchen sowohl in Woh-
nungen als auch Einfamilienhäuser. Sie lag im Schnitt lediglich bei einem niedri-
gen einstelligen Prozentbereich (ca 4%).2 

Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht weiter, dass die solcherart unter 
Erfolgsdruck stehenden Sicherheitsbehörden fieberhaft ua nach „alternativen“ 
bzw „neuen“, insbesondere technikgestützten Lösungen such(t)en. In eben-

                                 
1 Vgl dazu bspw „Bilanz 2009. Hilflos im Kampf gegen Einbrecher“, Kurier 18.1.2010, 

17.  
2 Vgl bspw „Auf Biegen und Brechen. Wohnungseinbruch. Weil 96 von 100 Fällen 

nicht aufgeklärt werden können, konzentriert sich die Wiener Polizei auf potenzielle 
Tätergruppen“, Profil 21.11.2005, 30 f und Kurier 18.1.2010, 17 (FN 1).  
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letztere Kategorie fiel /fällt ein im September 2007 seitens des niederösterreichi-
schen (nö) Sicherheitsdirektors erstatteter Vorschlag. Diesem zufolge sollten „in 
einem ersten Schritt einmal die Daten der bestehenden Kameras der Autobah-
nen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft (ASFINAG) mit dem 
Fahndungscomputer des Innenministeriums (kurz: BMI) abgeglichen werden. 
Das ist derzeit nicht erlaubt – würde uns aber enorm helfen. Anhand der Fahr-
zeugtypen und Nummerntafeln könnten wir sehen, wo sich Verdächtige hinbe-
wegen“.3 

An dieser Stelle sei exkursorisch angemerkt, dass konkrete BMI-interne 
Überlegungen zur Heranziehung von „ASFINAG-Kameras“ für die automatisierte 
Fahndung nach Kfz mindestens in das Jahr 2003 zurückreichen. Inspiriert durch 
ausländische Vorbilder (va jenes des Vereinigten Königreichs)4 dachte man im 
Bundeskriminalamt vor dem Hintergrund der damals unmittelbar bevorstehenden 
Inbetriebnahme der ersten sog „Section Control“-Anlage5 (Juli 2003)6 sowie des 
elektronischen LKW-Mautsystems7 (ab Jahresbeginn 2004)8 daran, jedes von 
diesen neuen technischen Systemen erfasste Kfz-Kennzeichen automatisch mit 
den polizeilichen Kfz-Fahndungsdaten („EKIS-Kfz-Fahndung“) abzugleichen – va 
unter dem Gesichtspunkt der Suche nach gestohlenen Kfz.9 Seitens der Rechts-
sektion des BMI wurde dazu allerdings die Auffassung vertreten, dem (damals 
geltenden) Rechtsbestand mangele es hiefür an einer ausdrücklichen gesetz-
lichen Ermächtigung.10 Zudem wurde die Verhältnismäßigkeit einer flächen-
deckenden Fahndung bezweifelt. 

Die oben erwähnte, im spezifischen Kontext der Einbruchsbekämpfung venti-
lierte Idee des nö Sicherheitsdirektors aus 2007 fand nicht nur die Unterstützung 
des Wiener Landespolizeikommandanten11, sondern veranlasste auch den da-
maligen Verkehrsminister zur Einsetzung einer einschlägigen Arbeitsgruppe.12 
Wert legten dabei beide auf (noch zu schaffende) „genaue gesetzliche Richt-
linien“.13 Der Verkehrsminister legte dabei einen besonderen Akzent darauf, 

                                 
3 Zitiert nach http://futurezone.orf.at/stories/248923 (11.1.2008 - „Autobahnen sollen 

überwacht werden“); vgl auch „Statistik. Straftäter schlagen neben der Autobahn zu“, 
Kurier, 11.12.2009, 23. 

4 Dazu bswp Zwettler, Videoüberwachung in der kriminalpolizeilichen Praxis, in Bun-
desministerium für Inneres (Hrsg), Videoüberwachung zu sicherheits- und kriminal-
polizeilichen Zwecken (2004) 45 f. 

5 Näheres zu dieser Form der automatisierten Geschwindigkeitsmessung unten vor 
und nach FN 133. 

6 Vgl „Neue Radar-Messung. Kampf gegen Radarbremser“, Die Presse, 5. 7. 2003, 13. 
7 Näheres zu ebendiesem unten bei FN 93. 
8 Vgl „LKW-Maut. Problemloser Start der Maut in Österreich“, Die Presse, 2.1.2004, 17. 
9 Vgl Zwettler (FN 4) 50. 
10 Die Rechtssektion des BMI prüfte damals va anhand § 53 Abs 1 Z 5 und Abs 2 iVm 

§ 57 Abs 1 bis 3 SPG (idF BGBl I 2002/104). Dabei befand sie die Regelung des 
§ 53 Abs 1 Z 5 leg cit, der die Sicherheitsbehörden allgemein zur Ermittlung und 
Weiterverarbeitung personenbezogener Daten auch für Zwecke der Fahndung er-
mächtigt, als zu unbestimmt, insbesondere weil es an der Spezifizierung der Betrof-
fenenkreise fehle. Vgl dazu wieder Zwettler (FN 4) 50. 

11 Vgl http://futurezone.orf.at/stories/248923 (FN 3) bzw „Ministerpläne: Verbrecher-
Jagd mit Kameras auf Autobahnen“, Wiener Zeitung, 11.1.2010 (Onlineausgabe).  

12 Vgl wieder http://futurezone.orf.at/stories/248923 (FN 3). 
13 Vgl ebenda. 
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dass „ein Weg gefunden wird, wo Missbrauch ausgeschlossen ist“. Im Übrigen 
solle „in Übereinstimmung mit den Datenschützern“ vorgegangen werden.14  

Im Februar des Jahres 2008 beklagte der bereits zitierte nö Sicherheitsdirek-
tor, dass „wir die besten technischen Ausrüstungen auf den Autobahnen haben“, 
welche aber „von den Sicherheitsbehörden nicht benützt werden dürfen“. Kon-
kret nannte er Kameras zur Verkehrsüberwachung, zur Kontrolle der LKW-Maut 
und solche in „Section Control“-Anlagen. All diese Kameras sollten seiner Meinung 
nach herangezogen werden, um ausländische Tätergruppen „zu erwischen“.15  

Ähnlich äußerte sich im April 2008 dann der damalige Innenminister. Lägen 
schon einmal die Daten – bspw wegen Schnellfahrens – vor, dann sollten diese 
auch gleich für die Aufklärung von Strafttaten genutzt werden. Dies gelte insbe-
sondere für Daten, die mittels „Section Control“-Anlagen im Falle von Geschwin-
digkeits-Überschreitungen ermittelt wurden. Solche Daten könnten auch zur Fahn-
dung nach Kriminellen herangezogen werden.16 An eine „verdachtsunabhängige 
Speicherung“ von mittels ASFINAG-Kameras ermittelter Daten oder einen „auto-
matischer Abgleich“ sämtlicher (von ASFINAG-Kameras erfasster) Kfz-Kenn-
zeichen mit Fahndungsdateien sei aber nicht gedacht.17 Das Bewegungsverhal-
ten von unverdächtigen Verkehrsteilnehmern sei „weder von Interesse noch von 
Nutzen für die Behörden“.18 

Bekräftigt wurde diese Aussage auch in einer im Juni 2008 erfolgten Beant-
wortung einer schriftlichen parlamentarischen Anfrage durch den Innenminis-
ter.19 Die bezügliche Anfrage griff zwei damals parallel laufende legistische Vor-
haben der Bundesregierung auf und setzte sie in Beziehung zur öffentlichen 
Debatte über die „polizeiliche“ Nutzung der hier interessierenden ASFINAG-
Kameras. Das eine Projekt war die bis Juni 2008 angepeilte Regelung der „Ver-
kehrsüberwachung“20 in der Straßenverkehrsordnung (StVO) und das andere die 
Verankerung von allgemeinen Bestimmungen zur Videoüberwachung durch 
Private im Datenschutzgesetz (DSG) 200021.22  

Tatsächlich legte das Verkehrsministerium (BMVIT) im Mai 2008 einen Ent-
wurf23 zur Novellierung von StVO und KFG vor, welcher sich durch einen „daten-

                                 
14 Vgl ebenda. 
15 Vgl http://noe.orf.at/stories/259138 (27.2.2008 - „Sicherheit. ASFINAG-Kameras 

gegen Kriminalität?“). 
16 Vgl „Platter-Plan: Radar-Fotos für Verbrecherjagd“, Die Presse, 18.04.2008 (Online-

ausgabe). Siehe auch http://diepresse.com/home/panorama/oesterreich/377719/ 
index.do (abgerufen am 23.2.2010). 

17 Vgl „Kfz-Kennzeichenspeicherung - Innenministerium: ‚Falsche Behauptungen‘. 
Radarfotos und Daten der Section Control für Aufklärung von Straftaten“ (vgl 
APA0303 5 II 0175 CI, 17. Apr 2008). 

18 Vgl ebenda. 
19 Vgl dazu insbesondere die Frage 5 der schriftlichen parlamentarischen Anfrage PA 

4128/J v 22.4.2008 (4116/AB BlgNR 23. GP) iVm der Antwort des Bundesministers 
für Inneres hiezu v 12.6.2008 (eingelangt am 19.6.2008). 

20 Vgl den Pkt „Verkehrsüberwachung“ des seinerzeitigen „Arbeitsplans“. 
21 Vgl dazu den Ministerialentwurf 182/ME (XXIII. GP) bzw http://futurezone.orf.at/ 

stories/272424 (21.4.2008 – „Verunsicherung bei Autobahnüberwachung“). 
22 Vgl http://futurezone.orf.at/stories/271466 (17.4.2008 – „Streit über Autobahnüber-

wachung“). 
23 Vgl GZ BMVIT-160.006/0003-II/ST5/2008 v 21.5.2008 bzw 200/ME (XXIII. GP). 
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schutzfreundlichen“ Ansatz auszeichnete.24 Dieser Entwurf wurde ohne wesent-
liche Änderungen schließlich im Februar 2009 vom Nationalrat verabschiedet. 
Nicht im Zuge des offenen Begutachtungsverfahrens25, dafür aber hinter den Ku-
lissen, hatte das Innenministerium bis zuletzt darauf gedrängt, in die StVO auch 
ausdrückliche Bestimmungen betreffend die Weiterverwendung von auf Grund-
lage der StVO ermittelter Daten für sicherheits- und kriminalpolizeiliche Zweck auf-
zunehmen. Seitens des BMVIT wurde dies va mit dem Argument abgelehnt, Fragen 
der Datenverwendung für die zuletzt genannten Zwecke müssten im Sicherheits-
polizeigesetz (SPG) bzw in der Strafprozessordnung (StPO) geregelt werden.  

Die oben angesprochene Regelung betreffend Videoüberwachung durch Pri-
vate bot insofern vordergründig Anknüpfungspunkte zur ASFINAG als es sich bei 
dieser um einen Rechtsträger handelt, der zwar insbesondere als Straßenerhal-
ter „im öffentlichen Interesse“26 handelt, jedoch privatrechtlich organisiert27 ist. Bei 
genauerer Betrachtung sowohl des Entwurfes für eine DSG-Novelle vom April 
2008 als auch späterer Entwürfe sowie der mittlerweile Gesetz gewordenen Rege-
lung zur Videoüberwachung zeigt sich freilich, dass diese nicht auf die spezifi-
sche Situation der Verkehrsüberwachung passen. Auf diese Problematik wird an 
anderer Stelle noch näher eingegangen. 

Einen neuerlichen Vorstoß in Richtung der „Instrumentalisierung“ von „ASFINAG-
Kameras“ zur Aufklärung von Straftaten, va von Einbruchsdiebstählen, unter-
nahm jüngst der nö Landeshauptmann. Mitte Jänner 2010 verwies er darauf, 
dass derartige Taten, bei denen ein Anstieg von bis zu 30 Prozent zu verzeichnen 
sei, bevorzugt entlang von Hauptverkehrsrouten verübt würden. Autobahnen wür-
den als „Fluchtstrecken“ dienen. Dort gebe es zahlreiche Kameras der ASFINAG, 
die jedoch nicht zur Verbrechensbekämpfung herangezogen bzw mit dem Com-
putersystem des Innenministeriums verbunden sein dürften. Dies sehe er nicht 
ein. Zur Behebung dieses Mankos sei es „höchste Zeit für eine gesetzliche Re-
gelung“.28  

Kritik äußerte der Landeshauptmann bei dieser Gelegenheit auch am Umstand, 
dass die im Jahre 2008 vom damaligen Verkehrsminister (Faymann) eingesetzte 
Arbeitsgruppe (siehe oben bei FN 12) keine Ergebnisse erbracht habe.29 Unter-
stützt wurde der besagte Landeshauptmann vom nö Sicherheitsdirektor, der 
bereits 2007 mit einschlägigen Ideen an die Öffentlichkeit getreten war30.31  

                                 
24 Vgl dazu auch die bezügliche Medienberichterstattung (etwa Simoner, „Strenger 

Datenschutz für Kameras“, Der Standard, 30.5.2008, 10). 
25 Vgl dazu die Stellungnahme des BMI unter GZ BMI-LR1429/0019-III/1/a/2008 v 

18.6.2008 (= 14/SN-200/ME XXIII. GP). 
26 Vgl § 2 Abs 1 ASFINAG-Gesetz BGBl 1982/ 591 idF BGBl I 2007/82 iVm §§ 32, 98, 

98f StVO 1960. 
27 Vgl § 1 ASFINAG-Gesetz (FN 26). 
28 Vgl http://futurezone.orf.at/stories/1636341 (13.1.2010 – „Polizeizugriff auf Verkehrs-

überwachung“) bzw „Polizei braucht Zugriff auf Videodaten. Die Aufnahmen der Au-
tobahnüberwachung sind für die Exekutive tabu. Landeschef Pröll sieht hier akuten 
Änderungsbedarf“, Kurier 14.1.2010 (hier zitiert nach der Onlineausgabe: http://kurier.at/ 
nachrichten/niederösterreich/1969565.php) sowie „Soko-Ost fasst Dieb per Hub-
schrauber“, Kurier, 20.3.2010 (Onlineausgabe: http://kurier.at/nachrichten/wien/ 
1987810.php). 

29 Vgl wieder Kurier 14.1.2010 (FN 28). 
30 Vgl oben bei FN 3. 
31 Vgl wieder Kurier 14.1.2010 (FN 28). 
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Verkehrsministerium und Innenministerium reagierten auf die Initiative des nö 
Landeshauptmanns grundsätzlich positiv.32 Im Anschluss daran stattfindende 
Gespräche zwischen Innenministerium und ASFINAG blieben – Medienberichten 
zufolge – zunächst ohne greifbares Ergebnis.33  

Im März 2010 wurde im Rahmen eines Pilotprojekts der Polizei tagelang ein 
Teilstück der A 4 videoüberwacht, um zu untersuchen, „ob der Zugriff auf Video-
daten der ASFINAG auf den Hauptverkehrsrouten Sinn macht“.34 

Um seinem obzitierten Anliegen Nachdruck zu verleihen, adressierte der be-
sagte Landeshauptmann auch ein persönliches Schreiben an den Bundeskanzler 
mit dem Ersuchen, dieser möge die erforderlichen legistischen Schritte einleiten. 
Bundeskanzler Faymann reagierte auf dieses Ansinnen insofern positiv, als er 
am Rande des Ministerrats vom 6. April 2010 meinte, neben einer Reihe von 
Vorschlägen zur verstärkten Bekämpfung des Kriminaltourismus werde auch 
jener geprüft, der auf die Nutzung der Autobahnkameras der ASFINAG abziele. 
Es gehe dabei darum, wie weit man unter Wahrung des Datenschutzes gehen 
könne.35 

II. Zum Gang der Untersuchung  

Die in der skizzierten politischen Debatte über die Thematik der Inanspruchnah-
me von „ASFINAG-Kameras“ für Aufgaben der Sicherheitsbehörden vertretenen 
Positionen sind teilweise in sich widersprüchlich bzw geben Anlass zur einen 
oder anderen gezielten Nachfrage. Insofern erscheint es zweckdienlich, vor einer 
vertieften rechtlichen Diskussion der besagten politischen Ansätze die daraus re-
sultierenden tatsächlichen und rechtlichen Fragestellungen zu verdeutlichen. 
Insbesondere gilt es zu hinterfragen, ob alle in der öffentlichen Diskussion bzw 
Medienberichterstattung vereinfachend als „ASFINAG-Kameras“ titulierten 
Einrichtungen zur Bildverarbeitung bzw -übertragung tatsächlich der ASFINAG 
zugerechnet werden können.  

Weiters ist näher auf die Frage einzugehen, ob und inwieweit sich die diver-
sen Kameras unter technischen und rechtlichen Gesichtspunkten überhaupt für 
die in der öffentlichen Debatte angepeilten „Fahndungszwecke“ eignen.  

Und schließlich sollen ergänzend Überlegungen hinsichtlich der Zweckmä-
ßigkeit und Verfassungskonformität allfälliger legistischer Änderungen des ein-
fachgesetzlichen Rechtsrahmens, wie sie auf politischer Ebene gefordert wur-
den, Platz greifen.  

                                 
32 Vgl „Kriminalität. Fahndung auf der Autobahn. Vorstoß für Überwachung mit Asfinag-

Kameras“, Die Presse, 15.1.2010, 13. 
33 Vgl wieder Kurier, 20.3.2010 (FN 28). 
34 Vgl ebenda. 
35 Vgl „Faymann: Verstärkter Einsatz gegen ‚Kriminaltouristen‘. Maßnahmen. Skepsis 

um Autobahnkameras zur Verbrecherjagd“, Die Presse, 7.4.2010, 4. 
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III. Grundsätzlich in Betracht kommende Kameras und 
deren (datenschutz)rechtliche Auftraggeber 

Nach eigenen Angaben betreibt die ASFINAG österreichweit ca 1.20036 Kame-
ras. Genauer betrachtet, dürfte diese Zahl freilich nicht die exakte Zahl einzelner 
Kameras wiedergeben, sondern eher die Standorte von „Kamerasystemen“, bei 
denen je nach Überwachungssituation (Zahl der Fahrspuren, Fahrtrichtung[en], 
Art des Überwachungszwecks) eine Mehrzahl von Bilderfassungsgeräten zum 
Einsatz gelangen.37 Realistischer scheinen daher Angaben in Richtung 200038 
oder 300039 Kameras, die zur Verkehrsbeobachtung eingesetzt werden. 

Bereits im Zuge der Skizzierung der politischen Debatte erwähnt wurden drei 
verschiedene Einsatzfelder für Überwachungskameras, nämlich die sog „Ver-
kehrsüberwachung“, die Kontrolle der Entrichtung der LKW-Maut sowie die Ge-
schwindigkeitsüberwachung mittels sog „Section Control“-Anlagen (oben vor FN 15). 
Wie sich gleich zeigen wird, stellen sich Letztere als ein Unterfall der „Verkehrs-
überwachung“ dar. 

A. Kameras in technischen Einrichtungen zur Feststellung von 
Verkehrsübertretungen  

1. Straßenpolizei  

Bei einer differenzierenden Betrachtung zeigt sich zunächst, dass es sich beim 
Begriff der „Verkehrsüberwachung“ um einen Oberbegriff handelt, der zu-
nächst die gesamte Palette straßenpolizeilicher Kontrolltätigkeiten umfasst, die 
auf die Verhinderung (Stichwort: „präventive Wirkung“ von Überwachung) bzw 
die Feststellung von Verstößen gegen die StVO abzielen.40 Diese Kontrolltätig-
keiten reichen von der Überwachung des sog ruhenden Verkehrs (Stichwort: 
„Park- und Halteverbote“41; „Kurzparkzonen“42) über die Kontrolle der Einhaltung 

                                 
36 Nach Eigenangaben aus dem Jahre 2008 betreibt die ASFINAG insgesamt 1.206 

Kameras in verschiedenen Verkehrsüberwachungssystemen, davon 200 in der 
Überprüfung der Lkw-Maut (zitiert nach http://futurezone.orf.at/stories/272424 
[21.4.2008 – „Verunsicherung bei Autobahnüberwachung“]). 

37 Dies kann bspw aus der Relation zwischen der kolportierten Zahl von zur Kontrolle 
der LKW-Maut eingesetzten Kameras (200; vgl Quelle in FN 36) und der bekannten 
Zahl an automatisierten Maut-Kontrollstellen (100; Information der Kapsch Traffic 
Com AG [Stand: 20.4.2004]). Zieht man nämlich in Betracht, dass bei den Kontroll-
stellen Kameras jeweils in beide Fahrtrichtungen installiert sind, kommt man auf 200 
„Standorte“ ; bedenkt man weiters, dass jede Fahrtrichtung zumindest 2 Fahrspuren 
aufweist, die überwacht werden müssen, erhöht sich die Zahl der einzelnen Kame-
ras entsprechend. 

38 Zitiert nach http://futurezone.orf.at/stories/248923 (FN 3). 
39 Vgl „Faymann: Verstärkter Einsatz gegen ‚Kriminaltouristen‘. Maßnahmen. Skepsis 

um Autobahnkameras zur Verbrecherjagd“, Die Presse, 7.4.2010, 4. 
40 Vgl idS etwa die Verwendung der Begriffe „Verkehrsüberwachung“, „Einrichtungen 

zur Verkehrsüberwachung“ bzw „Maßnahmen zur Verkehrsüberwachung“ in § 100 
Abs 7 und Abs 10 StVO 1960 BGBl 159 idF BGBl I 2009/93. 

41 Vgl dazu insbesondere § 24 iVm § 94b Abs 1 lit a StVO 1960. 
42 Vgl § 25 iVm § 94b Abs 1 lit a StVO 1960. 
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von Geschwindigkeitsbeschränkungen43 oder Sicherheitsabständen beim Hin-
tereinanderfahren44 bis hin zur Feststellung von Missachtungen von Verkehrs-
regelungen durch Lichtzeichen45 oder die Überprüfung der Atemluft von Kfz-Len-
kern auf Verdacht der Beeinträchtigung durch Alkohol46.  

Technische Mittel, die auf bildverarbeitenden Methoden und damit Kameras 
basieren, werden gegenwärtig primär bei der Überwachung des fließenden Ver-
kehrs eingesetzt. Für die sog Geschwindigkeitsüberwachung stehen neben her-
kömmlichen Radargeräten (Radarboxen) und Laserpistolen sowie den neueren 
sog Lasersäulen mittlerweile auch sog „Section Control“-Anlagen zur Verfügung. 
Letztere ermöglichen die Ermittlung der auf einer längeren Wegstrecke erreichten 
Durchschnittsgeschwindigkeit und gelangen praktisch ausschließlich auf Auto-
bahnen zum Einsatz (Näheres unten in Abschn IV.B.2.a vor FN 134). Auch die 
Einhaltung des gebotenen Sicherheitsabstandes zwischen Fahrzeugen sowie die 
Beachtung von Lichtzeichen kann bereits automationsunterstützt unter Rückgriff 
auf kamerabasierte Systeme kontrolliert werden. Für die Dokumentation und Verfol-
gung der Missachtung von Verkehrsvorschriften insbesondere in Form von Geschwin-
digkeitsbeschränkungen oder Lichtzeichen oder die Unterschreitung des gebote-
nen Mindestabstandes durch ein auffahrendes Kfz wird zudem auf in Fahrzeugen 
der Straßenaufsichtsbehörden montierte Bildaufzeichnungsgeräte zurückgegriffen.  

Die Zuständigkeit für den Einsatz all der vorgenannten bildverarbeitenden 
bzw kamerabasierten technischen Einrichtungen liegt ausschließlich bei den 
jeweils zuständigen Straßenpolizeibehörden. Als Letztere kommen – je nach 
Einsatzort – die Landesregierungen (LReg)47, die Bezirksverwaltungsbehörden 
(BezVBeh)48, Bürgermeister49 oder Bundespolizeibehörden50 in Betracht. Soweit 
der Einsatz hier interessierender technischer Mittel mit der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten einhergeht sind diese daher auch datenschutzrechtliche 
Auftraggeber. Von Letzteren abzugrenzen sind die mit der (praktischen) Hand-
habung der Verkehrspolizei betrauten Organe der Straßenaufsicht, dh – je nach 
Fall – die Bundespolizei oder Gemeindewachkörper.51 Bei Letzteren handelt es 
sich um „Wachkörper“ iSd Art 78d B-VG, denen keine eigene Anordnungs- bzw 
Verfügungsbefugnis zukommt.52 Deren Handeln ist daher jeweils den oben ge-
nannten Behörden zuzurechnen, als deren Hilfsorgane sie tätig werden.53  

Die ASFINAG selbst errichtet und „betreibt“ zwar technische Einrichtungen 
zur Verkehrsüberwachung im vorstehenden Sinne (etwa Section Control-Anla-
gen), agiert diesfalls jedoch nur als (datenschutzrechtlicher) Dienstleister für 
die jeweilige Behörde. Insofern ist es rechtlich gesehen unzutreffend, in Bezug 
auf Kameras in solchen Einrichtungen von „ASFINAG“-Kameras zu sprechen. 

                                 
43 Vgl § 20 iVm §§ 98a und 98b iVm § 94b Abs 1 lit a StVO 1960. 
44 Vgl § 18 iVm § 98c iVm 94b Abs 1 lit a StVO 1960. 
45 Vgl § 38 iVm § 98d iVm § 94b Abs 1 lit a StVO 1960. 
46 Vgl § 5 Abs 2a und 3a iVm § 94b Abs 1 lit a StVO 1960. 
47 Vgl § 94a Abs 1 StVO 1960. 
48 Vgl § 94b Abs 1 lit a StVO 1960. 
49 Vgl § 94c Abs 1 iVm Abs 3 StVO 1960 iVm Art 119 Abs 1 und 2 B-VG. 
50 Vgl § 95 Abs 1 iVm § 94b Abs 1 lit a StVO 1960. 
51 Vgl § 97 Abs 1 StVO 1960. 
52 Vgl dazu VfSlg 4692/1964; Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer, Bundesverfassungs-

recht10 (2007) Rz 716. 
53 Vgl wieder Walter /Mayer/Kucsko-Stadlmayer (FN 52) Rz 716. 
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Anders stellt sich die Situation dagegen bei anderen bildverarbeitenden Syste-
men – wie etwa jenen im LKW-Mautsystem – dar, auf die noch nachstehend 
einzugehen sein wird.  

2. Überwachung kraftfahrrechtlicher Vorschriften im 
Straßenverkehr  

Insbesondere mittels der bereits mehrfach angesprochenen Section Control-An-
lagen sowie in Fahrzeugen installierten Bildaufzeichnungsgeräten lassen sich 
neben typischen Übertretungen der StVO im Einzelfall auch Verstöße gegen 
kraftfahrrechtliche Vorschriften feststellen. Beispielhaft genannt sei hier die 
Möglichkeit der Erkennung der Überschreitung einer bauartspezifischen Ge-
schwindigkeitsbeschränkung nach dem KFG54 mittels Section Control-Anlage 
oder die Dokumentation der unzureichenden Sicherung von Transportgut auf 
LKW-Ladeflächen55 mittels einer Kamera, die in einem im Verkehr mitschwim-
menden Kfz der Straßenaufsicht montiert ist. Auf diesen Umstand hat der Ge-
setzgeber zutreffenderweise ausdrücklich durch entsprechende Querverweise 
zwischen StVO und KFG Bedacht genommen.56  

Das oben im Kontext der straßenpolizeilichen Überwachung zur Rolle der 
ASFINAG Gesagte gilt im Übrigen sinngemäß auch für die Überwachung kraftfahr-
rechtlicher Vorgaben. Zuständig zur (praktischen Handhabung der) Überwachung 
der kraftfahrrechtlichen Bestimmungen auf den Straßen mit öffentlichem Verkehr 
ist dem Wortlaut des KFG zufolge die Bundespolizei,57 in spezifischen Fällen 
auch Gemeindewachkörper58. Deren Handeln ist je nach Fall Bezirksverwaltungs-
behörden, Bundespolizeibehörden oder Landeshauptmännern zuzurechnen.59  

3. Überwachung von Verkehrsbeschränkungen nach dem 
Immissionsschutzgesetz - Luft  

Über die StVO hinaus eröffnet das Immissionsschutzgesetz – Luft (IG-L)60 die 
Möglichkeit, Geschwindigkeitsbeschränkungen sowie zeitlich bzw örtlich begrenzte 
sonstige Verkehrsbeschränkungen (bspw Fahrverbote für bestimmte Kfz) zu 
erlassen.61 Die Geschwindigkeitsbeschränkungen können wiederum permanent 
oder temporär verhängt werden.62  

In Bezug auf die Kundmachung temporärer Geschwindigkeitsbeschränkungen 
wird im IG-L ausdrücklich die Zulässigkeit des Einsatzes von „immissionsabhän-
gigen Verkehrsbeeinflussungsanlagen“ normiert.63 Darunter sind technische Ein-
richtungen zu verstehen, die in der Lage sind, zu erwartende Überschreitungen 

                                 
54 Vgl § 2 Abs 1 Z 37a iVm § 98 KFG 1967 BGBl 267 idF BGBl I 2009/149. 
55 Vgl dazu § 101 Abs 1 KFG 1967. 
56 Vgl § 98e Abs 2 StVO 1960 und § 134 Abs 3b KFG 1967.  
57 Vgl § 123 Abs 2 Z 1 KFG 1967. 
58 Vgl § 123 Abs 3 KFG 1967. 
59 Vgl VfSlg 6241/1970, 9013/1981 iVm § 123 Abs 2 iVm § 123 Abs 1 KFG 1967; 

Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer (FN 52) Rz 716. 
60 BGBl I 1997/115 idF BGBl I 2003/34.  
61 Vgl § 14 Abs 1 IG-L. 
62 Implizit aus § 14 Abs 1a IG-L.  
63 Vgl § 14 Abs 1a IG-L. 
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bestimmter Emissionsgrenzwerte automatisch zu erkennen und darauf selbst-
tätig mit der Anzeige entsprechender, im Vorhinein auf Grund der örtlichen, topo-
graphischen, meteorologischen und luftschadstoffrelevanten Gegebenheiten 
festgelegter Geschwindigkeitsbeschränkungen zu reagieren.64 Die Kund-
machung erfolgt konkret mittels auf „Überkopfbrücken“ [auch: „Verkehrszeichen-
brücken“] montierter „dynamischer“ Verkehrszeichen65. 

Die Überwachung „flexibler“ Tempolimits im vorstehenden Sinn erfolgt in der 
Praxis idR mittels automatischer Überwachungseinrichtungen (zu diesen be-
reits oben oben bei FN 46). Va hinsichtlich des hochrangigen Straßennetzes kommt 
die Anordnung solcher Überwachungen – ebenso wie die Verhängung der zu-
grunde liegenden Verkehrsbeschränkungen selbst – dem jeweiligen Landeshaupt-
mann zu.66 Dieser stellt sich hinsichtlich der mittels Einrichtungen zur automati-
schen Geschwindigkeitsüberwachung verarbeiteter (personenbezogener) Daten 
auch als sog datenschutzrechtlicher Auftraggeber iSd DSG 2000 dar.  

Soweit Organe der Straßenaufsicht und der Bundespolizei Tempoüberwa-
chungen (bspw mittels Radarpistolen oder Geschwindigkeitsmessung aus Fahr-
zeugen heraus) durchführen und zur Anzeige bringen, werden sie als Hilfsorgane 
der Behörde (LH) tätig.67  

Die ASFINAG kann im gegebenen Kontext insofern eine Rolle spielen, als bei 
der Überwachung von Geschwindigkeitsbeschränkungen nach dem IG-L auf das 
Überwachungsinstrument der sog „Section Control“ zurückgegriffen wird. Ihre 
Funktion ist diesfalls freilich wiederum auf die der Errichterin und Betreiberin der 
bezüglichen Anlagen beschränkt.  

4. Überwachung der Einhaltung eisenbahnrechtlicher 
Vorschriften  

In Vorbereitung befindet sich aktuell eine Novelle68 zum Eisenbahngesetz 
195769, in welches ua ausdrückliche Regelungen über die automatisierte Über-

                                 
64 Vgl § 14 Abs 6a -d IG-L iVm V BMLFUW über die Festlegung allgemeiner Kriterien 

für Verkehrsbeeinflussungssysteme gemäß Immissionsschutzgesetz-Luft (VBA-Ver-
ordnung – IG-L) BGBl II 2007/302. 

65 Solche können auf sog Prismen- oder LED-Technik basieren. In ersterem Fall be-
stehen die Wechselverkehrszeichen bzw -wegweiser aus drehbar gelagerten Drei- 
oder Fünfkantprismen, mit denen verschiedene Symbole oder Texte angezeigt wer-
den können. Im Fall der LED-Variante werden einzeln ansteuerbare lichtemittierende 
Dioden eingesetzt, die wiederum sowohl Verkehrszeichen als auch Text anzeigen 
können (vgl dazu bspw das Informationsblatt „Kommunikationsinterface Straße – In-
formation für die Verkehrsteilnehmer“ der ASFINAG, abrufbar unter dem Link 
http://www.asfinag.at/, Rubrik „Sicherheit“; Subrubrik „Verkehrstelematik“, Subrubrik 
„VBA Wien“; weiters die Illustrationen in ASFINAG, Verkehrstechnische Grundsätze 
zur Planung von Verkehrstelematikanlagen. Allgemeine Richtlinie. VG-VBA [= Dok 
461.010.10; Oktober 2007] Seiten 14 ff).  

66 Vgl § 10 iVm § 14 (insbesondere dessen Abs 6a) iVm § 17 IG-L.  
67 Vgl § 14 Abs 5 IG-L iVm § 97 StVO 1960 iVm VfSlg 6241/1970; 9013/1981. 
68 Vgl RV 642 BlgNR 24. GP betreffend ein Bundesgesetz zur Verordnung (EG) Nr 

1371/2007 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr Eisen-
bahngesetz 1957 und Schieneninfrastrukturfinanzierungsgesetz iVm dem am 17.3.2010 
angenommenen Abänderungsantrag AA-113 (XXIV. GP) hiezu (§ 50 neu).  

69 BGBl 1957/60 idF BGBl I 2006/125. 
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wachung der Beachtung von Rotlichtzeichen oder Geschwindigkeitsbeschrän-
kungen im Bereich sog schienengleicher Eisenbahnübergänge eingefügt werden 
sollen. Die Entwurfsfassung hiefür orientiert sich an vergleichbaren Bestimmun-
gen der StVO betreffend die Verkehrsüberwachung mittels bildverarbeitender 
technischer Einrichtungen (vgl §§ 98b und 98d leg cit). 

Die Erlassung von Geschwindigkeitsbeschränkungen im unmittelbaren Vor-
feld von Eisenbahnübergängen im hier interessierenden Sinn sonstiger Siche-
rungsmaßnahmen kommt dem BMVIT zu.70 Insofern ist diesem auch die (daten-
schutz)rechtliche Verantwortung für Errichtung und Betrieb kamerabasierter 
technischer Einrichtungen zur Überwachung der Einhaltung von derartigen Si-
cherheitsmaßnahmen zuzuordnen.  

B. Kameras im Dienste von Verkehrsregelungs- und 
-sicherheitsmaßnahmen iwS 

1. Kameragestützte Verkehrszählungen 

Über die vorhin erwähnten Kontrolltätigkeiten hinaus kommt den Straßenauf-
sichtsbehörden auch die Aufgabe zu, im Bedarfsfall Maßnahmen zur Verkehrs-
regelung und -sicherung zu ergreifen.71 Solche Maßnahmen können insbesondere 
in der Anordnung der Regelung des Verkehrs durch Lichtzeichen bestehen.72 
Zur Klärung der Erforderlichkeit von derartigen Maßnahmen bedarf es zuweilen 
entsprechender empirischer Verkehrsdaten, etwa aus Verkehrszählungen.73 
Letztere können bezogen auf einen bestimmten Straßenquerschnitt bzw Mess-
punkt etwa mittels Radar, (teuren) Induktionsschleifen oder mittels Lasersensorik 
durchgeführt werden. Zwecks Belegbarkeit bzw Qualitätsprüfung der Zählergeb-
nisse kommt aber auch die Kombination etwa von lasergestützter Zählung mit 
einer Videoaufzeichnung in Betracht.74 Aber auch primär video-basierte Zähl-
methoden kommen je nach Fall zum Einsatz.75 Unabhängig davon, wer eine 
kameragestützte automatische Verkehrszählung sozusagen „technisch“ umsetzt, 
fällt diese in die rechtliche Verantwortung der jeweils örtlich zuständigen Stra-
ßenaufsichtsbehörde (zu diesen bereits oben bei FN 47).  

2. Kameras in Verkehrsbeeinflussungsanlagen  
Zu den jüngsten technischen Formen der Verkehrsregelung gehören sog „Ver-
kehrsbeeinflussungssysteme“ (auch: „Verkehrsbeeinflussungsanlagen“). Auf 
die Beschaffenheit Letzterer wurde bereits bei der Behandlung der Verkehrsbe-
schränkungen nach dem Immissionsschutzgesetz Luft (IG-L) kurz eingegangen 
                                 
70 Vgl § 49 Abs 1 und 3 Eisenbahngesetz 1957. 
71 Vgl idS etwa § 31, § 36 Abs 1 bis 3, § 42 Abs 5, § 43 Abs 1 lit b, Abs 1a und Abs 4, 

§ 44a Abs 1, § 44c Abs 1 StVO 1960.  
72 Vgl § 36 Abs 1 StVO. 
73 Vgl idS etwa § 44a Abs 1 und § 94 Abs 2 lit d StVO 1960. 
74 Vgl dazu bspw Arsenal Research, Case Study LaVid_a. Lasersensorik und Video-

detektion im Einsatz für automatisierte Verkehrsstromanalysen (Informationsblatt; 
abrufbar unter: http://www.arsenal.ac.at/downloads/CS/LaVid_a.pdf). 

75 Vgl dazu bspw Rausch, Signalanlage in Heidelberg mit Videodetektion, Verkehr und 
Technik 3/2005, 121. 
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(vgl oben bei FN 63). Im Unterschied zum Fall des IG-L liegt der Fokus der „all-
gemeinen“ VBA auf der automatischen Erkennung bestimmter Verkehrsbedin-
gungen (etwa Regen, Schneefall, hohe Verkehrsdichte). Bei Eintritt ebensolcher 
werden dann wiederum im Vorhinein festgelegte Verkehrsregelungen (Verkehrs-
verbote, Verkehrsbeschränkungen oder Verkehrserleichterungen) selbsttätig kund-
gemacht, uzw solange wie die besagten Bedingungen andauern.76 Zur Erkennung 
der verschiedenen Verkehrsbedingungen dienen Sensorsysteme in Form von 
Induktionsschleifen, Infrarotsensoren und bildgebenden bzw -verarbeitenden 
Verfahren. Letztere sind wiederum kamerabasiert.77  

Zum Einsatz kommen VBA in erster Linie auf Autobahnen und Schnellstra-
ßen.78 Ihre konkrete Ausgestaltung orientiert sich an den lokalen Besonderheiten 
(etwa Verkehrsaufkommen, Unfallhäufigkeit).79 Anzuordnen ist die Errichtung 
einer VBA (auf Autobahnen) durch den Verkehrsminister80 bzw (auf sonstigen 
hochrangigen Straßen) durch die jeweilige Landesregierung81. Diese Behörden 
tragen auch die rechtliche Verantwortung für den Betrieb der VBA. 

Um die Einhaltung der im Wege solcher Anlagen verfügten Verkehrsregelun-
gen (insbesondere von Geschwindigkeitsbeschränkungen) sicherzustellen wer-
den diese idR mit einschlägigen automatischen Überwachungseinrichtungen 
kombiniert (Bsp: Abstandsmessgeräte, Geschwindigkeitsmessgeräte).82 Zur 
rechtlichen diesbezüglichen Verantwortung, insbesondere in datenschutzrecht-
licher Sicht, ist auf die Ausführungen im Vorabschnitt (III.A.1) zu verweisen.  

3. Videoüberwachungssysteme nach dem Straßentunnel-
Sicherheitsgesetz  

Für alle Tunnel mit einer Länge von mehr als 500 m im Verlauf von Autobahnen 
oder Schnellstraßen, die von einer Überwachungszentrale überwacht werden, 
muss zufolge des auf eine einschlägige Richtlinie der EU83 zurückgehenden84 
Straßentunnel-Sicherheitsgesetzes (STSG) ein Videoüberwachungssystem 
zur automatischen Erkennung von Verkehrsstörungen (zB stehen gebliebene 
Fahrzeuge) und Bränden betrieben werden.85 Die besagte automatische Erken-

                                 
76 Vgl dazu § 44 Abs 1a iVm § 44c StVO 1960 sowie AB 1005 BlgNR 22. GP. 
77 Vgl ASFINAG, Verkehrstechnische Grundsätze zur Planung von Verkehrstelematik-

anlagen. Allgemeine Richtlinie. VG-VBA [= Dok 461.010.10; Oktober 2007] Seite 13, 19). 
78 Als derzeitige Standorte sind va der Abschnitt Vösendorf-Schwechat der S1 (Wiener 

Außenring Schnellstraße), der Bereich Bindermichl der A7 (Mühlkreis Autobahn), die 
A12 (Inntal Autobahn) und die A13 (Brenner Autobahn) zu nennen (vgl wieder 
http://www.asfinag.at/, Rubrik „Sicherheit“; Subrubrik „Verkehrstelematik).  

79 Vgl dazu bspw das Informationsblatt „Auf dem Weg zur ‚intelligenten Straße‘. Ver-
kehrsbeeinflussungsanlagen [VBA]“ der ASFINAG, abrufbar unter dem Link 
http://www.asfinag.at/, Rubrik „Sicherheit“; Subrubrik „Verkehrstelematik“).  

80 Vgl § 43 Abs 1 lit a und b iVm § 44 Abs 1a iVm § 94 Z 2 StVO 1960. 
81 Vgl § 94a Abs 1 StVO 1960. 
82 Vgl dazu zur seinerzeitigen ambitiösen Planung Wetz, Neue Tempo-Überwachung 

im großen Stil. Autobahnen. Errichtung eines landesweiten Geschwindigkeits- und 
Abstandskontrollsystems von 2006 bis 2010, Die Presse, 17.9.2005, 16. 

83 Vgl Richtlinie 2004/54/EG ABl L 201 v 7.6.2004, 56, über Mindestanforderungen an 
die Sicherheit von Tunneln im transeuropäischen Straßennetz. 

84 Vgl § 16 Straßentunnel-Sicherheitsgesetz (STSG) BGBl I 2006/54.  
85 Vgl § 4 Abs 5 iVm § 1 STSG.  
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nung solcher Ereignisfälle soll eine zeitnahe Einleitung von Maßnahmen seitens 
des Tunnelmanagements ermöglichen, die je nach Fall von der Kontaktaufnah-
me mit betroffenen Kfz-Lenkern bis zur Sperre eines Tunnels für den nachfol-
genden Verkehr bzw Rettungsmaßnahmen reichen können.86  

Zuständig für den Betrieb eines solchen Systems ist nach dem STSG der sog 
„Tunnel-Manager“.87 Letzteren definiert das STSG als den „Straßenerhalter der 
Bundesstraße, in deren Verlauf sich der (bezügliche) Tunnel befindet“.88 Die 
Straßenerhaltung der Bundesstraßen wiederum obliegt der ASFINAG.89 Diese 
trifft insofern sowohl die rechtliche Verantwortung für die Erfüllung der spezifi-
schen technischen Anforderungen, welche das STSG in Bezug auf die besagten 
Videoüberwachungssysteme in Tunneln bzw hinsichtlich deren praktischer 
Handhabung statuiert, als auch die dem datenschutzrechtlichen Auftraggeber 
nach dem DSG 2000 obliegenden Pflichten.  

4. Kameras zur Verkehrsbeobachtung außerhalb von Tunneln 

Auch außerhalb von Tunnel bzw von sog Verkehrsbeeinflussungsanlagen sind 
mittlerweile zahlreiche Kameras zur Beobachtung des Verkehrsgeschehens 
bzw des jeweiligen Straßenzustandes (Stichwort: „Schneefahrbahn“, „Regen-
fahrbahn“) vorhanden und bilden quasi einen Bestandteil der Infrastruktur des 
hochrangigen Straßennetzes. Soweit ersichtlich werden die von diesen Kameras 
erfassten Bilddaten an eine zentrale Stelle, nämlich die in Wien-Inzersdorf an-
sässige „ASFINAG Verkehrssteuerung (AVS)“ übermittelt und dort informations-
technisch aufbereitet. Die solcherart gewonnenen Informationen können insbe-
sondere zur Unterstützung bzw Koordination der lokalen Straßenmeistereien ver-
wertet werden (Stichwort: Koordinierung von Schneeräumfahrzeugen). Im Rahmen 
der technischen Grenzen der Kameras ist auch an das Verifizieren von allfälligen 
von Verkehrsteilnehmern erstatteten Meldungen über Verkehrsbeeinträchtigungen 
etwa in Form von auf der Fahrbahn liegendem verlorenem Ladegut uä gedacht. 

Bilder aus Kameras im vorstehenden Sinne werden teilweise auch zur Infor-
mation der Verkehrsteilnehmer bzw der interessierten Öffentlichkeit über das 
aktuelle Verkehrsgeschehen genutzt. Zu diesem Zweck bietet die ASFINAG ua 
den Zugriff auf laufend aktualisierte Bilddaten über ein Webcam-Portal90 sowie 
die Live-Übertragung via Fernsehen (TW1)91.  

Die (datenschutz)rechtliche Verantwortung für die oben erwähnten Kameras 
bzw die Nutzung der von diesen generierten Bilddaten liegt ausschließlich bei 
der ASFINAG als Straßenerhalter92.  

                                 
86 Vgl idS etwa § 4 Abs 5 Z 2 STSG iVm Pkt 3 der Anl zum STSG. Siehe weiters RVS 

9.282 [09.02.22] „Tunnel, Projektierungsrichtlinien, Betriebs- und Sicherheitseinrich-
tungen, Tunnelausrüstung“. 

87 Vgl § 4 Abs 5 STSG.  
88 Vgl § 2 Z 4 STSG.  
89 Vgl § 2 Abs 1 ASFINAG-Gesetz (FN 26) und § 9 iVm § 2 ASFINAG-Ermächtigungs-

gesetz 1997 BGBl I 113 idF BGBl I 2006/26 iVm § 7 Bundesstraßengesetz 1971 
BGBl 286 idF BGBl I 2010/24. 

90 Vgl http://www.asfinag.at/, Rubrik „Services “, Subrubrik „Webcams“. 
91 Vgl Näheres unter http://www.asfinag.at/, Rubrik „Services “, Subrubrik „Verkehrsin-

fos“, Link „Fernsehdienste“.  
92 Vgl dazu wieder FN 26. 
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C. Kameras in Kontrollstellen zur automatischen Überwachung 
der Entrichtung von LKW- und PKW-Maut  

Die Kontrolle der korrekten Entrichtung der fahrleistungsabhängigen LKW-Maut93 
erfolgt in Österreich im Wesentlichen mittels rd 100 an strategisch wichtigen 
Punkten des mautpflichtigen Straßennetzes platzierter stationärer technischer 
Einrichtungen in Form von speziell ausgerüsteten Überkopfbrücken.94 Passieren 
Kfz diese Kontrollstellen, lösen sie die in besagten Überkopfbrücken integrierte 
digitale Kameras aus, welche digitale Front- bzw Übersichtsbilder dieser Kfz er-
stellen. Zu solchen „festen“, dh dauerhaft installierten Kontrollstellen kommen 
mobile, nur temporär aufgestellte technische Einrichtungen, etwa an Baustellen.95 
Auf weitere Einzelheiten der Funktionsweise dieser automatischen Überwa-
chungseinrichtungen wird noch an passender Stelle weiter unten eingegangen.96  

Auch die Vignettenpflicht97 für PKW (präziser: Kfz bis inkl 3,5 t höchstzulässi-
gem Gesamtgewicht [hzG]) wird mittlerweile nicht nur manuell, dh von Mautauf-
sichtsorganen, sondern auch unter Zuhilfenahme technischer Einrichtungen (sog 
Automatische Vignettenkontrolle - AVK) überwacht. Auch hier kommen bildver-
arbeitende Technologien zum Einsatz.98  

Zusätzlich zur „zeitabhängigen“ PKW-Maut unterliegen Kfz bis 3,5 t hzG auf 
bestimmten kostenintensiven Strecken bzw Alpenüberquerungen99 Sondermaut-
tarifen.100 Diese können von den PKW-Lenkern an der jeweiligen Mautstelle 

                                 
93 Vgl § 2 und § 6 Bundesstraßen-Mautgesetz (BStMG) 2002 BGBl I 109 idF BGBl I 

2008/135. 
94 Vgl http://www.asfinag.at/, Rubrik „Maut“, Subrubrik „Detailinformationen“, Subrubrik 

„Mautaufsicht“, Pkt 2 („Automatische Kontrolle“).  
95 Vgl ebenda. 
96 Siehe für die Beschreibung der technischen Funktionalitäten Kunnert, Die fahrleis-

tungsabhängige Maut nach dem Bundesstraßen-Mautgesetz 2002 („elektronische 
LKW-Maut“) aus der Perspektive von Art 8 EMRK und § 1 DSG 2000, in Jahnel 
(Hrsg), Datenschutzrecht und E-Government. Jahrbuch 2009 (2009) 134 ff.  

97 Vgl §§ 2, 10 und 11 Abs 1 BStMG 2002. 
98 Vgl idS in Pkt 6 sowie Pkt 11 Zeile 5 der Änderungsmeldung der ASFINAG beim 

DVR v 9.6.2006, eingegangen beim Datenverarbeitungsregister (DVR) am 12.6.1006, 
betreffend die Datenanwendung DVR 4-0527602 „Kontrolle der zeitabhängigen Maut 
für mautpflichtige Kraftfahrzeuge, deren höchstes zulässiges Gesamtgewicht nicht 
mehr als 3,5 Tonnen beträgt, gemäß dem dritten Teil des Bundesstraßen-Maut-
gesetzes idF BGBl I 2006/26“; weiters http://www.asfinag.at/, Rubrik „Maut“, Subrub-
rik „Detailinformationen“, Subrubrik „Mautaufsicht“, Pkt 1.3 („Vignettenkontrolle“); 
weiters „Keine Chance mehr für Vignetten-Sünder. ASFINAG. Ab Mitte März 2006 
wird die Vignette per Video überwacht“, Die Presse, 7.12.2005, 17, bzw „Verkehr. 
Vignette: Kontrolle per Video“, Die Presse, 3.5.2007, 13 .  

99 Es handelt sich um den Arlberg Straßentunnel (S 16 Arlberg Schnellstraße), den 
Bosruck- und Gleimalmtunnel (A 9 Pyhrnautobahn), die A 13 Brenner Autobahn, den 
Karawanken-Tunnel (A 11 Karawanken Autobahn) und den Tauern- u Katschberg-
tunnel (A 10 Tauern Autobahn). 

100 Vgl § 2 Arlberg Schnellstraßen-Finanzierungsgesetz BGBl 1973/113, § 1 Bundesge-
setz betreffend die Finanzierung der Autobahn Innsbruck-Brenner BGBl 1964/135, 
Art 12 Karawanken-Autobahn-Finanzierungsgesetzes, BGBl 1978/442, § 2 Phyrn 
Autobahn-Finanzierungsgesetz BGBl 1971/479 idF BGBl 1992/826, § 2 Abs 1 Tau-
ernautobahn-Finanzierungsgesetz BGBl 1969/115 iVm § 10 Abs 2, 32 Abs 1 BStMG 
2002 iVm § 3 Mauttarifverordnung 2009 BGBl II 2009/232.  
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entweder manuell an Mautkabinen oder im Voraus mit dem Kauf einer Jahres-
mautkarte oder einer sog „Videomautkarte“ (für Einzelfahrten) entrichtet wer-
den.101 In letzteren beiden Fällen basiert die Abfertigung auf einer automatischen 
Erkennung von Kfz-Kennzeichen und macht das Anhalten und Vorweisen her-
kömmlicher (zeitbezogener) Berechtigungskarten (etwa für Pendler) an den 
Mautkabinen überflüssig.  

Beim Kauf einer Jahresmautkarte oder Videomautkarte wird das Kennzeichen 
eines bestimmten PKWs im „System“ registriert bzw freigeschaltet. Bei der lang-
samen Einfahrt eines solchen PKW in eine automatische Abfertigungsspur (ma-
ximal 15 km/h) wird das Autokennzeichen mittels bildgebender bzw -verarbeiten-
der technischer Verfahren automatisch erfasst und dessen Buchstaben-Ziffern-
Kombination mittels eines Programms zur automatischen Zeichen- bzw Texter-
kennung („Optical Character Recognition“ – OCR) „ausgelesen“. Im Anschluss 
daran erfolgt ein Vergleich dieser Kennzeichendaten mit der Liste der für diese 
Mautstelle bzw -strecke registrierten Kennzeichen. Entspricht das kontrollierte 
Kennzeichen einem registrierten bzw freigeschalteten Kennzeichen, kann der 
Lenker die Fahrt ohne Unterbrechung fortsetzen. Andernfalls wird das Kfz ent-
sprechend umgeleitet und hat eine manuelle Entrichtung zu erfolgen.102  

Die Maut als solche ist zwar als privatrechtliches Nutzungsentgelt zu qualifi-
zieren.103 Auf den ersten Blick scheint die hier interessierende automations-
unterstützte Kontrolle der korrekten Entrichtung dieses Entgelts und damit auch 
die Erhebung von Bilddaten durch den (privatrechtlich organisierten) Mautgläu-
biger ASFINAG als eine Datenanwendung des sog „privaten Bereichs“ (iSd § 5 
Abs 3 DSG 2000).  

Eine nähere Analyse des die Maut statuierenden Bundesstraßen-Mautgeset-
zes (BStMG) zeigt aber, dass das Instrument der automatischen Überwachung 
stets unter unmittelbarer Bezugnahme auf die Verwaltungsübertretung der 
„Mautprellerei“ angesprochen wird.104 Nicht zuletzt mit Blick auf Rechtsschutzge-
sichtspunkte ist die automationsunterstützte Datenermittlung und -verarbeitung 
im Rahmen der Kontrollstellen letztlich der zuständigen Verwaltungs(straf)behör-
de (dh der Bezirksverwaltungsbehörde)105 als datenschutzrechtlicher Auftrag-
geberin zuzurechnen. Die ASFINAG selbst tritt hinsichtlich der Kameras der 
Mautkontrollstellen und der damit erzeugten Bilddaten insofern wiederum ledig-
lich als (datenschutzrechtlicher) Dienstleister auf.106 
                                 
101 Vgl Teil A II Pkt 3.3.5 Mautordnung für die Autobahnen und Schnellstraßen Öster-

reichs. Version 24. Gültig mit 1.1.2010 (kurz: Mautordnung) 30. 
102 Vgl zur Videomaut etwa den Folder „Videomautkarte. Mehr Service und freie Fahrt 

an den österreichischen Mautstellen“ der ASFINAG (Stand: Juli 2009) bzw 
http://www.asfinag.at/, Rubrik „Maut“, Subrubrik „Bemautung bis 3,5 t“, Subrubrik 
„PKW Sondermaut“, Subrubrik “PKW Videomaut“.  

103 Vgl idS RV 1139 BlgNR 21. GP, 13; VwSlgNF 16.244 A/2003; Merli, Strukturwandel im 
österreichischen und deutschen Bundesstraßenrecht, in FS Funk (2003) 349 f; ders, 
Öffentliches Gut als Gegenstand von Public Private Partnerships – Das Beispiel der 
Bundesstraßen, in Studiengesellschaft für Wirtschaft und Recht (Hrsg), Public Private 
Partnership (2003), 78 f; Resch in Holoubek/Potacs (Hrsg), Handbuch des öffentlichen 
Wirtschaftsrechts. Bd 12 (2007) (FN 32) 987, 988; Kunnert, in Jahnel (FN 96) 126 ff.  

104 Vgl § 19 Abs 4 und 5, § 27 Abs 1 und 2 Z 1, § 30 Abs 1 BStMG 2002. 
105 Vgl § 26 Abs 1 VStG 1991 BGBl 52 idgF iVm § 26 BStMG 2002. 
106 Vgl demgegenüber allerdings die – nach hier vertretenen Auffassung – unzutreffende Ände-

rungsmeldung der ASFINAG beim DVR zu Anwendung Nr 4-0527602 (FN 98) (Pkt 2).  
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Ergänzend festzuhalten ist hier, dass der Fall der oben skizzierten „Video-
maut“ nicht mit der „automatischen Überwachung“ der LKW- oder PKW-Maut im 
eben diskutierten Sinne gleichgesetzt werden darf. Dies deshalb, da der Einsatz 
bildverarbeitender technischer Einrichtungen im Kontext der Videomaut – soweit 
ersichtlich – nicht auf die Feststellung einer Verwaltungsübertretung abzielt. 
Vielmehr geht es lediglich darum, eine alternative bargeldlose Form der Mautent-
richtung anzubieten. Zuzurechnen ist der Betrieb von „Videomaut-Kameras“ in-
sofern der ASFINAG bzw genauer deren Tochter, der ASFINAG Maut Service 
GmbH, als Betreiberin des Mautsystems. Eine ausdrückliche gesetzliche Rege-
lung der Videomaut besteht im Übrigen nicht.  

D. Kameras an ASFINAG-Rastplätzen  
Im Zuge der Neuerrichtung von Autobahn-Raststationen hat die ASFINAG diese 
auch mit Videoüberwachungsanlagen ausgestattet. Die Kameras zielen in erster 
Linie darauf ab, Vandalismusakte gegen „hochwertige Toilettenanlagen, Außen-
leuchten und sonstige bauliche Anlagen“ hintanzuhalten. Zudem sollen (allfällige 
ungerechtfertigte) Haftungsansprüche gegen die ASFINAG als Straßenerhalter 
abgewehrt werden.107 Als Rechtsgrundlage für den Betrieb dieser Kameras kom-
men seit der DSG-Novelle 2010 grundsätzlich die Bestimmungen des DSG 2000 
über die „Videoüberwachung“ in Betracht.108 Gemeldet hat die ASFINAG als 
datenschutzrechtlicher Auftraggeber diese Einrichtungen beim Datenverarbei-
tungsregister (DVR) bereits im Jahre 2007.109 

E. Exkurs: Kameras im Dienste der Sicherheitspolizei  
Nach dem SPG sind die Sicherheitsbehörden ua ermächtigt, verdeckt mittels Ein-
satz von sog Kennzeichenerkennungsgeräten (auch: „Kennzeichenlesegeräte“) per-
sonenbezogene Daten für Zwecke der „Fahndung“ (§ 24 SPG) zu verarbeiten.110 
Solche Geräte – sie wurden vom Prinzip her bereits oben im Kontext der sog 
„Videomaut“ angesprochen – sind in in der Lage, in Bruchteilen einer Sekunde 
mittels bildgebender bzw -verarbeitender technischer Verfahren eine große Zahl 
von Kfz-Kennzeichen automatisch zu erfassen und deren Buchstaben-Zahlen-
Kombination „auszulesen“ und weiterzuverarbeiten.  

Für den spezifischen Fahndungszweck werden die Kennzeichen sämtlicher 
Kfz, die ein Kennzeichenerkennungsgerät passieren, nach ihrer Erfassung und 
Auslesung automationsunterstützt mit der Liste gefahndeter Kennzeichen verglichen.  

Datenschutzrechtliche Auftraggeber für die Datenverwendung mittels Kenn-
zeichenlesegeräten im vorstehenden Sinne sind jeweils die lokalen Sicherheits-
behörden, dh Bezirksverwaltungsbehörden und die Bundespolizeidirektionen.111 

                                 
107 Vgl dazu die Meldung Pkt 6 und 7 der Neumeldung der ASFINAG beim Datenverar-

beitungsregister (DVR) v 1.8.2007 betreffend die Datenanwendung „Videoüberwa-
chung von Rastplätzen auf Bundesstraßen“. 

108  Vgl § 50a ff DSG 2000.  
109 Vgl wieder in FN 107. 
110 Vgl § 54 Abs 4b Satz 1 SPG BGBl 1991/566 idF BGBl I 2009/133. 
111 Vgl § 4 Z 4 DSG 2000 iVm Art 78a Abs 1 B-VG und § 4 Abs 2 iVm §§ 24 Abs 2, 54 

Abs 4b SPG.  
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F. Zwischenergebnis  
Aus der obigen Zusammenstellung bzw Skizzierung der auf Straßen mit öffent-
lichem Verkehr potentiell vorhandenen bildgebenden bzw bildverarbeitenden 
technischen Einrichtungen nebst deren Zuordnung zu bestimmten Auftraggebern 
folgt, dass sich die in der öffentlichen Debatte übliche Fokussierung auf „ASFINAG-
Kameras“ als extreme Verkürzung der Realität darstellt.  

Aus (datenschutz)rechtlicher Sicht ist anhand einer funktionellen Betrachtung 
danach zu unterscheiden, wer für welchen Zweck straßenseitig Kameras installier-
te bzw betreibt. Unter diesem Gesichtspunkt ist der ASFINAG nur ein Teil der 
zahlreichen Kameras direkt zurechenbar. Von „ASFINAG-Kameras“ in diesem 
Sinne kann daher im Wesentlichen nur in Bezug auf Videoüberwachungs-
systeme nach dem Straßentunnel-Sicherheitsgesetz, Kameras zur Verkehrsbe-
obachtung außerhalb von Tunnelstrecken, Webcams zur Information der Öffent-
lichkeit über die aktuelle Verkehrslage, Kameras in Videomautspuren sowie 
Kameras an von der ASFINAG betriebenen Autobahnraststätten gesprochen 
werden. Nur diese Kameras werden quasi „für eigene Zwecke“ der ASFINAG 
betrieben. Kameras an LKW-Mautkontrollstellen werden – unbeschadet der 
Eigentümerrolle – funktionell überwiegend für Verwaltungsstrafverfahrenszwecke 
genutzt. 

Soweit bildgebende technische Einrichtungen mit dem Ziel der Feststellung 
von Übertretungen der StVO, des KFG, des IG-L, des Eisenbahngesetzes oder 
des BStMG oder etwa für Verkehrszählungen oder in Verkehrsbeeinflussungs-
anlagen eingesetzt werden, fallen deren Errichtung und Betrieb in die Verantwor-
tung der jeweils zuständigen Verwaltungsbehörden (Straßenaufsichtsbehör-
den, Eisenbahnbehörden, Verwaltungsstrafbehörden etc). 

Für die nach dem Sicherheitspolizeigesetz betriebenen Kennzeichenerken-
nungsgeräte folgt schon aus deren spezifischer Zwecksetzung die Zuordnung zu 
den Sicherheitsbehörden. Da Kennzeichenerkennungsgeräte, die von den 
Sicherheitsbehörden selbst betrieben werden, weder zur „normalen“ straßensei-
tigen Verkehrsinfrastruktur zu zählen sind noch im Fokus des hier untersuchten 
Themas liegen, können diese Geräte bei den weiteren Überlegungen vorerst 
außer Betracht bleiben.  

IV. Tatsächliche Eignung und rechtliche Grenzen der In-
dienstnahme von Kameras der Straßeninfrastruktur 
für Fahndungszwecke nach geltender Rechtslage 

A. Technisch-organisatorische Überlegungen zur 
automationsunterstützten Kfz-Fahndung  

Den Sicherheitsbehörden obliegt gem § 24 SPG sowohl die Ermittlung des Auf-
enthaltsortes eines Menschen, nach dem gesucht wird („Personenfahndung“), 
als auch das Aufsuchen von Gegenständen, die einem Menschen durch einen 
gefährlichen Angriff gegen das Vermögen entzogen worden sind oder die für die 
Klärung eines „gefährlichen Angriffes“112 benötigt werden („Sachenfahndung“). 

                                 
112 Vgl dazu die Legaldefinition in § 16 Abs 2 SPG bzw unten bei FN 154. 
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Neben diesen „sicherheitspolizeilichen“ Fahndungen gibt es auch die Fahndung 
zur „Aufenthaltsermittlung und zur Festnahme“ von Personen bzw zur „Feststel-
lung des Verbleibes einer Sache und zu ihrer Sicherstellung“ nach der StPO.113 
Darüber hinaus werden auch Maßnahmen, die auf eine Überwachung des Mobi-
litätsverhaltens bestimmter Personen abzielen (verdeckte Registrierung uä), 
unter den Fahndungsbegriff subsumiert.114  

Gesuchte Kfz fallen zunächst naturgemäß in die Kategorie „Sachenfahn-
dung“. Im Einzelfall kann ein Kfz – etwa aufgrund der angenommenen bzw an-
zunehmenden Benutzung eines bestimmten Kfz durch eine gesuchte Person – 
auch einen direkten Bezug zu einer Personenfahndung aufweisen.  

Die hier interessierende öffentliche Debatte über die Heranziehung von stra-
ßenseitig installierten bildgebenden technischen Einrichtungen zielt erkennbar 
darauf ab, mittels Bilddaten Kfz ausfindig zu machen, mit denen sich Ein-
bruchstäter zum Tatort begeben oder von diesem „flüchten“, bzw Kfz zu identifi-
zieren, mit denen Beute abtransportiert wird. Dabei wird unterstellt, dass flüchti-
ge Täter bevorzugt das hochrangige Straßennetz um Umfeld der Tatorte nutzen. 
Auf die Stichhaltigkeit dieser Hypothese wird noch an anderer Stelle zurückzu-
kommen sein (siehe unten bei FN 195).  

In Bezug auf den Einsatz bildverarbeitender technischer Einrichtungen sind 
im gegebenen Kontext – wie bereits verschiedentlich angeklungen – grundsätz-
lich zwei Grundkonstellationen der Datenverwendung zu unterscheiden. 
Einmal können bildverarbeitende technische Einrichtungen darauf abzielen, das 
Verkehrsgeschehen einfach aufzuzeichnen und für einen bestimmten Zeitraum 
zu speichern. Für die hier interessierenden Fahndungszwecke kommt es dabei 
naturgemäß darauf an, dass die bezüglichen Bilddaten eine Qualität aufweisen, 
die nicht nur eine Erkennbarkeit einzelner Kfz als solcher, sondern auch die 
Lesbarkeit deren Kennzeichen gewährleistet. Straßenseitig installierte Kame-
ras, seien es solche, die in der Verfügungsmacht der ASFINAG oder von Behör-
den stehen, welche den vorgenannten Anforderungen aufgrund ihrer techni-
schen Spezifik, Positionierung oder Einstellung nicht genügen, scheiden insofern 
für eine wie immer geartete „Indienstnahme“ für die „Bekämpfung der Einbruchs-
kriminalität“ aus.  

Über die Aufzeichnung des Verkehrsgeschehens hinaus besteht die Möglich-
keit, mittels bildgebender Verfahren erstellte digitale Bilder von Kfz mittels spe-
zieller Software zu analysieren und auf den Bildern erkennbare Kennzeichen-
daten zu extrahieren. Damit eröffnet sich die Möglichkeít diese Daten (Buchsta-
ben, Ziffern) automatisiert mit Listen gefahndeter Kfz abzugleichen.  

Während das Auslesen von Kennzeichendaten mit den verfügbaren Techno-
logien grosso modo gut funktioniert, stoßen weitergehende automatisierte Aus-
wertungen (Fahrzeugtype, Farbe uam) auf gewisse natürliche Grenzen (Stich-
wort: „Lichtverhältnisse“ ua). Es legt daher auf der Hand, dass sich die ausdrück-
liche gesetzliche Ermächtigung zur automatisierten Fahndung nach dem SPG 
bis dato auf den Fall des Einsatzes von Kennzeichenerkennungsgeräten (§ 54 
Abs 4b) beschränkt.  

                                 
113  Vgl § 167 iVm § 168 StPO. 
114  Näheres zum Fahndungsbegriff mwN bei Leitner, Fahndung durch Sicherheitsbe-

hörden und Sicherheitsorgane (2002) 17 ff. Siehe mwN auch Werner, Fahndung, in 
Bäumler/Breinlinger/Schrader (Hrsg), Datenschutz von A – Z (1999 ff) F 20. 
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Eine manuelle Durchsicht gespeicherter Bilddaten auf andere Kriterien hin 
(Type, Farbe des Kfz, Insassen, Hinweise auf Beladung etc) erscheint selbst im 
Falle der Beschränkung auf bestimmte Routen bzw Kontrollpunkte schon aus 
Kapazitätsgründen illusorisch. Sie machte bestenfalls bei Vorliegen sehr konkre-
ter Hinweise von Tatzeugen oder anderen Informanten Sinn (etwa brauchbare 
Kfz-Beschreibung iVm Ort und Zeit der Wahrnehmung, Fahrtrichtung ua). Auch 
diesfalls taugen gespeicherte Bilddaten im hier diskutierten Sinne weniger als 
Instrument der „Sofort- bzw Alarmfahndung“115. Dies ergibt sich schon daraus, 
dass die in Betracht kommenden Bilddaten insbesondere aus Datensicherheits-
gründen (Verschlüsselung, eingeschränkte Zugriffsberechtigungen etc) idR nicht 
sofort verfügbar sind / wären, sondern wiederum erst „ermittelt“ bzw „angefor-
dert“ werden müss(t)en. Bildaufzeichnungen sind insofern zur Entdeckung von 
„flüchtigen“ oder auf dem Weg zum Tatort befindlichen Tätern wenig oder nicht 
geeignet. Eher denkbar erscheint es, dass auf Basis von Zeugenaussagen aus-
gewertetes Bildmaterial Anhaltspunkte zur Zuordnung einer (weiteren) Tathand-
lungen zu einem bereits (wegen anderer Taten) festgenommenen mutmaßlichen 
Täter beitragen kann. 

Aus dem eben Gesagten folgt, dass der Hauptfokus der Sicherheitsbehör-
den bei der Heranziehung von „fremden“ Einrichtungen zur Bildverarbeitung auf 
solchen liegen müsste, die sich zur automatisierten Erkennung von Kennzei-
chen eignen. 

Nachfolgend verbleibt nun die Prüfung, welche der in Abschn III angespro-
chenen Kameras im Lichte der angedeuteten fahndungstechnischen Erforder-
nisse überhaupt für die „Einbrecherjagd“ in Betracht kommen.  

B. Detailbetrachtungen anhand der diversen Kamerasysteme 

1. „ASFINAG-Kameras“ ieS  

a) „Webcams“  

Die von den in Abschn III.B.4 (bei FN 90) bereits angesprochenen sog „Web-
cams“ übertragenen Bilder werden nicht gespeichert. Zudem liefern die Kame-
ras offenkundig lediglich Übersichtsbilder. Diese lassen keine brauchbaren 
Rückschlüsse auf Kfz-Type, Kennzeichen etc zu116 und können daher in der 
Folge außer Betracht bleiben. 

b) Videoüberwachungssysteme nach dem Straßentunnel-
Sicherheitsgesetz  

Die in Straßentunnel zum Einsatz kommenden Videoüberwachungssysteme 
zeichnen das Verkehrsgeschehen im Unterschied etwa zu den vorhin behandel-

                                 
115  Gemeint ist damit primär eine planmäßige, schlagartige Suche nach (einem) Tä-

ter(n) in einem umgrenzten Raum aus aktuellem Anlass (Überfall etc). Näheres zur 
praktischen Planung und Durchführung einer solchen Alarmfahndung mwN bei Leit-
ner (FN 114) 25 ff. Siehe mwN auch Werner (FN 114).  

116 Vgl wieder die Kamerabilder auf http://www.asfinag.at/, Rubrik „Services “, Subrubrik 
„Webcams“. 
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ten Webcams zwar auf. Der Zweck der Speicherung besteht va darin, den Tun-
nel-Managern und die Einsatzdienste bei der Bewältigung von Gefahren- bzw 
Katastrophenfällen zu unterstützen. Im Brandfall kann es in Tunnel infolge sich 
rasch ausbreitenden Rauchs zu extremer Sichtbehinderung kommen. Der Rück-
griff auf den Bildspeicher ermöglicht es, den Brandherd, allenfalls im Tunnel ab-
gestellte Kfz bzw verletzte / flüchtende Personen etc zu lokalisieren und entspre-
chend zielgerichtete Rettungsmaßnahmen einzuleiten.  

Für den genannten Zweck reicht freilich eine relativ kurze Speicherdauer aus. 
Folgerichtig bzw in Entsprechung des allgemeinen Datenschutzgrundsatzes der 
begrenzten Speicherdauer117 bestimmt das Straßentunnel-Sicherheitsgesetz 
ausdrücklich, dass die Bilder spätestens nach Ablauf von vier Stunden, ge-
rechnet vom Zeitpunkt der erstmaligen Aufzeichnung, zu löschen sind.118  

Kommt es zu einer erheblichen Störung oder einem Unfall im Tunnel kann es 
im Einzelfall aber auch erforderlich sein, im Interesse der Vermeidung solcher 
Vorfälle in der Zukunft das Geschehen anhand von Bildaufzeichnungen einer 
eingehenderen Analyse zu unterziehen. Diesfalls darf eine Speicherung der 
Bilder über die vorgenannte „normale“ Aufbewahrungsfrist hinaus erfolgen, frei-
lich nur solange es „unbedingt erforderlich ist“ und längstens drei Jahre ab der 
erstmaligen Aufzeichnung.119. Analoges gilt, wenn etwa komplexe Haftungsfra-
gen zu klären sind.120  

Für alle der vorstehend erwähnten Fälle von Bildaufzeichnungen statuiert das 
Straßentunnel-Sicherheitsgesetz im Einklang mit dem allgemeinen Datenschutz-
grundsatz der „Erheblichkeit / Wesentlichkeit“121, dass die Aufzeichnung und 
Wiedergabe von Bildern mittels des Tunnel-Videoüberwachungssystems grund-
sätzlich nur in einer Qualität zu erfolgen hat, die eine Erkennbarkeit einzelner 
Personen oder Fahrzeugkennzeichen ausschließt.122 Tatsächlich ist eine 
solche Erkennbarkeit für die Gewährleistung der Tunnelsicherheit grundsätzlich 
nicht erforderlich. Für die mit dem Videoüberwachungssystem intendierte auto-
matische, möglichst frühzeitige und deutliche Erkennung123 von Verkehrsstörun-
gen (zB stehen gebliebene Fahrzeuge) oder sonstigen Gefahren für die Sicher-
heit des Straßenverkehrs und des Tunnelbetriebs sowie deren Bewältigung 
spielt die Zuordnung von Kfz zu bestimmten Kfz-Haltern oder der Identität von 
Kfz-Insassen nämlich keinerlei Rolle.  

Unter bestimmten Bedingungen („erheblichen Störungen oder Unfälle“; Bsp: 
im Tunnel liegen gebliebenes Kfz mit Rauchentwicklung) kann es aber erforder-
lich sein, zur Klärung des Sachverhalts bzw zur Kontaktaufnahme mit Kfz-
Lenkern Kameras etwa vom „Übersichtsmodus“ in einen „Zoom-Modus“ umzu-
schalten. Quasi als „Nebenprodukt“ kommt es dann zur Aufzeichnung von Bil-
dern, die sich sehr wohl zur Identifizierung von einzelnen Kennzeichnen oder 
Personen eignen. Auch auf diesen spezifischen Fall nimmt das Straßentunnel-
Sicherheitsgesetz in Form einer entsprechenden Ausnahmeklausel Bedacht.124 

                                 
117 Vgl § DSG 2000. 
118 Vgl § 4 Abs 5 Z 6 STSG. 
119 Vgl § 4 Abs 5 Z 7 STSG. 
120 Vgl ebenda. 
121 Vgl § DSG 2000. 
122 Vgl § 4 Abs 5 Z 4 und 7 STSG. 
123 Vgl § 4 Abs 5 Z 2 STSG. 
124 Vgl § 4 Abs 5 Z 7 STSG. 
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Aus all dem oben Gesagten folgt, dass sich die mittels Videoüberwachungs-
systemen in Tunnel verarbeiteten Bilddaten grundsätzlich nicht für Sofort- 
bzw Alarmfahndungsmaßnahmen eignen. Kfz oder Insassen wären nämlich – 
wenn überhaupt – nur auf Bildmaterial identifizierbar, das nur in speziellen Aus-
nahmesituationen („Störfälle“) überhaupt anfällt. Auch eine spätere Heranzie-
hung zwecks Rekonstruktion etwa eines Fluchtweges wird idR schon wegen der 
geringen Speicherdauer entfallen.  

c) Verkehrsbeobachtungskameras außerhalb von Tunnelstrecken  

Wendet man den im Vorabschnitt angesprochenen Datenschutzgrundsatz der 
Erheblichkeit bzw Wesentlichkeit auf die Verkehrsbeobachtung außerhalb von 
Tunnel an, zeigt sich, dass hier eine sachliche Rechtfertigung für die Speiche-
rung des Verkehrsgeschehens nicht besteht. Die Problematik der Lokalisierung 
von Kfz stellt sich genausowenig wie das Thema der „Weiterentwicklung“ eines 
videobasierten Systems zur automatisierten Erkennung von Gefahren nach 
schweren Stör- bzw Unfällen. Der Gesetzgeber hat daher anlässlich der 22. StVO-
Novelle konsequenterweise für Zwecke der Verkehrsbeobachtung etwa durch 
Straßenerhalter zwar den Einsatz technischer Einrichtungen zur Bildübertragung 
ausdrücklich gestattet,125 zugleich jedoch die Aufzeichnung von dabei anfallen-
den Daten untersagt126.  

Davon abgesehen wurde – ähnlich wie im Straßentunnel-Sicherheitsgesetz – 
klargestellt, dass eine bildgebende Erfassung des Verkehrsgeschehens, die 
eine Identifizierung von Personen oder Fahrzeugen ermöglicht, nur aus-
nahmsweise zulässig ist. Nämlich nur soweit dies im Einzelfall zwingend erfor-
derlich ist, um bestimmte Aufgaben zu erfüllen (hier va die den Straßenerhalter 
treffenden gesetzlichen Aufgaben; bspw Nutzung der Zoomfunktion einer Kame-
ra im Einzelfall, um auf der Fahrbahn liegende Gegenstände zu identifizieren 
[Bsp: poröser Eisklumpen oder kompaktes verlorenes Ladegut?]127).128  

Aus den obigen Ausführungen folgt, dass auch die von der ASFINAG betrie-
benen Kameras zur Verkehrsbeobachtung keine sinnvollen Anknüpfungspunkte 
für automatisierte polizeiliche Fahndungsmaßnahmen zu liefern vermögen. 

d) Kameras an Videomautspuren 

Wie bereits in Abschn III.C (nach FN 100) dargestellt, erfordert der spezifische 
Abfertigungsmodus der Videomautspur auf sog Sondermautstrecken eine Re-
gistrierung im Vorfeld. Dazu wird jeweils das Kfz-Kennzeichen gemeinsam mit 
der zuzuordnenden Mautkartennummer und der Mautstrecke, für die die Jahres- 
oder Videomautkarte erworben wurde, dauerhaft im jeweiligen „Videomautsystem“ 
gespeichert. Zwecks Entwertung des mit dem Kauf von Jahres- oder Video-
maut(einzel)karten erworbenen Guthabens wird zudem jedes Passieren einer 
Videomautspur mit dem zugehörigen Kfz im Speicher des Systems dokumen-
tiert.129  

                                 
125 Vgl § 98f Abs 1 Z 1 StVO 1960.  
126 Vgl § 98f Abs 3 StVO 1960. 
127 Vgl idS Erl „Zu Z 2 (§ 98a bis § 98f [StVO])“ des AB 74 BlgNR 24. GP, 2. 
128 Vgl § 98f Abs 2 StVO 1960. 
129 Quelle: Schreiben „Meldung der Datenanwendung ‚Videomautspuren‘“ der ASFINAG 
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Technisch wäre es also möglich, nachträglich festzustellen, ob ein be-
stimmtes, gefahndetes Kfz zu einem bestimmten Zeitpunkt eine Videomautspur 
passiert hat. Die Möglichkeit eines „Treffers“ wäre aber von vornherein nur auf 
den Kreis der zuvor registrierten Kfz eingeschränkt. Die Wahrscheinlichkeit, dass 
ausgerechnet Kriminelle sich für solche Videomautspuren registrieren, ist wohl 
eher als gering einzuschätzen.  

Eine automationsunterstützte „Sofortfahndung“ mittels Videomautspuren 
wäre mit Blick auf die ebendort eingesetzten Kennzeichenerkennungsgeräte 
theoretisch denkbar, würde aber nur im Rahmen eines zentralisierten Fahn-
dungssystems Sinn machen (zur rechtlichen Problematik eines solchen Systems 
noch näher unten in Abschn V bei FN 302).  

Im Übrigen ist anzumerken, dass sich die aktuelle „Einbruchswelle“ auf Regi-
onen in Ostösterreich konzentriert, in denen es keine Sondermautstrecken gibt. 
Auch deshalb können die Videomautsysteme im gegebenen Kontext im Grunde 
vernachlässigt werden.  

e) Videoüberwachung von ASFINAG-Rastplätzen  

Das bereits oben (Abschn III.D bei FN 107) angesprochene Überwachungskon-
zept für die neu errichteten ASFINAG-Rastplätze an Autobahnen basiert im 
Wesentlichen auf einer digitalen Bildaufzeichnung des Geschehens an vier 
„Schlüsselstellen“. Überwacht werden demnach jeweils der PKW- und der LKW-
Parkplatz, die sog „Infrastrukturzeile“ (Toilettenanlagen etc) und die Ausfahrt.130 
An letzterer wird die dort positionierte Kamera im Übrigen mittels Bewegungs-
sensor ausgelöst.131 Die Speicherdauer beträgt 48 Stunden, danach werden die 
Bilder im sog Ringspeicher mit aktuelleren Daten „überschrieben“.132  

Um die mit der Überwachung der Rastplätze verfolgten Ziele (de facto va Er-
leichterung der Verfolgung von Sachbeschädigungen) zu erreichen, muss die 
Aufzeichnung naturgemäß in einer Qualität erfolgen, die eine spätere Identifizie-
rung von Personen und/oder Kfz ermöglicht. Da hier – soweit ersichtlich – eine 
automatisierte Erkennung von Kennzeichen nicht stattfindet, sind die Video-
überwachungssysteme der Rastplätze jedenfalls für automatisierte Sofortfahn-
dungsmaßnahmen anhand von Kfz-Kennzeichen ungeeignet. Auch die spätere 
Rekonstruktion von „Fluchtbewegungen“ mittels einer manuellen Bildauswertung 
erscheint angesichts der relativ kurzen Speicherdauer sowie des eingeschränk-
ten Verkehrskreises (nur Benutzer der Rastplätze, nicht sämtliche Kfz auf der 
bezüglichen Strecke) wenig zielgerichtet.  

                                                              
an das DVR v 19.11.2004 (MA-Dat04.004/ER/AH). 

130 Vgl dazu Pkt 6 der bezüglichen DVR-Meldung (FN 107). 
131 Vgl ebenda. 
132 Vgl ebenda. 
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2. Kameras im Dienste der Straßenaufsichtsbehörden und 
anderer Verwaltungsbehörden  

a) Kameras in technischen Einrichtungen zur Feststellung von 
Verwaltungsübertretungen  

• „Abschnittsbezogene“ Geschwindigkeitsüberwachung („Section 
Control“)  

Mit der 22. StVO-Novelle wurde ua die umstrittene Methode der Geschwindig-
keitsüberwachung mittels sog „Section Control“-Anlagen einer ausdrücklichen 
Regelung zugeführt. Die Spezifik dieser technischen Einrichtungen besteht ein-
mal darin, dass sie die durchschnittliche Fahrgeschwindigkeit eines Fahrzeu-
ges auf einer festgelegten Wegstrecke messen können. Auf diese Weise wird 
die Überwachung der Einhaltung der ziffernmäßig festgesetzten zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit auf einem ganzen Streckenabschnitt, etwa in einem 
Baustellenbereich, Tunnel uä, möglich.  

Um dieses Ziel zu erreichen wird auf die in diesem Beitrag bereits in ver-
schiedenen Zusammenhängen angesprochene Methode der automatischen 
Zeichen- bzw Texterkennung zurückgegriffen. Am Beginn sowie am Ende einer 
zu überwachenden Messstrecke werden – vereinfacht – mittels über der Fahr-
bahn angebrachter Erfassungseinrichtungen von sämtlichen, den Ein- bzw Aus-
fahrtsquerschnitt passierenden Kfz Digitalaufnahmen angefertigt und deren 
Kennzeichen ausgelesen und im Endeffekt samt dem genauen Erfassungszeit-
punkt an einen Auswerterechner übermittelt. Letzterer führt anhand der solcher-
art laufend eintreffenden Daten einen Vergleich jener Durchfahrtszeitpunkte 
durch, die ein und demselben Kennzeichen zugeordnet werden können. So kann 
letztlich die Durchfahrtszeit eines Kfz und eine daraus allenfalls ableitbare unzu-
lässige Überschreitung der erlaubten (maximalen durchschnittlichen) Höchstge-
schwindigkeit ermittelt werden. Zutreffendenfalls werden die auf das Kfz Bezug 
habenden Daten automatisch an die örtlich zuständige Verwaltungsstrafbehörde 
weitergeleitet und entsprechend dokumentiert.  

Liegt hingegen keine derartige Geschwindigkeitsüberschreitung vor, werden 
sämtliche zu einem Kennzeichen gespeicherten Daten binnen ca 8 Minuten 
wieder aus den Speichern der „Section Control“-Anlage gelöscht. Damit wird 
dem ausdrücklichen gesetzlichen Verbot133 der Verwendung von mit solchen 
Anlagen ermittelten Daten, die keinen Überschreitungsfall betreffen, über den 
Zeitpunkt der Feststellung der durchschnittlichen Fahrgeschwindigkeit auf einer 
festgelegten Wegstrecke hinaus entsprochen. 

Aus fahndungstechnischer Sicht ist im Lichte des Gesagten festzuhalten, 
dass sich die Section Control-Anlagen zwar infolge ihrer Basierung insbesondere 
auf Kennzeichenerkennungsgeräten grundsätzlich zur automatisierten Sofort-
fahndung auf Basis eines gesuchten Kennzeichens eignen würden. Unbescha-
det der noch zu diskutierenden Frage der rechtlichen Zulässigkeit einer solchen 
Weiterverwendung (dazu unten Abschn IV.C.3.c bei FN 182) machte die Nutzung 
der bezüglichen Anlagen für solche Sofortfahndungsmaßnahmen freilich nur als 
Teil eines zentralisierten Systems Sinn (dazu unten Abschn V nach FN 193).  

                                 
133 Vgl § 98a Abs 2 StVO 1960. 
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Eine Nutzung der Section Control zur späteren Nachvollziehung der von ei-
nem ermittelten Tatverdächtigen mit einem bestimmten Kfz unternommenen 
„Reisebewegung“ muss dagegen schon mit Blick auf die obzitierten Löschungs-
vorgaben außer Betracht bleiben. Nur im Übertretungsfall würden ja (Kennzei-
chen)Daten überhaupt dauerhaft dokumentiert, dies freilich nicht in der Über-
wachungsanlage selbst, sondern bei der örtlich zuständigen Strafverfolgungsbe-
hörde. Hinweise auf allfällige Kfz-Insassen außer dem Lenker könnten diesfalls 
freilich keine gewonnen werden. Werden Bilddaten solcher Personen technisch 
bedingt (etwa infolge von Frontfotografien am Beginn der Messstrecke) ermittelt, 
sind diese nämlich kraft ausdrücklicher gesetzlicher Regelung und in Entspre-
chung des datenschutzrechtlichen Wesentlichkeitsgrundsatzes „ohne unnötigen 
Verzug in nicht rückführbarer Weise unkenntlich zu machen“.134  

• „Punktuelle“ Geschwindigkeitsmessung  

Wenn die StVO in Abgrenzung zur vorstehend behandelten „abschnittsbezogenen“ 
auch von einer „punktuellen“ Geschwindigkeitsüberwachung spricht, so sind da-
mit die weithin bekannten Einrichtungen zur Geschwindigkeitsmessung mittels 
Radar- oder Laserstrahlen gemeint („Radarboxen“; „Laserpistolen“; neuerdings 
auch „Lasersäulen“).  

Der wesentliche Unterschied dieser „herkömmlichen“ Messgeräte etwa zu 
Section Control-Anlagen besteht darin, dass eine Ermittlung von Daten, mit 
Eignung zur Identifizierung von Kfz oder Fahrzeuglenkern überhaupt nur im 
Fall einer tatsächlich festgestellten Überschreitung einer ziffernmäßig festge-
setzten zulässigen Höchstgeschwindigkeit erfolgt bzw zulässig ist.135 Die mit 
den besagten Messgeräten verbundenen bzw in diese integrierten Bildaufzeich-
nungsgeräte werden erst nach abgeschlossener Geschwindigkeitsmessung und 
nur bei Bedarf, dh im Überschreitungsfall, aktiviert bzw ausgelöst.  

Aus Sicht der Fahndungsinteressen der Sicherheitsbehörden sind die für die 
punktuelle Geschwindigkeitsmessung herangezogenen Einrichtungen wiederum 
aus zweierlei Gründen „unattraktiv“: Erstens findet eine Auslesung von Kennzei-
chen bestenfalls im Nachhang zu einer festgestellten Übertretung auf Ebene der 
verwaltungsstrafbehördlichen Weiterverarbeitung der Daten statt. Zweitens füh-
ren überhaupt nur Übertretungsfälle zu einer Datenerhebung.  

• Automationsunterstützte Abstandsmessung  

Ebenfalls mit der 22. StVO-Novelle ist eine explizite Regelung der automations-
unterstützen Abstandsmessung zwecks Kontrolle der Einhaltung des erforder-
lichen Sicherheitsabstands beim Hintereinanderfahren136 erfolgt. Bei der Formu-
lierung der bezüglichen Norm137 hat sich der Gesetzgeber am technischen Stand 
der damals im Einsatz befindlichen Geräte orientiert.  

Zufolge der seinerzeitigen Darstellungen durch das österr Innenministerium 
erfolgte die Abstandsmessung grundsätzlich mit mobilen Geräten, die zwar die 
eigentliche Abstandsmessung weitgehend automatisiert vollzogen, jedoch von 
Hand ausgelöst werden mussten/müssen. Konkret bedeutet(e) dies, dass ein 
                                 
134 Vgl § 98a Abs 3 StVO 1960. 
135 Vgl § 98b Abs 2 Satz 1 StVO 1960. 
136 Vgl dazu § 18 StVO 1060. 
137 Vgl § 98c StVO 1960. 
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Kontrollorgan den Verkehr laufend beobachten muss(te) und im Verdachtsfall 
eine Bildaufzeichnung samt nachgängiger programmgesteuerter Auswertung zu 
veranlassen hatte.  

Es liegt in der Natur der Sache, dass bei der skizzierten Methodik auch zur 
Identifizierung von Kfz bzw Personen geeignete Daten ermittelt werden, die dann 
bei der eigentlichen Ermittlung der Fahrzeugabstände keinen Anlass zur Bean-
standung geben. Auch vor diesem Hintergrund sind die gesetzlichen Restriktio-
nen für solche automationsunterstützte („halbautomatische“) Abstandsmessun-
gen zu sehen. Die Behörden dürfen bildverarbeitende technische Einrichtungen 
im hier diskutierten Sinne nämlich nur jeweils räumlich und zeitlich begrenzt 
verwenden.138  

Zudem hat der Gesetzgeber in konsequenter Analogie zu seinen Vorgaben für 
die abschnittsbezogene Geschwindigkeitsüberwachung (vgl oben bei FN 133) 
bestimmt, dass die anfallenden Daten über den Zeitpunkt der Feststellung der 
Unterschreitung des Sicherheitsabstandes hinaus nur in dem Umfang weiter-
verwendet werden dürfen, als dies zur Identifizierung des auffahrenden Fahr-
zeuges oder des betreffenden Fahrzeuglenkers erforderlich ist.139  

Aus fahndungstechnischer Sicht ergibt sich aus den eben skizzierten tech-
nischen und rechtlichen Restriktionen der automationsunterstützten Abstands-
messung wiederum eine fehlende Eignung dieses Instruments sowohl für auto-
matisierte Alarmfahndungsmaßnahmen als auch für eine allfällige spätere 
Fluchtwegrekonstruktion.  

• Automationsunterstützte Überwachung der Beachtung von Lichtzeichen  

Mit diesen Einrichtungen sind im Wesentlichen sog „Rotlichtkameras“ gemeint. In 
puncto Ermittlung personenbezogener bzw zur Identifizierung von Kfz bzw letzt-
endlich von Personen geeigneter Daten ähneln diese den oben behandelten 
technischen Einrichtungen zur punktuellen Geschwindigkeitsmessung. Zur Akti-
vierung der Bildaufzeichnungsfunktion kommt es hier nur im Übertretungsfall 
(Bsp: Einfahrt in eine Kreuzung bei Rotlicht). Und nur eine solche Funktionsweise 
entspricht auch den gesetzlichen Vorgaben.140  

Hinsichtlich der fahndungstechnischen Relevanz der Einrichtungen zur au-
tomationsunterstützten Feststellung einer Missachtung eines Rotlichtzeichens 
kann sinngemäß auf die bezüglichen Ausführungen zum Abschnitt „punktuelle 
Geschwindigkeitsmessung“ verwiesen werden.  

b) Kameras in Verkehrszählungsanlagen  

Soweit die Straßenaufsichtsbehörden auf das Instrument der videobasierten 
Verkehrszählung zurückgreifen haben sie in Ermangelung ausdrücklicher mate-
rienspezifischer Datenschutzregelungen den allgemeinen Rechtsrahmen des 
DSG 2000 zu beachten. Für statistische Zwecke im hier interessierenden Sinne 
erscheint es nicht erforderlich, das Verkehrsgeschehen in einer Form aufzu-
zeichnen, die einzelne Kennzeichen oder Personen erkennen lässt. 

                                 
138 Vgl § 98c Abs 1 Satz 1 StVO 1960. 
139 Vgl § 98c Abs 2 Satz 1 StVO 1960. 
140 Vgl § 98d Abs 2 StVO 1960. 
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Wird eine videobasierte Zählung datenschutzkonform, dh insbesondere ohne 
Dokumentation von Kennzeichendaten, durchgeführt, stellt sich die Frage nach 
einer Nutzung der gespeicherten Daten für Fahndungszwecke insofern gar nicht. 

Eine gewisse Erheblichkeit könnte Kennzeichen aber auch im statistischen 
Kontext zukommen. Dies va dann, wenn es um die Erstellung von Verkehrs-
stromanalysen geht, bei denen etwa nicht nur nach der quantitativen Belastung 
eines Verkehrsträgers mit Kfz-Verkehr, sondern auch nach der regionalen Her-
kunft / Verteilung Letzteren gefragt wird. Auch hier wird idR aber die Dokumenta-
tion bzw Auswertung jenes Teils der Kennzeichen ausreichen, die über den 
Zulassungsort bzw -bezirk Auskunft geben. Die übrigen Kennzeichenbestandteile 
können mittels spezieller Software entweder von vornherein ausgeblendet bzw 
überblendet oder spätestens nach der Auslesung des Kennzeichens aus dem 
gespeicherten Bildmaterial gelöscht werden. 

Unter Zugrundelegung dieser Prämissen zeigt sich, dass auch Kameras in 
Verkehrszählungsanlagen keine tauglichen Mittel zur Verfolgung der hier 
zugrunde gelegten Fahndungsinteressen darstellen. 

c) Kameras im Dienste der Verkehrsbeobachtung bzw -steuerung  

Auch für die Erreichung der mit Verkehrsbeeinflussungsanlagen (VBA; siehe 
oben bei FN 76) verfolgten Zwecke erscheint eine personenbezogene Verwen-
dung von Daten von Verkehrsteilnehmern – etwa im Kontext der Feststellung der 
Verkehrsdichte – nicht erforderlich und wäre – schon gemessen an den Vorgaben 
des DSG 2000 (Stichwort: „Wesentlichkeitsgrundsatz“) – insofern unzulässig. 

Die in der StVO enthaltenen materienspezifischen Datenverwendungsrege-
lungen auf dem Felde der „Verkehrsbeobachtung“ mittels technischer Einrich-
tungen zur Bildübertragung wurden bereits in Abschn IV.B.1.c (bei FN 125) an-
gesprochen. Sie erfassen nicht nur Verkehrsbeobachtungen durch den Straßen-
erhalter, sondern auch solche im Dienste der Straßenaufsichtsbehörden, etwa 
für Zwecke der Verkehrsregelung.141  

In Bezug auf die Relevanz von Verkehrsbeobachtungskameras für si-
cherheits- oder kriminalpolizeiliche Zwecke kann an dieser Stelle auf die Ausfüh-
rungen oben bei FN 128 verwiesen werden. 

d) Kameras in Mautkontrollstellen 

Folgt man der hier vertretenen Auffassung der Zurechnung der technischen 
Einrichtungen zur automatischen Überwachung der korrekten Entrichtung der 
Pkw- bzw LKW-Maut zu den örtlich zuständigen Verwaltungsstrafbehörden (dh 
idR den Bezirksverwaltungsbehörden), so bestünde zwischen dem datenschutz-
rechtlichen Auftraggeber dieser Einrichtungen und jenem für genuin sicherheits-
polizeiliche Fahndungsmaßnahmen, etwa mittels Kennzeichenerkennungsgerä-
ten nach § 54 Abs 4b SPG (ebenfalls Bezirksverwaltungsbehörde oder Bundes-
polizeidirektion), Identität. 

Auch unter dieser Prämisse käme/kommt aber eine Indienstnahme der Ka-
meras in Mautüberwachungsstellen etwa für sicherheitspolizeiliche Zwecke aus 
datenschutzrechtlichen Gründen nicht ohne weiters in Betracht. 

                                 
141 Vgl § 98 f Abs 1 Z 1 StVO 1960. 
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Technisch gesehen stellt sich die Situation in Bezug auf die Einrichtungen zur 
automatisierten Mautkontrolle ähnlich jener bei der sog abschnittsbezogenen 
Geschwindigkeitsüberwachung dar. Grundsätzlich werden nämlich sämtliche 
eine Kontrollstelle passierenden Kfz ua mittels Bildaufzeichnungsgeräten erfasst. 
Dabei wird sowohl ein Front- (für die Kennzeichenerkennung bei LKW) oder 
Windschutzscheibenbild (für die automatisierte Vignettenkontrolle bei PKW) als 
auch ein Übersichtsbild (bei PKW für die Kennzeichenerkennung; bei LKW für 
die manuelle Nachprüfung der Mautpflicht) erstellt.  

Erst in einem zweiten Schritt wird entweder anhand diverser Sensoren (va 
Laservorhang zwecks Prüfung der Kubatur bei Mautkontrollstellen für die LKW-
Maut)142 oder nur mittels Auswertesoftware (bei der automatischen Vignetten-
kontrolle [PKW-Maut])143 die Vorfrage der Mautpflichtigkeit als solcher geklärt. 
Schließlich erfolgt – wiederum für LKW und PKW auf technisch unterschiedliche 
Weise – die Beantwortung der Hauptfrage, dh jene nach der korrekten Entrich-
tung der jeweiligen Maut.  

Zu beachten ist aber, dass – anders als etwa bei der sog „Section Control“ – 
auf der ersten Stufe zwar digitale Bilder aller die Kontrollstelle passierender Kfz 
angefertigt werden, jedoch hier noch keine automatisierte Kennzeichener-
kennung Platz greift. Solches passiert erst im Verdachtsfall einer Übertretung, 
dh wenn die der Bildaufzeichnung nachgelagerte Auswertung zum Ergebnis des 
Vorliegens einer Mautpflichtigkeit des Kfz führt und sich Hinweise auf die nicht 
erfolgte Erfüllung ebendieser ergeben haben. In allen anderen Fällen erfolgt eine 
Löschung des angefallenen Bildmaterials. 

Vor diesem technischen Hintergrund erweisen sich die automatischen Maut-
kontrollstationen in ihrem derzeitigen Betriebsmodus für eine automatisierte 
Fahndung nach flüchtigen Einbrechern wiederum als ungeeignet. In Bezug auf 
die Einrichtungen zur automatisierten Vignettenkontrolle kommt erschwerend 
hinzu, dass diese aktuell überhaupt nur stichprobenartig zum Einsatz kommen 
und nicht online an ein zentrales System angeschlossen sind.  

Zur Eignung von Mautkontrolleinrichtungen zur nachträglichen Erforschung 
von „Fluchtwegen“ kann wiederum sinngemäß auf das oben zur punktuellen 
Geschwindigkeitsmessung Gesagte verwiesen werden.  

C. Zur Zulässigkeit der „Weiterverwendung“ von Bilddaten für 
sicherheitsbehördliche Zwecke 

1. Eingrenzung auf „realistische“ Fälle  

a) Kameras auf ASFINAG-Rastplätzen und Tunnelkameras nach dem 
Straßentunnel-Sicherheitsgesetz (STSG) 

Die Überlegungen im Vorabschnitt haben gezeigt, dass sich im Grunde weder 
die im Einflussbereich der ASFINAG noch die in jenem der diversen Verwal-
tungsbehörden befindlichen Kamerasysteme in ihrer derzeitigen technischen 
                                 
142 Vgl dazu http://www.asfinag.at/maut/mautaufsicht, Rubrik „Automatische Kontrolle“; 

weiters Kunnert, in Jahnel (FN 96) 134 f.  
143 Vgl die Präsentationsunterlage „ASFINAG. Automatische Vignettenkontrolle (AVK)“ 

v 4.2.2008, 2 ff. 
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und rechtlichen Ausgestaltung für automatisierte Sofortfahndungsmaßnahmen 
durch Sicherheitsbehörden eignen.  

Am ehesten könnten im Einzelfall die nachträgliche Auswertung gespei-
cherter Bilddaten von Nutzen sein. Dies freilich nur dann, wenn die an die Si-
cherheitsbehörden herangetragenen Hinweise („Fluchtwegbeschreibung“, Fahr-
zeugbeschreibung, „Kennzeichen“ etc) ausreichend konkret sind oder Organe 
der öffentlichen Aufsicht selbst hinreichende Wahrnehmungen gemacht ha-
ben, um eine gezielte manuelle Durchsuchung entsprechenden Bildmaterials 
erfolgversprechend erscheinen zu lassen. Zu denken ist hier primär an die von 
Überwachungskameras auf ASFINAG-Rastplätzen gemachten Aufzeichnungen. 
Theoretisch in Betracht kommen zudem Aufzeichnungen aus Videoüberwa-
chungssystemen nach dem STSG.  

b) Kameras in technischen Einrichtungen zur automatisierten 
Feststellung von Verwaltungsübertretungen 

Ein Rückgriff auf die aus automatisierten Überwachungen zwecks Feststel-
lung von Verkehrsverstößen stammenden und für Zwecke der Verwaltungs-
strafverfolgung gespeicherten Bild- bzw Kennzeichendaten („Übertretungsfälle“) 
macht – wie bereits oben angedeutet – nur sehr bedingt Sinn. Nämlich bspw 
dann, wenn bekannt ist oder aufgrund bestimmter Tatsachen angenommen 
werden kann, dass der gesuchte Tatverdächtige mit einem bestimmten Kfz die 
zulässige Höchstgeschwindigkeit überschritten hat und dies etwa mittels Radar-
box oder „Section Control“ festgestellt wurde. 

2. Datenschutzrechtlicher Zweckbindungsgrundsatz und 
zulässige Durchbrechungen  

Aus Datenschutzrechtlicher Sicht ist für die beiden im Vorabschnitt genannten 
Fälle einer potentiellen Datennutzung durch Sicherheitsbehörden zunächst der 
Grundsatz der Zweckbindung von Bedeutung. Diesem, allgemein in § 6 Abs 1 
Z 2 DSG 2000 niedergelegten Prinzip zufolge dürfen (personenbezogene) Daten 
nur für (im Voraus) festgelegte, eindeutige und rechtmäßige Zwecke ermittelt 
und nicht in einer mit diesen Zwecken unvereinbaren Weise weiterverwendet 
werden. Daraus folgt, dass ein bestimmter datenschutzrechtlicher Auftraggeber 
für einen bestimmten Zweck bzw ein bestimmtes Aufgabengebiet zulässigerwei-
se ermittelte Daten nicht einfach auch für jeden x-beliebigen anderen Zweck 
heranziehen darf.  

So darf etwa eine Gemeinde ihr aus „Abgaben“ erworbenes Wissen um die 
Bonität von Unternehmen nicht automatisch auch für eigene Geschäfte, die sie 
im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung tätigt, nutzen. Genauso wenig dürfte 
sie diese Daten kommerziell verwerten, etwa durch kostenpflichtige Auskünfte an 
die Kreditwirtschaft. Eine Übermittlung an einen anderen datenschutzrechtlichen 
Auftraggeber kommt nämlich typischerweise einer Zweckänderung gleich.144  

Von Verfassungs wegen bedürfen personenbezogene Datenverwendungen 
(Ermittlung, Speicherung, Übermittlung etc)145 durch Behörden – mit Blick auf 

                                 
144 Vgl idS etwa DSK 2.11.2004, K120.941/0012-DSK/2004.  
145 Vgl dazu die Legaldefinitionen in § 4 Z 8 und 9 DSG 2000.  
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ihre Eingriffsqualität - im Übrigen stets einer gesetzlichen Grundlage.146 Diese 
muss der stRsp zufolge zudem eine ausreichende Bestimmtheit bzw Vorherseh-
barkeit aufweisen.147  

Für private Auftraggeber gilt, dass diese für die Verwendung zumindest eine 
„rechtliche Befugnis“ iwS für personenbezogener Daten benötigen.148  

Datenübermittlungen dürfen sowohl Private als auch staatliche Behörden 
zulässigerweise insbesondere nur dann vornehmen, wenn die bezüglichen Da-
ten aus einer zulässigen Datenanwendung stammen und der Empfänger dem 
Übermittelnden seine ausreichende gesetzliche Zuständigkeit oder rechtli-
che Befugnis – soweit diese nicht außer Zweifel steht – im Hinblick auf den 
Übermittlungszweck glaubhaft gemacht hat.149 Außerdem dürfen durch 
Zweck und Inhalt der Übermittlung die schutzwürdigen Geheimhaltungsinteressen 
des Betroffenen nicht verletzt werden.150  

Unabhängig davon, ob eine Datenverwendung durch einen staatlichen oder 
privaten Auftraggeber erfolgt, gilt es übrigens, stets die Maxime der Verhältnis-
mäßigkeit zu beachten („gelindestes Mittel“).151 

3. Anwendung auf den vorliegenden Fall 

a) „Zugriff“ auf Kameras an ASFINAG-Rastplätzen  

• Rechtliche Ansatzpunkte für eine Datenübermittlung an Sicherheitsbe-
hörden für sicherheitspolizeiliche Fahndungs- bzw Gefahrenabwehr-
zwecke 

Betrachtet man nun zunächst den Fall der Überwachungskameras an ASFINAG-
Rastplätzen, so ist festzuhalten, dass sich die ASFINAG in Bezug auf die dorti-
ge Bildaufzeichnung seit der DSG-Novelle 2010 auf die neue Bestimmung des 
§ 50a stützen kann. Als legitimer Zweck im Sinne dieser Bestimmung kommt im 
konkreten Fall am ehesten der „Schutz des überwachten Objekts“.152  

Unterstellt man insofern, dass die an den Raststationen erfolgenden Bild-
aufzeichnungen als solche zulässig sind, stellt sich die Frage, ob und inwieweit 
eine Übermittlung an die Sicherheitsbehörden für Zwecke der Fahndung iwS in 
Betracht kommt. An der abstrakten gesetzlichen Zuständigkeit der Sicherheits-
behörden insbesondere für die Kfz-Fahndung besteht kein Zweifel.153 Zudem hat 
der Gesetzgeber die Sicherheitsbehörden ausdrücklich dazu ermächtigt, im 
Einzelfall zur Fahndung personenbezogene Bilddaten zu verwenden, die Rechts-
träger des öffentlichen oder privaten Bereichs durch Einsatz von Bild- und Ton-
aufzeichnungsgeräten rechtmäßig ermittelt und den Sicherheitsbehörden über-
mittelt haben (§ 53 Abs 5 SPG).  

                                 
146 Vgl § 1 Abs 2 iVm § 7 Abs 1 DSG 2000.  
147 Vgl idS ua VfSlg 12.228/1989; 16.369/2001; 18.146/2007; VfGH 9.12.2008,  

B 1944/07. Siehe weiters unten bei FN 240. 
148 Vgl § 7 Abs 1 DSG 2000.  
149 Vgl § 7 Abs 2 Z 1 und 2 DSG 2000. 
150 Vgl § 7 Abs 2 Z 3 DSG 2000. 
151 Vgl § 1 Abs 2 letzter Satz DSG 2000. 
152 Vgl § 50a Abs 2 Satz 2 DSG 2000 idF BGBl I 2009/133. 
153 Vgl wieder § 24 SPG. 
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Zum hier weiters maßgeblichen Kriterium der „Wahrung der schutzwürdi-
gen Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen“ (hier: der Nutzer von Rast-
plätzen) ist anzumerken, dass § 50a DSG 2000 nunmehr für den Anwendungs-
fall der Videoüberwachung ausdrückliche Konkretisierungen dieses Erfordernis-
ses enthält. Der hier einschlägige Abs 6 Satz 1 Z 2 leg cit stellt klar, dass keine 
Verletzung schutzwürdiger Geheimhaltungsinteressen Betroffener vorliegt, wenn 
eine Datenübermittlung an Sicherheitsbehörden zur Ausübung der diesen durch 
§ 53 Abs 5 SPG eingeräumten Befugnisse erfolgt.  

Auf den ersten Blick erscheint also die Heranziehung des von Überwa-
chungskameras auf Raststationen aufgezeichneten Bildmaterials für Fahn-
dungszwecke durchaus zulässig. Bei genauerer Betrachtung zeigt sich gleich-
wohl, dass mehrere Schranken zu beachten sind, die die tatsächlichen Mög-
lichkeiten der Fruchtbarmachung der besagten Kameras für sicherheitspolizei-
liche Zwecke wieder relativieren. Einmal stellt die zitierte Befugnisnorm des § 53 
Abs 5 SPG ihrem Wortlaut nach strikt auf Einzelfälle ab.  

Daraus folgt, dass ein Zugriff auf Bildmaterial von „Rastplatzkameras“ der 
ASFINAG im Grunde nur aus Anlass einer Fahndungsmaßnahme in Betracht 
kommt, die sich auf eine oder mehrere konkrete Straftaten bzw Straftäter be-
zieht. Denkbar wäre es demnach, mittels des Bildmaterials zu verifizieren, ob ein 
den Behörden bekanntes verdächtiges Kfz innerhalb eines bestimmten Zeitrau-
mes die Zufahrt(en) einer oder mehrerer Raststationen passiert hat bzw – zutref-
fendenfalls – ob solcherart weitere Hinweise auf den/die Täter gewonnen werden 
können. Wie häufig den Sicherheitsbehörden in der Praxis tatsächlich Kennzei-
chendaten oder zumindest Fragmente von Kennzeichen von Kfz bekannt wer-
den, die mit einem konkreten Einbruch in Zusammenhang gebracht werden 
können, soll an dieser Stelle nicht näher diskutiert werden. 

Nicht zulässig wäre dagegen eine systematische Auswertung sämtlicher Auf-
zeichnungen von Rastplätzen, um bspw die Frequentierung Letzterer durch Kfz 
mit ausländischen Kennzeichen zu „studieren“, um solcherart erst Anhaltspunkte 
für die geographische Reichweite des (mutmaßlich überwiegenden) ausländi-
schen Täterkreises zu gewinnen.  

Zu beachten ist weiters, dass eine Nutzung von Bildmaterial im hier interes-
sierenden Sinne durch die Sicherheitsbehörden zur Voraussetzung hat/hätte, 
dass andernfalls „die Abwehr gefährlicher Angriffe oder krimineller Verbin-
dungen gefährdet oder erheblich erschwert [...]“ wäre.154 Unter einem gefähr-
lichen Angriff ist vereinfacht gesagt die Bedrohung eines (von der Rechtsord-
nung) geschützten Rechtsgutes durch die rechtswidrige Verwirklichung des 
Tatbestandes einer gerichtlich strafbaren Handlung, die vorsätzlich begangen 
und nicht bloß auf Begehren eines Beteiligten verfolgt wird, zu verstehen.155  

Auf den ersten Blick mag es nicht ganz plausibel erscheinen, das hier disku-
tierte Kriterium der „Gefährdung bzw erheblichen Erschwerung der Gefahrenab-
wehr“ mit dem Zweck einer Fahndungsmaßnahme in Beziehung zu setzen. Tat-
sächlich statuiert § 21 Abs 2 SPG im unmittelbaren Kontext der Pflicht der Si-
cherheitsbehörden, gefährlichen Angriffen unverzüglich ein Ende zu setzen, 
dass das SPG diesfalls auch dann anwendbar bleibt, „wenn bereits ein bestimm-
ter Mensch der bezüglichen strafbaren Handlung verdächtig ist“. Daraus kann 

                                 
154 Vgl § 53 Abs 5 iVm § 54 Abs 3 SPG.  
155 Vgl im Einzelnen die Legaldefinition des § 16 Abs 2 SPG. 
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abgeleitet werden, dass auch eine Suche nach einem bestimmten flüchtigen 
Tatverdächtigen („Fahndung“), sofern diese in engem zeitlichen Konnex mit der 
Tatbegehung Platz greift, noch als Maßnahme der „Gefahrenabwehr“ iSd § 21 
SPG interpretierbar ist.156  

Für den hier zunächst interessierenden Fall der Fahndung nach einem (von 
einem mutmaßlichen Einbrecher zur Flucht benutzten) Kfz bedeuten die vorste-
henden Ausführungen zusammenfassend, dass die Zulässigkeit der Heranzie-
hung von Bildmaterial nicht nur am Vorliegen des Kriteriums „Einzelfallmaßnah-
me“, abhängt, sondern zusätzlich geprüft werden muss, ob nicht gelindere Mittel 
(Bsp: normale Kfz- bzw Personenfahndung mittels Speicherung in nationalen 
und internationalen Fahndungsdateien) hinreichen, ohne dass deswegen der 
Erfolg der Maßnahme in Frage gestellt oder „erheblich“ erschwert wird.  

Die Frage der Heranziehung der hier interessierenden Bilddaten kann aber 
nicht nur unter den bisher behandelten Fahndungszwecken, sondern auch unter 
vorbeugenden („präventiven“) Gesichtspunkten betrachtet werden. So wäre 
eine Fallkonstellation denkbar, bei der sich eine Gruppierung unter Beobachtung 
der Sicherheitsbehörden befindet, welche bestimmte Raststationen zur Vorberei-
tung ihrer kriminellen Aktivitäten nutzt (bspw Bereitstellung von Austauschfahr-
zeugen für spätere Absetzbewegungen uä). Der Rückgriff auf das Bildmaterial 
der ASFINAG-Kameras könnte aus Sicht der Behörden uU eine wertvolle Hilfe-
stellung bei der Vervollständigung der Identifizierung der Mitglieder der Gruppie-
rung leisten. Auch die Gewinnung von Planungsgrundlagen für spätere allfällige 
„Schwerpunktaktionen“ bzw Razzien auf solchen Rastplätzen wäre denkbar. 

Dass § 53 Abs 5 SPG auch solche präventiven Zwecke bei der Nutzung „pri-
vater“ Bildaufzeichnungen mit umfasst, zeigt die im Wortlaut der Bestimmung 
zum Ausdruck kommende Abgrenzung zwischen der „Abwehr gefährlicher An-
griffe und krimineller Verbindungen“ vom Fall der „Fahndung“.157 Freilich gilt 
es, die Hürde für die „Indienstnahme“ der besagten („privaten“) Bilddaten für 
die eben genannten Zwecke zu beachten. Es müssen nämlich bestimmte Tat-
sachen auf eine „schwere Gefahr für die öffentliche Sicherheit“ schließen 
lassen […].158  

Letzterer Passus ist auslegungsbedürftig. Das SPG selbst hält keine Legalde-
finition dieser Gefahrenform bereit. Aus den Materialien ist erschließbar, dass 
damit eine „besonders gewichtige, aus der Durchschnittskriminalität deutlich 
herausragende Gefahr zu verstehen“ ist. Eine solche soll in erster Linie anzu-
nehmen sein, wenn die Begehung von „Verbrechen“ droht.159 Verbrechen wie-
derum definiert § 17 StGB als „vorsätzliche Handlungen, die mit lebenslanger 
oder mit mehr als dreijähriger Freiheitsstrafe bedroht sind“. Die hier interessie-
rende Deliktskategorie des Einbruchsdiebstahls ist mit Freiheitsstrafe bis fünf 
Jahren bedroht160 und erfüllt insofern den Verbrechensbegriff des StGB.  

                                 
156 Vgl dazu auch Hauer/Keplinger, Sicherheitspolizeigesetz. Kommentar3 (2005) § 21 

Anm A.7. 
157 Vgl § 53 Abs 4 Satz 1 SPG. 
158 Vgl ebenda. 
159 Vgl Erl „Zu Z 5 (§ 53 Abs 5)“ der RV 1188 BlgNR 22. GP, 6; siehe zum Begriff der 

„schweren Gefahr für die öffentliche Sicherheit“ auch Wiederin, Privatsphäre und 
Überwachungsstaat (2003) 86 f; Hauer/Keplinger (FN 156) § 21 Anm A.11.2, spre-
chen von „umfangreicher oder schwerer Kriminalität“.  

160 Vgl § 129 StGB. 
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Die vorstehend skizzierte Möglichkeit der „Indienstnahme“ von Bildaufzeich-
nungen durch Rastplatzkameras der ASFINAG für präventive Zwecke nach dem 
SPG erweist sich bei genauer Betrachtung allerdings bestenfalls als „Nebenge-
leis“ oder Quelle für „Zufallstreffer“. Denn genauso wie im Falle von Fahndungs-
aktivitäten nach einer begangenen Straftat, setzt die Nutzbarkeit von Bildauf-
zeichnungen durch Private oder andere staatliche Akteure, als die Sicherheits-
behörden selbst, deren freiwillige Übermittlung an die Sicherheitsbehörden 
voraus.161  

Die oben bereits angesprochene Norm des § 50a Abs 6 Satz 1 Z 2 DSG 
2000, welche die Zulässigkeit der Übermittlung von Videodaten an die Sicher-
heitsbehörden generell regelt, entbindet im Übrigen die „freiwillig“ übermittelnde 
Stelle nicht per se von jeglicher Prüfungspflicht unter dem Gesichtspunkt der 
Zulässigkeit nach § 7 Abs 3 DSG 2000. § 50a Abs 2 DSG 2000 statuiert nämlich, 
dass (auch) für die Videoüberwachung die §§ 6 und 7 leg cit, insbesondere der 
in Abs 3 des § 7 leg cit verankerte Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, gelten. § 7 
Abs 3 leg cit bindet die Zulässigkeit einer Datenverwendung daran, dass „die 
dadurch verursachten Eingriffe in das Grundrecht auf Datenschutz nur im erfor-
derlichen Ausmaß und mit den gelindesten zur Verfügung stehenden Mitteln 
erfolgen und dass die Grundsätze des § 6 eingehalten werden“.  

Aus dem Gesagten folgt, dass eine von Sicherheitsbehörden um die Heraus-
gabe von Bilddaten ersuchte Stelle, nicht einfach sämtliche verfügbare Daten 
übermitteln darf. Vielmehr muss sie – soweit möglich und zumutbar – eine Ein-
schätzung dahingehend vornehmen, ob diese Daten als solche (Stichwort: Ka-
merastandort, von Videoüberwachung abgedeckter bzw erfasster Raum) über-
haupt für die Erreichung des jeweiligen sicherheitsbehördlichen Zwecks („Alarm-
fahndung“, „Ermittlungen zur Abwehr eines bevorstehenden Angriffs bzw einer 
kriminellen Verbindung“) geeignet und hinsichtlich ihres Umfanges (Stichwort: 
angefragter Aufzeichnungszeitraum) erforderlich erscheinen.  

Auch wenn die Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung auf Seite des Inha-
bers von Videomaterial positiv ausfallen sollte, resultiert daraus keinerlei An-
spruch auf Übermittlung auf Seiten der Sicherheitsbehörden. Dies folgt aus 
dem Gesamtsystem der die Zulässigkeit von Übermittlungen regelnden Bestim-
mungen des DSG 2000 iVm der Klarstellung in § 50a Abs 6 Satz 2 DSG 2000. 
Letzterer statuiert im Kontext der hier diskutierten Übermittlungsermächtigungen 
des § 50a Abs 6 Satz 1 Z 1 und 2 leg cit, dass „die Befugnisse von Behörden 
und Gerichten zur Durchsetzung der Herausgabe von Beweismaterial und zur 
Beweismittelsicherung sowie damit korrespondierende Verpflichtungen des Auf-
traggebers unberührt bleiben“. Verweigerte etwa die ASFINAG die Herausgabe 
entsprechender Bildaufzeichnungen, müssten sich die Sicherheitsbehörden um 
eine „Sicherstellung“ aus Beweisgründen nach der StPO162 (dazu Näheres gleich 
im nächsten Abschnitt) bemühen. 

Aus den obigen Erwägungen folgt weiters, dass die Sicherheitsbehörden bei 
Ermittlungsmaßnahmen für Zwecke der Abwehr gefährlicher Angriffe oder krimi-
neller Verbindungen nicht systematisch auf die Verfügbarkeit besagter Bildauf-

                                 
161 Arg: „[...] die Rechtsträger des öffentlichen oder privaten Bereichs rechtmäßig ermit-

telt und den Sicherheitsbehörden übermittelt haben“ in § 53 Abs 5 Satz 1 SPG 
iVm den Erl „Zu Z 5 (§ 53 Abs 5)“ der RV 1188 BlgNR 22. GP, 6.  

162 Vgl § 109 Z 1 lit a iVm § 110 Abs 1 Z 1 StPO. 
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zeichnungen Dritter bauen können. Vielmehr sind sie – schon mit Blick auf 
die den Sicherheitsbehörden exklusiv zugewiesenen öffentlichen Aufgaben 
der Sicherheitspolizei163 grundsätzlich angehalten, erforderliche Bildauf-
zeichnungen selbst, ggf insbesondere verdeckt, vorzunehmen.  

Und, das sei an dieser Stelle betont, hiefür bestehen auch einschlägige 
spezifische Rechtsgrundlagen in Form des § 54 Abs 4, 4a und 4b SPG, von 
deren detaillierter Darstellung an dieser Stelle abgesehen werden kann.  

• Zugriff auf Bilddaten für kriminalpolizeiliche bzw strafprozessuale 
Zwecke  

Über die im Vorabschnitt diskutierten Fälle der Auswertung freiwillig übermittelter 
Bilddaten für sicherheitspolizeiliche Zwecke hinaus kommt auch eine Nutzung 
solcher Daten auf Grundlage der StPO in Betracht. Eine zwangsweise Daten-
herausgabe unter dem Titel „Sicherstellung“ wäre grundsätzlich durch die jeweils 
zuständige Staatsanwaltschaft anzuordnen.164 Durchzuführen wäre diese von der 
Kriminalpolizei.165 Im Falle einer solchen Anordnung, gegen die der ASFINAG 
ein Einspruchsrecht und im Falle der Nichtentsprechung eine Beschwerde an 
das Gericht zustünde,166 bestünde die Pflicht zur Herausgabe der gewünschten 
Informationen nebst der Duldung der Anfertigung von Sicherungskopien.167  

Eine Anordnung im vorstehenden Sinne hat sich – wie alle Maßnahmen zur 
Beweisaufnahme – am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu orientieren. Ein-
griffe in Rechte von Personen dürfen hiebei nur soweit erfolgen, als dies zur 
Aufgabenerfüllung erforderlich ist.168 Jede Rechtsgutbeeinträchtigung muss in 
einem angemessenen Verhältnis zum Gewicht der Straftat, zum Grad des 
Verdachts und zum angestrebten Erfolg stehen.169 Ausdrücklich hält die StPO 
fest, dass unter mehreren zielführenden Ermittlungshandlungen und Zwangs-
maßnahmen jene zu ergreifen ist/sind, welche die Rechte der Betroffenen am 
Geringsten beeinträchtigen.  

Speziell betont wird der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz von der StPO im Kon-
text des Einsatzes der Informationstechnik.170 Kriminalpolizei, Staatsanwaltschaft 
und Gericht haben beim Verwenden (Verarbeiten und Übermitteln) personenbe-
zogener Daten „schutzwürdige Interessen der Betroffenen an der Geheimhaltung 
zu wahren und vertraulicher Behandlung der Daten Vorrang einzuräumen“.171  

Vor dem Hintergrund der skizzierten Rechtslage erhebt sich nun die Frage, 
unter welchen Voraussetzungen eine Sicherstellung bzw spätere gerichtlich 
angeordnete Beschlagnahme von Bilddaten im hier interessierenden Sinne 
überhaupt verhältnismäßig sein kann. Dies va deshalb, da die bezüglichen 
Bildaufzeichnungen – je nach angefragtem Zeitraum – naturgemäß auch unbe-

                                 
163 Vgl Art 10 Abs 1 Z 7 B-VG und § 1 ff SPG. 
164 Vgl § 110 Abs 2 StPO. 
165 Vgl §§ 110 Abs 2 StPO. 
166 Vgl §§ 106, 115 StPO. 
167 Vgl § 111 Abs 2 StPO. 
168 Vgl § 5 Abs 1 Satz 1 StPO. 
169 Vgl § 5 Abs 1 Satz 2 StPO. 
170 Vgl § 74 Abs 2 Satz 1 StPO verweist ausdrücklich auf den in § 5 StPO allgemein 

verankerten Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. 
171 Vgl § 74 Abs 2 Satz 2 StPO. 
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teiligte Kfz und Personen dokumentieren, die grundsätzlich einen Anspruch auf 
Geheimhaltung sie betreffender Daten haben.  

Auch im öffentlichen Raum gezeigtes Verhalten unterliegt nämlich dem 
grundrechtlichen Anspruch aus § 1 Abs 1 DSG 2000.172 Mit anderen Worten: 
Unbeteiligte Besucher der ASFINAG-Rastplätze dürfen darauf vertrauen, dass 
sich eine allfällige Datenweitergabe an Dritte (Sicherheitsbehörden, Staatsan-
waltschaften, Gerichte) bzw eine Sicherstellung von sie betreffende Daten auf 
ein unbedingt erforderliches Ausmaß beschränkt. Als nicht zulässig wäre inso-
fern bspw eine Sicherstellung oder Beschlagnahme der Bildaufzeichnungen 
von bestimmten oder gar allen ASFINAG-Rastplätzen an einer Autobahn auf die 
unsubstantiierte Annahme hin, dass mit einem gesuchten Kfz tatsächlich dort 
Halt gemacht wurde. Da in der Praxis gezielte Hinweise auf Fluchtbewegungen 
mit bestimmten Kfz gerade im Kontext der Einbruchskriminalität nicht gerade 
häufig sind, erscheint der Anwendungsbereich für Sicherstellungsanordnungen 
im hier diskutierten Sinne äußerst beschränkt.  

Kommt es auf Seiten der ASFINAG selbst zur Wahrnehmung „verdächtiger 
Kfz“ auf Rastplätzen, stünde im Übrigen in Form des § 50a Abs 6 Z 1 DSG 2000 
eine spezifische Rechtsgrundlage für die freiwillige Übermittlung an die Kriminal-
polizei, Staatsanwaltschaft oder Gericht bereit. Danach sind nämlich schutzwür-
dige Geheimhaltungsinteressen Betroffener auch dann nicht verletzt, wenn durch 
Videoüberwachung aufgezeichnete Daten an die genannten Stellen übermittelt 
werden, „weil beim Auftraggeber der begründete Verdacht entstanden ist, die 
Daten könnten eine von Amts wegen zu verfolgende gerichtlich strafbare Hand-
lung dokumentieren“. Da die Kameras an Rastplätzen nicht der Echtzeitüberwa-
chung, sondern im Prinzip nur der Dokumentation von Sachbeschädigungen 
zwecks Beweissicherung dienen,173 erscheint eine Wahrnehmung etwa von 
„konspirativen“ Verhaltensweisen organisierter Krimineller im hier interessieren-
den Sinne durch ASFINAG-Organe selbst allerdings wenig realistisch.  

b) „Zugriff“ auf Bilddaten aus Tunnelkameras  

In Bezug auf Bildmaterial, welches von Videoüberwachungssystemen nach dem 
STSG aufgezeichnet wurde, ist an dieser Stelle zunächst daran zu erinnern, 
dass die Speicherdauer solcher Daten auf 4 Stunden begrenzt ist und zudem im 
Regelfall keine Speicherung in einer Form erfolgt, die Kennzeichen oder Fahr-
zeuginsassen erkennen lässt. Schon aus diesem Grunde erscheint eine Heran-
ziehung zur nachträglichen Rekonstruktion von Fluchtwegen bzw zur Erstellung 
von Bewegungsbildern Verdächtiger (ggf noch im Vorfeld einer Tatbegehung) 
wenig aussichtsreich. Am ehesten denkbar wäre noch die Suche nach einem Kfz 
mit einer charakteristischen Werbe- bzw Firmenaufschrift oder nach einem sehr 
seltenen Kfz. 

Davon abgesehen stellt sich die Frage, ob und inwieweit die oben zur In-
dienstnahme von ASFINAG-Kameras auf Rastplätzen für sicherheits- bzw krimi-

                                 
172 Vgl idS Erl „Zu Art 2 Z 83 (9a. Abschnitt)“ der RV 472 BlgNR 24. GP, 16; weiters 

DSK 21.6.2005, K507.515–021/0004-DVR/2005; 26.9.2008, K507.515–021/0004-
DVR/2005; 5.12.2008, K121.385/0007-DSK/2008. 

173  Vgl dazu Pkt 6 der Neumeldung der ASFINAG beim Datenverarbeitungsregister 
(DVR) v 1.8.2007 betreffend die Datenanwendung „Videoüberwachung von Rast-
plätzen auf Bundesstraßen“. 
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nalpolizeiliche Zwecke angestellten Erwägungen überhaupt ohne weiters auf 
Bildaufzeichnungen durch Tunnelkameras übertragbar sind. Vor allem geht es 
hier um die Anwendbarkeit des § 50a Abs 6 DSG 2000 („Zulässigkeit der Da-
tenweitergabe an Sicherheitsbehörden und Gerichte“).  

Zunächst ist festzuhalten, dass die Regelungsgegenstände der §§ 50a ff 
DSG 2000 und des § 4 Abs 5 STSG voneinander abweichen. Die allgemeinen 
Vorgaben des Abschnitts 9a („Videoüberwachung“) DSG 2000 zielen im Wesent-
lichen auf die Schaffung eines generellen „Auffangtatbestandes“ für Video-
überwachungen, die von (echten) Privaten oder privatwirtschaftlich handelnden 
öffentlichen Stellen zwecks „Personen“- bzw „Objektschutz“ betrieben werden, 
ab.174 Diese Regelungen sollen nur zur Anwendung kommen, „sofern nicht 
durch andere Gesetze Besonderes bestimmt ist“.175  

Im Fokus der §§ 50a DSG 2000 stehen primär die Abwehr gefährlicher An-
griffe bzw die erleichterte Aufklärung von Straftaten gegen Eigentum und Leib 
und Leben von Menschen sowie die Unterstützung von medizinischen Be-
treuungsmaßnahmen.176 Der Ausdruck „gefährlicher Angriff“ soll sich dabei – so 
die Materialien – nicht mit jenem nach dem SPG decken.177 Hinzu kommen noch 
Überwachungsmaßnahmen, die als Ausfluss von Sorgfaltspflichten gesehen 
werden können.178  

Die Regelungen des STSG betreffend den Einsatz von Bildaufzeichnungsge-
räten haben vereinfacht gesagt das Ziel, die Sicherheit des Straßenverkehrs in 
Tunnel zu erhöhen.179 Unter dem Gesichtspunkt der Kategorien zulässiger Zwe-
cke des § 50a DSG 2000 sind Videoüberwachungssysteme nach dem STSG am 
ehesten dem Zweck der Erfüllung von Sorgfaltspflichten zuzuordnen. Die bezüg-
lichen Regelungen des STSG stellen sich insofern im Verhältnis zum DSG ein-
deutig als die spezielleren Normen dar. Insbesondere mit Blick auf deren Reich-
weite und Detailliertheit erscheint es durchaus vertretbar, anzunehmen, dass die 
Bildaufzeichnung in Straßentunnel durch das STSG abschließend geregelt wird 
und ein Rückgriff auf §§ 50a ff DSG 2000 außer Betracht zu bleiben hat. Folgt 
man dieser Überlegung, kann auch die spezielle Weiterverwendungsregel des 
§ 50a Abs 6 DSG 2000 nicht eingreifen.  

Dies bedeutet aber nicht, dass damit auch § 53 Abs 5 SPG unanwendbar 
würde. Letztere Norm regelt ja lediglich die Zulässigkeit der Auswertung von 
Bilddaten Dritter durch die Sicherheitsbehörden für sicherheitspolizeiliche Zwecke 
nach deren Übermittlung. Die Beurteilung der Zulässigkeit einer allfälligen Über-
mittlung seitens des Inhabers von Bilddaten hätte nach § 7 Abs 2 iVm § 8 DSG 
2000 zu erfolgen. Gewisse Schwierigkeiten bereitet wiederum das Kriterium der 
Wahrung der „schutzwürdigen Geheimhaltungsinteressen Betroffener“ im Hin-
blick auf Zweck und Inhalt der Übermittlung. Als Betroffene sind hier va alle 
Unbeteiligten, die mit ihrem Kfz einen Tunnel passieren, gemeint. Ein allfälliger 
Tatverdächtiger könnte sich naturgemäß nicht auf schutzwürdige Geheimhal-

                                 
174 Vgl § 50a Abs 1 Satz 1, Abs 2 und 4 DSG 2000. 
175 Vgl § 50a Abs 1 Satz 2 DSG 2000. 
176 Vgl wieder § 50a Abs 2, 3, 4 und 6 iVm Abs 5 und 7 DSG 2000 iVm Erl „Zu Art 2 

Z 83 (9a. Abschnitt):“ der RV 472 BlgNR 24. GP, 16 ff. 
177 Vgl Erl „Zu Art 2 Z 83 (9a. Abschnitt):“ der RV 472 BlgNR 24. GP, 18. 
178 Vgl 50a Abs 2, Abs 4 Z 2 DSG 2000 iVm Erl „Zu Art 2 Z 83 (9a. Abschnitt):“ der 

RV 472 BlgNR 24. GP, 16 ff. 
179 Vgl § 4 Abs 5 Z 1, 2 und 7 STSG und oben bei FN 85. 
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tungsinteressen berufen. Ginge man davon aus, dass aufgrund der mehrfach 
angesprochenen Spezifik der Bildaufzeichnung mittels Videoüberwachungs-
systemen in Straßentunnel von vornherein nur die Entdeckung relativ genau um-
rissener verdächtiger Kfz (seltenes Kfz, bestimmter Firmenwagen etc) aussichts-
reich erscheint, hielte sich die Zahl der potentiell durch eine Auswertung 
betroffener Unbeteiligter in sehr engen Grenzen. Aus der Sicht der Fahndung 
etwa liegt die Hürde für eine effektive Nutzung der Daten aus Tunnelkameras im 
Lichte des Gesagten sehr hoch, da sie eine sehr präzise Beschreibung des 
Tatfahrzeugs samt brauchbaren Zeitangaben zur Voraussetzung hat.  

Auf einem anderen Blatt steht freilich, ob und inwieweit bereits vor Inkraft-
treten des STSG (9. Mai 2006) bestehende Videoüberwachungsanlagen in 
Straßentunneln in der Praxis bereits den strikten Vorgaben des § 4 Abs 5 STSG 
(Stichwort: Aufzeichnung ohne Erkennbarkeit von Kennzeichen, Löschung) 
angepasst wurden. Presseberichte insbesondere aus dem Jahr 2008 etwa 
indizieren diesbezügliche Versäumnisse. So konnte Zeitungsberichten zufolge 
mehr als einen Monat nach einem Mordanschlag mittels einer Video-
aufzeichnung aus dem Tunnel unter Dürnstein das Alibi des Tatverdächtigen 
erschüttert werden.180  

c) „Zugriff“ auf Daten aus Übertretungsfällen nach diversen 
Materiengesetzen  

Aus den allgemeinen Ausführungen in Abschn IV.C.2 (bei FN 144) ergibt sich, 
dass behördliche datenschutzrechtliche Auftraggeber für die Übermittlung per-
sonenbezogener Daten aus ihrem Verfügungsbereich einer (zumindest implizi-
ten) gesetzlichen Ermächtigung bedürfen.181 Der Maßstab ist insofern strenger 
als für Private. Im gegebenen Kontext sind va die ausdrücklichen Zweckbin-
dungsregelungen bzw Verwendungsbeschränkungen in den einschlägigen Mate-
riengesetzen von Relevanz.  

Exemplarisch sei hier auf die klaren Vorgaben im 13. Abschn der StVO hin-
gewiesen. Die dortigen Regelungen über die verschiedenen Fälle der Verkehrs-
überwachung mittels bildverarbeitender technischer Einrichtungen enthalten 
durchgehend Klauseln, wonach die dabei gewonnenen Daten [...] nur insoweit 
verwendet werden dürfen, als dies zur Identifizierung eines Fahrzeuges oder 
eines Fahrzeuglenkers erforderlich ist, und zwar ausschließlich für Zwecke 
eines Verwaltungsstrafverfahrens wegen derjenigen Übertretungen, die mittels 
der spezifischen überwachungstechnischen Einrichtungen festgestellt wer-
den sollen.182 Dies bedeutet etwa, dass mittels „Section Control“-Anlagen oder 
herkömmlicher Radarboxen zwecks Feststellung von Geschwindigkeitsüber-
schreitungen ermittelte Bilddaten nicht auch dazu verwendet werden dürfen, 
Verstöße gegen die Gurtenanlegepflicht zu ahnden.183  

                                 
180 Vgl „Wachau-Krimi: Videoband vernichtet Osbergers Alibi. Brisante Überwachungs-

bilder belasten den Verdächtigen von Spitz“, Österreich (Gratisausgabe), 13.3.2008, 
13 bzw die Meldung „Fall Hirtzberger. Neues Videoband belastet Verdächtigen“ v 
12.3.2008 (http://noe.orf.at/stories/263136/).  

181 Vgl wieder § 1 Abs 2 und § 7 Abs 1 DSG 2000. 
182 Vgl § 98a Abs 2 StVO 1960. 
183 Arg: Gem § 98a Abs 2 iVm Abs 1 bzw § 98b Abs 3 iVm Abs 1 StVO 1960 dürfen die 

mittels technischer Einrichtungen zur „abschnittsbezogenen“ bzw „punktuellen“ Ge-
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Durchbrechungen der vorstehend angesprochenen strikten Zweckbindung 
sind nur insofern vorgesehen, als dies die Sachlogik nahelegt. So ist in Bezug 
auf Geschwindigkeitsbeschränkungen zu bedenken, dass ebensolche nicht 
nur unter dem Gesichtspunkt der Sicherheit des Straßenverkehrs und somit auf 
Grundlage der StVO verhängt werden können, sondern auch unter Umweltge-
sichtspunkten (Stichwort: ImmissionsschutzG – Luft [IG-L])184 oder unter dem 
Gesichtspunkt der Betriebssicherheit von Kfz und somit nach dem KFG185 erlas-
sen werden können. Auch treten diesfalls unterschiedliche datenschutzrechtliche 
Auftraggeber auf den Plan.186 Weiters ist anzumerken, dass es technische Ein-
richtungen gibt, die in der Lage sind, für verschiedene Zwecke verhängte, unter-
schiedliche Geschwindigkeitsbeschränkungen (zB abweichende Tempolimits für 
LKW und PKW) automatisch zu überwachen. Zudem ist es denkbar, dass im 
Falle einer signifikanten Überschreitung einer ziffernmäßig festgesetzten zuläs-
sigen Höchstgeschwindigkeit gleichzeitig mehrere Geschwindigkeitsübertretun-
gen begangen werden – etwa sowohl eine nach IG-L (Bsp: Limit 100 km/h) als 
auch nach der StVO (generelles Limit auf Autobahnen: 130 km/h187).  

Vor obigem Hintergrund wäre es in Bezug auf die automatisierte Geschwin-
digkeitskontrolle widersinnig, parallel mehrere Anlagen zu betreiben, nur um 
Konflikten mit dem datenschutzrechtlichen Zweckbindungsgrundsatz aus dem 
Wege zu gehen. Zu Recht hat daher der Gesetzgeber die Weiterverwendung 
von Daten bestimmter Fahrzeuge, die im Rahmen automationsunterstützter 
Geschwindigkeitsüberwachungen auf Grundlage der StVO gewonnen wurden, 
für Zwecke der Feststellung einer Überschreitung einer gem § 98 KFG ziffern-
mäßig festgesetzten fahrzeugspezifischen Höchstgeschwindigkeit erlaubt.188  

Eine weitere der Sachlogik geschuldete Durchbrechung des Zweckbindungs-
grundsatzes hat der Gesetzgeber für nach der StVO zulässige automationsun-
terstützte „Überwachungen aus Fahrzeugen“ heraus (§ 98e leg cit) vorgese-
hen. Angesprochen sind damit va Streifenfahrten der Straßenaufsichtsorgane 
mit nicht als „Behördenfahrzeuge“ kenntlichen Kfz („Zivilstreifen“), die quasi „im 
Verkehr mitschwimmen“ und abweichendes Verhalten von Verkehrsteilnehmern 
„verdeckt“ dokumentieren und / oder unmittelbare Anhaltungen durchführen. Die 
Bandbreite der mittels im Fahrzeug mitgeführter Bildaufzeichnungsgeräte doku-
mentierbaren Verkehrsübertretungen (Geschwindigkeitsüberschreitungen, Unter-
schreitung von Sicherheitsabständen, unzureichende Sicherung von Ladegut auf 
LKW etc) ist bei dieser (quasi „manuellen“ oder bestenfalls „halbautomatischen“) 
Überwachungsmethode naturgemäß größer als im Falle des Einsatzes techni-
scher Einrichtungen zur automatischen Geschwindigkeitsmessung (Radarbox, 
Section Control). Es lag daher aus Sicht des Gesetzgebers nahe, im Kontext des 
§ 98e StVO den Kreis der Verwaltungsübertretungen, deren Dokumentation mit-
tels bildverarbeitender technischer Einrichtungen ausdrücklich für zulässig erklärt 
wird, entsprechend weit zu ziehen und insbesondere zur (Weiter)Verwendung 

                                                              
schwindigkeitsüberwachung gewonnenen Daten ausschließlich für Zwecke ei-
nes Verwaltungsstrafverfahrens wegen der Überschreitung der zulässigen Höchst-
geschwindigkeit verwendet werden. 

184  Vgl § 14 Abs 1 Z 1 IG Luft.  
185  Vgl § 98 KFG 1967. 
186  Dazu bereits oben in Abschn III.A.1 ab FN 40. 
187  Vgl § 20 Abs 2 StVO 1960. 
188 Vgl § 134 Abs 3b KFG 1967. 
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der dabei angefallenen Daten zur Ahndung von Verstößen gegen kraftfahrrecht-
liche Vorschriften (Stichwort: KFG) zu ermächtigen.189  

(Noch) nicht legistisch gelöst ist bis dato die Frage der allfälligen Weiterver-
wendung von mittels automatischer Geschwindigkeitsmessanlagen nach der 
StVO erhobener Daten für Zwecke der Sanktionierung von Geschwindigkeits-
übertretungen nach dem IG-L. Weder die StVO noch das IG-L selbst nehmen 
auf diese Problematik Bezug. Da sowohl die Auftraggeber der auf der Grundlage 
der StVO eingesetzten technischen Einrichtungen zur Geschwindigkeitsmessung 
(idR LReg oder BezVwBh)190 von jenen für Geschwindigkeitsmessungen für 
Zwecke des IG-L (Landeshauptleute) abweichen als auch die Zwecke der Da-
tenverwendungen verschiedene sind, wäre eine Weiterverwendung von nach der 
StVO ermittelten Daten für Zwecke des IG-Luft als Übermittlung zu qualifizieren. 
Soll eine solche durch eine Behörde vorgenommen werden, bedarf es hiefür mit 
Blick auf die damit verbundene Grundrechtsbeschränkung einer ausreichenden 
gesetzlichen Grundlage.191 In Ermangelung einer solchen kommt eine Heranzie-
hung von Messdaten aus Radarboxen oder „Section Control“-Anlagen, die auf 
Grundlage der StVO betrieben werden, jedoch nicht in Betracht.192  

Im Vorfeld der Beschlussfassung der 22. StVO-Novelle, mit welcher die „be-
sonderen Vorschriften für die Verkehrsüberwachung mittels bildverarbeitender 
technischer Einrichtungen“ neu eingefügt wurden, wurde ua über die Bedeutung 
der oben diskutierten Zweckbindungsregelungen für die polizeiliche Praxis disku-
tiert. Das Innenministerium erblickte darin eine (potentielle) Beschneidung ihrer 
Befugnisse zur Datenverwendung im Dienste der Gefahrenabwehr bzw der Kri-
minalpolizei und urgierte eine ausdrückliche Regelung des Verhältnisses der 
bezüglichen StVO- bzw der korrespondierenden KFG-Regelungen zu SPG und 
StPO. Das Verkehrsministerium dagegen verwies zu Recht auf das bestehende 
rechtliche Instrumentarium in SPG und StPO und sah keinen Anlass für eine ex-
plizite Referenz auf sicherheitsbehördliche oder gerichtliche Befugnisse in StVO 
oder KFG.  

Tatsächlich hindern nach hA Zweckbindungsregelungen in Materiengesetzen 
– so sie nicht entsprechende ausdrückliche Ausnahmen zu Lasten strafpozessu-
aler Ermittlungsmaßnahmen vorsehen – nicht die spätere Sicherstellung bzw 
Beschlagnahme nach der StPO im Einzelfall193. Wie bereits an anderer Stelle 
(oben bei FN 170) angedeutet ist bei Letzteren freilich eine sorgfältige Verhält-
nismäßigkeitsprüfung geboten. In Bezug auf die Heranziehung von Daten für 
Zwecke des SPG wiederum ist an dieser Stelle auf die bereits oben diskutierten 
Optionen gem § 53 Abs 5 leg cit zu verweisen.  

                                 
189 Vgl § 98e Abs 2 iVm Abs 1 StVO 1960 und § 134 Abs 3b iVm § 98 KFG 1967.  
190 Vgl dazu oben bei FN 47. 
191 Vgl § 1 Abs 2 DSG 2000.  
192 So im Ergebnis bereits Zotter, Die technische Verkehrsüberwachung im Lichte der 

22. StVO-Nov, ZVR 2009, 192. 
193 Vgl §§ 109 ff StPO. 



Gerhard KUNNERT 

132 

V. Überlegungen zur technischen Machbarkeit und 
Wirkung eines allfälligen künftigen „automatisierten 
Fahndungssystems“  

A. Fahndung mittels „zentralisiertem System“? 
Bereits die Überlegungen in Abschn IV.A (nach FN 114) haben gezeigt, dass 
eine erfolgreiche Fahndung nach bestimmten Kfz mittels straßenseitiger Über-
wachungsinfrastruktur in Form von technischen Einrichtungen zur Bildverarbei-
tung voraussetzt, dass die fraglichen Einrichtungen auch in der Lage sind, mit-
tels Texterkennungssoftware Kennzeichen aus den Bilddaten „auszulesen“. 
Auch wurde mehrfach angedeutet, dass eine automatisierte Fahndung am ehes-
ten bei zentraler Steuerung der technischen Einrichtungen effektiv erschiene.  

Ein solches zentralisiertes Fahndungssystem müsste es ermöglichen, be-
liebige gesuchte Kennzeichen oder Kennzeichenfragmente in der Weise „auszu-
schreiben“, dass sämtliche Kfz, die vorher definierten „Schlüsselstellen“ des 
Straßensystems passieren, anhand ihres Kennzeichens erfasst und mit den 
gefahndeten Kennzeichen verdächtiger Kfz abgeglichen werden können. Im 
Trefferfall hätte eine automatisierte Meldung an die „Zentralstelle“ zu ergehen, 
die dann in Betracht kommende lokale Polizeikräfte in Marsch setzen könnte. 
Gerade letzterer Aspekt zeigt, dass es mit der Installation technischer straßen-
seitiger Einrichtungen per se noch nicht getan wäre. Zudem müsste ausreichend 
Personal in „Bereitschaft“ verfügbar sein, um Zugriffe noch während der Flucht-
bewegung zu ermöglichen.  

Im Falle von Tätern ausländischer Herkunft könnte auch versucht werden, 
durch entsprechende Kooperationen mit den Sicherheitsbehörden der in Betracht 
kommenden Nachbarstaaten Aufgriffe in eben Letzteren zu veranlassen.194 Dazu 
bedürfte es freilich möglichst präziser Informationen über (voraussichtliche) Reise-
route bzw Grenzübertritt. Und auch die angesprochenen ausländischen Behör-
den müssten im Grunde über ein analoges automatisiertes Fahndungssystem 
verfügen. 

Gegenwärtig existiert weder in Österreich noch in den umliegenden Nach-
barstaaten ein flächendeckendes, zentral steuerbares Fahndungssystem im 
vorstehend angedachten Sinn. Medienberichten zufolge verfügt die Exekutive 
lediglich über drei Kennzeichenerkennungsgeräte,195 die unabhängig voneinan-
der eingesetzt werden. In der Praxis werden daher immer wieder Überlegungen 
dahingehend angestellt, ob und inwieweit anstelle teurer Investitionen in eigene 
polizeiliche Überwachungseinrichtungen die bestehende „Kamera-Infrastruktur“ 
Privater wie der ASFINAG herangezogen werden könnte. Mit Blick auf die oben 
festgehaltenen „technischen Unzulänglichkeiten“ der vorhandenen Überwachungs-
infrastruktur aus der Perspektive der „Fahndung“ bedürfte es hierfür freilich um-
fangreicher technischer Modifikationen. Letztere würden in der Folge freilich 

                                 
194 In diese Richtung gehen jüngste Bestrebungen der Sicherheitsbehörden (vgl dazu 

„Kriminalität. Polizei auf Balkan-Tour. Neues Projekt soll Täter schon im Ausland ab-
fangen“, Die Presse, 15.4.2010, 10). 

195 Vgl „Faymann: Verstärkter Einsatz gegen ‚Kriminaltouristen‘. Maßnahmen. Skepsis 
um Autobahnkameras zur Verbrecherjagd“, Die Presse, 7.4.2010, 4. 
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auch schwierige rechtliche Fragestellungen aufwerfen, welche an dieser Stelle 
vorerst ausgeklammert bleiben sollen. 

B. Zur Eignung von Kennzeichen als Fahndungskriterium im 
Allgemeinen 

Unterstellte man die Machbarkeit und Verfügbarkeit eines zentralisierten Fahn-
dungssystems im vorstehend angedachten Sinne, erhebt sich als Folgefrage mit 
Blick auf die vorausgesetzte „Kennzeichenlesefähigkeit“ jene, mit welchen 
(Kennzeichen-)Daten dieses Fahndungssystem in der Praxis befüllt werden 
könnte / sollte. Anders gefragt: Wie kommen die Sicherheitsbehörden zu den zu 
fahndenden Kennzeichen von Kfz, mit denen Tatverdächtige sich über das hoch-
rangige Straßennetz nach der Tatbegehung absetzen, wie dies angenommen wird?  

Eine Möglichkeit zur Kenntnisnahme von Kennzeichendaten im vorstehenden 
Sinn durch die Sicherheitsbehörden bestünde darin, dass Passanten, Nachbarn 
oder Organe der öffentlichen Aufsicht Kennzeichen verdächtiger Kfz den Sicher-
heitsbehörden melden. Welche Umstände aber machen ein Kfz „verdächtig“ im 
hier verstandenen Sinne? Reicht es dazu aus, dass in einer aus freistehenden 
Ein- oder Mehrfamilienhäusern oder Reihenhäusern bestehenden Siedlung ein 
Kfz mit einem Kennzeichen aus einem anderen Bezirk oder mit ausländischem 
Kennzeichen gesichtet wird? Die Frage wird mit Blick auf die nicht auszuschlie-
ßende Möglichkeit eines Besuches durch Verwandte / Freunde, ggf auch aus 
dem Ausland, wohl verneint werden müssen. Professionelle Einbrecher sind sich 
im Übrigen wohl bewusst, dass ein Kfz mit ausländischem Kennzeichen in be-
sagter Siedlung viel zu auffällig wäre, und unnötig Verdacht erwecken würde.  

Einfacher scheint der Fall zu liegen, dass Nachbarn beobachten, wie fremde 
Personen ein Nachbarhaus zu einem Zeitpunkt verlassen, in dem feststeht, dass 
die Bewohner nicht zu Hause sind. Aber: könnte es sich nicht auch um Hand-
werker, Reinigungspersonal oder Rasenpfleger oä handeln, die vom Hausbesit-
zer mit Dienstleistungen in dessen Abwesenheit beauftragt wurden?  

Zu bedenken ist weiters, dass die organisierte Einbruchskriminalität sich 
gerade dadurch auszeichnet, in einer möglichst unauffälligen Weise zu operie-
ren. Einbruchsobjekte werden durchaus gezielt ausgewählt und der Tages-
rhythmus der Bewohner und ggf auch potentieller Zeugen (Nachbarn) beobach-
tet.196 Die Öffnung der Eingangstüren erfolgt typischerweise durch speziell ge-
schultes Personal, welches nicht automatisch mit jenem ident ist, welches das 
Objekt betritt und gezielt nach Wertsachen durchsucht.197 Selbstverständlich 
werden zum Einstieg nicht gut ausgeleuchtete und von der Straße einsehbare 
Eingänge, sondern nach Möglichkeit gartenseitige, schwer oder nicht einsehbare 
„Hintertüren“ gewählt.198 Für den Abtransport solcher Wertgegenstände – sofern 
es sich nicht gerade um einen ganzen Tresor handelt – werden keine großen Kfz 
oder Transportmittel benötigt. Wenn doch, bietet es sich an, mit einem „falschen“ 
Firmenwagen (mit inländischem Kennzeichen) und in Handwerkermontur vor 
dem Haupteingang vorzufahren – kaum jemand von den Nachbarn wird hier 
normalerweise Verdacht schöpfen.  

                                 
196 Vgl idS Profil, 21.11.2005, 32 f (FN 2). 
197 Vgl idS ebenda. 
198 Vgl idS ebenda. 
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Zielt Einbruchskriminalität auf die Erbeutung von hochwertigen Kfz ab, kom-
men die vorstehenden Überlegungen sinngemäß zum Tragen. Auch hier wird 
der Tatzeitpunkt so gewählt werden, dass ein Einbruch in das Kfz und die Flucht 
mit ebendiesem möglichst nicht oder nur mit sehr geringer Wahrscheinlichkeit 
von Zeugen wahrgenommen werden kann. Zudem bietet es sich an, für den Fall 
einer unerwarteten Verkehrskontrolle ein gefälschtes oder entwendetes echtes 
Kennzeichen samt dazupassender gefälschter (bspw ausländischer) Kfz-Doku-
mente zu verwenden. Die Organisation Letzterer stellt für organisierte Kriminelle 
kein besonderes Hindernis dar. Nur eine besonders sorgfältige Kontrolle (etwa 
unter Einbeziehung der Fahrgestellnummer) durch Organe der öffentlichen Auf-
sicht stellte diesfalls ein Entdeckungsrisiko dar. 

Zusammenfassend kann als Zwischenergebnis festgehalten werden, dass 
die Wahrscheinlichkeit, dass (vollständige) Kennzeichen oder Kennzeichen-
fragmente von Kfz flüchtiger Einbruchstäter den Sicherheitsbehörden gemeldet 
werden, als gering einzuschätzen ist. Selbst eine Meldung in unmittelbarem 
zeitlichen Naheverhältnis zum Tatbegehungszeitpunkt führte nicht automatisch 
zu einem Fahndungserfolg. Es kann nämlich keinesfalls als gesichert gelten, 
dass die Täter lange Fluchtbewegungen mit ein und demselben Kfz durchführen. 
Plausibler erscheint ein gezielter ein- oder auch mehrmaliger Wechsel des 
Fluchtfahrzeuges. Und dies naheliegender Weise an einem nicht durch Bildauf-
zeichnungsgeräte überwachten Ort. 

Auch wenn man unterstellte, dass kein Wechsel des Fluchtfahrzeugs stattfin-
det, ist zu bedenken, dass zwischen einer Anzeige an die Sicherheitsbehörden 
und der tatsächlichen Einspeicherung eines verdächtigen Kennzeichens in das 
Fahndungssystem einige Zeit vergehen würde. In grenznahen Regionen könnte 
dies bedeuten, dass ein gesuchtes Kfz bereits das österreichische Staatsgebiet 
verlassen hat, bevor das automatisierte zentralisierte Fahndungssystem auf das 
bezügliche Kennzeichen „programmiert“ wurde. Und auch in anderen Fällen 
könnte es schwierig werden, bereits mittels Fahndungssystem „lokalisierte“ Kfz 
anzuhalten, bevor sie auf fremdes Hoheitsgebiet gelangen. Um zumindest unter 
dem Gesichtspunkt der Strafverfolgung eine nachträgliche Rekonstruktion des 
Fluchtweges bewerkstelligen zu können, würde es sich insofern anbieten, die 
beim Passieren bestimmter Schlüsselstellen anfallenden „Treffer“ (zeitlich be-
grenzt) zu speichern.  

Zu bedenken ist im Übrigen, dass keinesfalls als gesichert gelten kann, dass 
sich Einbruchstäter nach der Tatbegehung typischerweise ins Ausland absetzen 
und insofern einschlägige, vorhersehbare „Fluchtrouten“ wählen. Praxis ist in 
vielen Fällen vielmehr die Einlagerung der Beute in Österreich, um diese erst 
später an Hehler im In- oder Ausland weiterzuveräußern. Auch ein Versand von 
dafür geeigneten Stücken per Post wird häufig genutzt.199  

Überhaupt keine Kennzeichendaten werden in dicht verbauten Gebieten an-
fallen. Dort legt es die typischerweise bestehende gute Anbindung mit öffent-
lichen Verkehrsmitteln nahe, diese für Zu- und Abgang zum Tatort zu nutzen. Da 
sich die Täter dabei idR völlig unauffällig verhalten, liefern sie im Normalfall wie-
derum keinerlei Anhaltspunkte für Fahndungen.200 

                                 
199 Vgl idS „Polizei: Ost-Mafia beging ein Drittel der Einbrüche in Wien“, Die Presse, 

17.3.2010, 10. 
200 Vgl idS ebenda. 
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Aus all den genannten Gründen dürfte ein rein kennzeichenbasiertes zent-
rales Fahndungssystem nur eine geringe Trefferwahrscheinlichkeit in Bezug 
auf Fluchtfahrzeuge aufweisen.  

C. „Rasterfahndung“ nach Kfz 
Folgte man obigen Erwägungen zur Unzulänglichkeit eines rein kennzeichenba-
sierten Fahndungssystems, könnte überlegt werden, zusätzliche Merkmale 
heranzuziehen, um von Einbruchstätern benutzte Fluchtautos zu identifizieren 
bzw zu lokalisieren. Anders als im Falle von Kennzeichendaten wäre hier aller-
dings – technisch bedingt – eine Erzielung von Treffern in „Echtzeit“ wohl nicht 
mehr möglich. Vielmehr müssten nachträglich zu diesem Zweck von straßensei-
tigen Überwachungskameras aufgezeichnete Bilddaten nach bestimmten Merk-
malen bzw Kombinationen von Merkmalen durchsucht bzw mit aus anderen 
Dateien gewonnenen Daten (etwa Kfz-Zulassungsevidenzen; Melderegisterdaten) 
abgeglichen werden. Die angesprochene Bildaufzeichnung müsste wiederum 
an allen in Betracht kommenden Schlüsselstellen des (hochrangigen) Straßen-
netzes Platz greifen und hätte sämtliche vorbeifahrenden Kfz zu erfassen.  

Nimmt man die Verfügbarkeit entsprechenden Bildmaterials an, stellte sich 
unweigerlich die Frage, anhand welcher Merkmale nun im Anschluss eines 
bestimmten Einbruchsdiebstahls Fluchtfahrzeuge in der Gesamtmenge aufge-
zeichneter Bilddaten aufgefunden werden sollen / können. Spätestens hier 
stellen sich im Grunde Probleme analog zu den jenen, wie sie bereits oben im 
Kontext der Frage der Eignung von Kennzeichen als Fahndungskriterium erörtert 
wurden. 

Selbst wenn bspw kriminologische Erfahrungswerte dafür sprechen würden, 
dass Einbruchstäter in bestimmten Regionen vorzugsweise Kfz einer bestimm-
ten Marke und ausgerüstet mit ausländischen Kennzeichen als Fluchtfahrzeuge 
nutzen,201 ist zu überlegen, ob es überhaupt mit vertretbarem Aufwand möglich 
wäre, ebensolche Kfz aus der Gesamtmenge an gespeicherten Bilddaten her-
auszufiltern. Davon abgesehen kann es aber nicht darum gehen, Kfz aufzufin-
den, die abstrakt / potentiell von Kriminellen benutzt werden können, sondern 
Kfz, die mit einer bestimmten Straftat in Verbindung stehen.  

Es erschiene insofern für eine gezielte Suche unabdingbar, weitere, nicht mit-
tels Bildaufzeichnungsgeräten ermittelbare Informationen heranzuziehen. Als 
solche kämen bspw Anzeigedaten in Betracht, aus denen allenfalls Angaben 
betreffend Tatort, Tatzeit, Modalitäten der Tatausführung sowie Anhaltspunkte 
für die Fluchtrichtung bezogen werden könnten. Diesfalls bestünde uU die Mög-
lichkeit, die Auswertung auf bestimmte Kamerastandorte einzuschränken. Die 
höchste Wahrscheinlichkeit, verdächtige Kfz im Nachhinein zu entdecken, be-
stünde zweifelsohne dann, wenn sämtliche Zufahrtsstraßen zu einer Siedlung, 
die Gegenstand von Einbruchsdiebstählen unter Nutzung von Kfz als Flucht-
autos wurde, mit Bildaufzeichnungsgeräten ausgestattet wären. Theoretisch 
könnte man diesfalls zuerst die mit diesen Geräten aufgezeichnete Datenmenge 
auf einen bestimmten Aufzeichnungszeitraum eingrenzen. In einem weiteren 

                                 
201 In diese Richtung die These des nö Sicherheitsdirektors, der meinte, anhand Fahr-

zeugtypen und Nummerntafeln direkt auf „Verdächtige“ schließen zu können (vgl 
wieder http://futurezone.orf.at/stories/248923 [FN 3]). 
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Schritt wäre es denkbar, die verbliebene Menge unter Verknüpfung der Kennzei-
chendaten mit der zentralen Zulassungsevidenz beim Innenminister202 um die 
Kennzeichen der Kfz der lokal ansässigen Wohnbevölkerung zu reduzieren. Aus 
der verbliebenen Restmenge müsste man dann nach Kfz suchen, die weitere 
Merkmale erfüllen (Stichwort: „typisches Tatfahrzeug“).  

Der hier angedachte, sehr personal- und zeitaufwändige Vorgang ginge frei-
lich schon dann ins Leere, wenn der / die Täter das Fluchtfahrzeug noch 
außerhalb einer Siedlung abstellten oder später einfach an einem unbeobachte-
ten Ort wechselten. Die Auffindung eines (idR nicht auf den Täter zugelasse-
nen) Fluchtfahrzeuges ist eben keineswegs gleichbedeutend mit der Identifizie-
rung oder Ergreifung des Täters. Es ist im Übrigen damit zu rechnen, dass sich 
im Falle der tatsächlichen Etablierung eines solchen Überwachungssystems pro-
fessionelle Einbruchstäter generell vorbeugende „Umgehungsstrategien“ überle-
gen würden, um nicht von automatisierten Überwachungssystemen erfasst zu 
werden. Dazu könnte neben einem Fahrzeugwechsel auch die gezielte Nutzung 
des niederrangigen Straßennetzes gehören, dessen lückenlose Ausstattung mit 
Überwachungskameras wohl schon an der Kostenfrage scheitern würde.  

Zusammenfassend kann an dieser Stelle – unbeschadet nachstehend noch 
anzusprechender rechtlicher Hürden – festgehalten werden, dass auch eine 
durchaus aufwändige „Rasterfahndung“ kein besonders erfolgversprechendes 
Instrument zur Bekämpfung der Einbruchskriminalität sein dürfte. 

VI. Überlegungen „de lege ferenda“ - potentielle 
rechtliche „Fallstricke“  

Wiewohl von einem Rückgriff auf ein „automatisiertes Fahndungssystem“ bei 
genauerer Betrachtung voraussichtlich kein „Durchbruch“ bei der Bekämpfung 
der va im Osten Österreichs nach wie vor als hoch empfundenen Einbruchskri-
minalität zu erwarten wäre, soll nunmehr kurz der Frage nachgegangen werden, 
auf welche rechtliche Hürden die Entwicklung bzw der Einsatz eines solchen 
Systems stoßen könnte. In Ermangelung ausreichend konkreter Pläne für die 
Neueinführung von Überwachungssystemen im vorstehend angedachten Sinn 
kann aus heutiger Sicht naturgemäß keine abschließende rechtliche Würdigung 
einer solchen technischen Einrichtung erfolgen.  

A. Überlegungen im Lichte des Rechtsstaatsprinzips  
Das sog rechtsstaatliche Prinzip gehört – wiewohl im gesatzten Verfassungs-
recht nicht ausdrücklich angesprochen – zu den „Grundprinzipien“ (auch: 
„Baugesetzen“) der österreichischen Verfassung.203 Als Maßstab bei der Prüfung 
von Gesetzen auf ihre Verfassungskonformität durch den Verfassungsgerichts-
hof (VfGH) hat dieses Prinzip va seit Mitte 1980er Jahre Relevanz erhalten.204 In 
                                 
202 Vgl § 47 Abs 4 KFG 1967. 
203 Vgl Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer (FN 52) Rz 146 (Seite 77), Rz 165; Berka, 

Lehrbuch Verfassungsrecht2 (2008) Rz 114, 185; Öhlinger, Verfassungsrecht7 (2007) 
Rz 63, 73. 

204 Vgl idS VfSlg 11.196/1986; 12.683/1991; 12.409/1990; Mayer, B-VG4 (2007) Art 18 
B-VG I.5; als Überblick über die Rsp der rd letzten zehn Jahre siehe Hiesel, Die Ent-
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seinem Kern bedeutet das Rechtsstaatsprinzip die Bindung der „Verwaltung“ an 
das Gesetz („Legalitätsprinzip“).205 Auch die Gerichtsbarkeit unterliegt zweifellos 
dieser Bindung.206 Diese Bindung muss durch Rechtsschutzeinrichtungen effek-
tiv gewährleistet werden („Rechtsschutzstaat“).207 Aus dem zitierten Legalitäts-
prinzip erfließt zudem die Verpflichtung des Gesetzgebers, das Verwaltungshan-
deln hinreichend vorherzubestimmen.208 Neben solchen Aspekten „formeller“ 
Rechtsstaatlichkeit209 drückt sich auf bestimmten Wertvorstellungen basierende 
„materielle“ Rechtsstaatlichkeit insbesondere durch die Einräumung von Grund- 
und Freiheitsrechten zugunsten von Individuen aus.210 Für Beschränkungen 
Letzterer ergibt sich aus der materiellen Rechtsstaatlichkeit das Erfordernis der 
Verhältnismäßigkeit.211  

Auf zentrale rechtsstaatlichen Elemente soll nachstehend kurz allgemein ein-
gegangen werden, um in weiterer Folge Schlussfolgerungen im Hinblick auf die 
allfällige Einrichtung eines automatisierten Fahndungssystems zu ziehen.  

1. Zur Problematik des effektiven Rechtsschutzes  

a) Allgemeines  

Kennzeichnend für einen „Rechtsstaat“ ist, dass sich alle Akte staatlicher Organe 
auf Gesetze (bzw mittelbar die „Verfassung“) gründen müssen und ein System 
von Rechtsschutzeinrichtungen Gewähr dafür bietet, dass nur solche Akte 
dauerhaft Bestand haben, die in Übereinstimmung der sie bedingenden höher-
rangigen Rechtsnormen erlassen wurden.212 Nach hA darf es in einem Rechts-
staat insbesondere keine „gerichtsfreien“ Staatsakte geben. Damit ist gemeint, 
dass in letzter Konsequenz alle staatlichen Akte einer Überprüfung durch ein 
unabhängiges Gericht zugänglich sein müssen.213  

Aus der Perspektive des einzelnen Bürgers in seiner Eigenschaft als Adressat 
von ihn belastenden Verwaltungsentscheidungen folgt aus dem Rechtsstaats-

                                                              
faltung der Rechtsstaatsjudikatur des Verfassungsgerichtshofs, ÖJZ 2009, 111 ff. 

205 Vgl Art 18 Abs 1 B-VG; Mayer, B-VG4 (2007) Art 18 B-VG I.1; Öhlinger (FN 203) Rz 74, 
580; Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer (FN 52) Rz 569; Rill in Rill/Schäffer (Hrsg), 
Bundesverfassungsrecht (2001 ff) Art 18 B-VG Rz 1; Berka, Verfassungsrecht 
(FN 203) Rz 187, 190.  

206 Implizit aus Art 140 iVm Art 89 B-VG; vgl auch VfSlg 12.185/1989; Mayer, B-VG4 
(2007) Art 18 B-VG I.2; Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer (FN 52) Rz 569, 572.  

207 Vgl VfSlg 11.196/1986; 12.409/1990; Öhlinger (FN 203) Rz 74; Walter/Mayer/ 
Kucsko-Stadlmayer (FN 52) Rz 165, 569. 

208 Vgl allgemein VfSlg 5365/1966; 5636/1967; 14.936/1997; Mayer, B-VG4 (2007) Art 18 
B-VG I.2, II.1.; Öhlinger (FN 203) Rz 583 ff; Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer (FN 52) 
Rz 569; Rill in Rill / Schäffer (FN 205) Rz 5, 51 ff. 

209 Dazu Adamovich/Funk/Holzinger, Österreichisches Staatsrecht. Bd 1 (1997) Rz 14001, 
14014. 

210 Vgl Berka, Verfassungsrecht (FN 203) Rz 198; Adamovich/Funk/Holzinger (FN 209) 
Rz 14015. 

211 Vgl Adamovich/Funk/Holzinger (FN 209) Rz 14001, 14015; dies, Österreichisches 
Staatsrecht. Bd 3 (2003) Rz 14049. 

212 Vgl idS VfSlg 2455/1952; 2929/1955; 8279/1978; 11.196/1986; 13.003/1992; 
17.102/2004. 

213 Vgl Berka, Verfassungsrecht (FN 203) Rz 194.  
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prinzip ua das Erfordernis der Bereitstellung von Rechtsschutzreinrichtungen, die 
ein Mindestmaß an faktischer Effizienz aufweisen.214 Soweit das Staatshan-
deln sich hoheitlicher Handlungsformen bedient, stehen als Rechtsschutzinstru-
mentarien va die Beschwerden an die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts 
(VfGH; Verwaltungsgerichtshof [VwGH]) bzw den Asylgerichtshof zur Verfü-
gung.215 Diese Beschwerden knüpfen an bestimmte Rechtssatzformen an.216 
Konsequenterweise hat der VfGH eine Rsp entwickelt, die besagt, dass sich 
daraus für den (einfachen) Gesetzgeber ein „Rechtstypenzwang“ ergibt.217 Für 
Eingriffe in die Rechtssphäre Einzelner muss der Gesetzgeber die Bescheidform 
vorsehen, um die Bekämpfbarkeit / Überprüfbarkeit des jeweiligen Eingriffs si-
cherzustellen.218  

Sieht man einmal vom weiten Feld privatwirtschaftlichen staatlichen Handelns 
ab,219 stellt sich die Frage nach einem adäquaten Rechtsschutz va bei sog „fak-
tischen Amtshandlungen“ mit Eingriffscharakter (Bsp: Befragung von Verdächti-
gen). Innerhalb letzterer Kategorie werfen insbesondere solche Handlungsfor-
men gravierende rechtsstaatliche Probleme auf, die von den Betroffenen zeit-
weise oder permanent unbemerkt bleiben, wie geheime behördliche Überwa-
chungen (Stichworte: verdeckte „Ermittlungen“220, „Lauschangriff“221 uam). Hier 
besteht die Gefahr, dass die ansonsten bestehenden Rechtsschutzmechanis-
men ins Leere gehen. Dies einfach schon deshalb, weil der Betroffene mangels 
Kenntnis von einem Eingriff idR keine Veranlassung / Möglichkeit hat, eine Be-
schwerde (an ein Gericht) zu ergreifen, um einen unzulässigen Eingriff abzuweh-
ren oder auf die rechtskonforme Durchführung eines an sich zulässigen hinzu-
wirken.222 Selbst wenn eine Information des Betroffenen im Nachhinein, etwa 
nach Abschluss einer Überwachungsmaßnahme, erfolgen sollte, verbleibt im 
Grunde bestenfalls die Möglichkeit, die Un-/Rechtmäßigkeit des Eingriffs festzu-
stellen. Und das auch nur unter der Voraussetzung, dass (bei der belangten 
Behörde) noch entsprechendes „Beweismaterial“ über Anlass, Ziel, Ergebnisse 
der geheimen Überwachung vorhanden ist.  

                                 
214 Vgl VfSlg 14.702/1996; 17.783/2006; 18.248/2007; Rill/Schäffer in Rill/Schäffer 

(Hrsg), Bundesverfassungsrecht (2001 ff) Vorbem 6. Hptstk B-VG Rz 1; Näheres zur 
faktischen Effizienz bei Kucsko-Stadlmayer, Rechtsschutz und Verfassung, in BMI 
(Hrsg), Der Rechtsschutzbeauftragte (2004).27 (36 ff). Mayer, B-VG4 (2007) Art 18 
B-VG I.6; Öhlinger (FN 203) Rz 83; Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer (FN 52) Rz 167; 
Berka, Verfassungsrecht (FN 203) Rz 195; Hiesel, Die Entfaltung der Rechtsstaats-
judikatur des Verfassungsgerichtshofs, ÖJZ 2009, 113 f. 

215 Vgl als Überblick Rill /Schäffer in Rill/Schäffer (FN 214) Vorbem 6. Hptstk B-VG Rz 1 ff; 
Öhlinger (FN 203) Rz 631 ff; 984 ff; Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer (FN 52) 
Rz 448 ff, 496.  

216 Vgl Art 130 Abs 1 lit a, 131, 144 B-VG.  
217 Vgl VfSlg 1685/1948; 3820/1960; 3892/1961; 17.137/2004; VfGH 7.10.2009, G81/09.  
218 Vgl VfSlg 3859/1960; 3892/1961; 11.590/1987; 13.223/1992; 13.564/1993; 

13.699/1994; VfGH 7.10.2009, G81/09; Öhlinger (FN 203) Rz 81, 577, 640; Berka, 
Verfassungsrecht (FN 203) Rz 196.  

219 Vgl dazu Rill/Schäffer in Rill/Schäffer (FN 214) Art 129 B-VG Rz 3.  
220 Vgl bspw § 54 Abs 4 und 4b SPG. 
221 Vgl bspw § 136 StPO. 
222 So zutreffend bspw Wiederin (FN 159) 146; Berka, Verfassungsrecht (FN 203) 

Rz 200, 1327.  
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Nicht zu leugnen ist im Kontext geheimer Überwachungsmaßnahmen im Üb-
rigen auch die Gefahr des Missbrauchs durch unverhältnismäßige Inanspruch-
nahme derartiger Befugnisse.223 Von der Gefahr einzelner Missbrauchsfälle ab-
gesehen können „Systeme geheimer Überwachung“, wie sie typischerweise va 
unter Berufung auf den Schutz der nationalen Sicherheit etabliert werden, die 
Demokratie, welche sie vorgeblich verteidigen, aushöhlen oder gar zerstören.224  

Aus dem Gesagten folgt, dass es aus rechtsstaatlicher Sicht entsprechender 
„kompensatorischer Sicherungen“ zur Missbrauchsverhütung und zum Aus-
gleich des „rechtlichen Gehörs“ des Betroffenen bedarf.225 Bedeutsam in diesem 
Zusammenhang ist im Lichte der in Österreich im Verfassungsrang stehenden 
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) die vom Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte (EGMR) im Kontext der Auslegung von Art 8 iVm 
Art 13 EMRK zur Zulässigkeit geheimer staatlicher Überwachungsmaßnahmen 
entwickelte Rsp. Letzterer zufolge bedarf es „angemessener“ und „wirksamer“ 
Garantien gegen Missbrauch, die auf Gesetz beruhen müssen.226  

Als solche Garantien in Betracht kommt/kommen (eine Kombination von) 
Vorkehrungen wie bspw die Bindung der Zulässigkeit von Überwachungsmaß-
nahmen an das Vorliegen konkreter Verdachtsmomente in Richtung auf eine 
(geplante, begangene) Straftat, Knüpfung der Zulässigkeit von Maßnahmen an 
die Schwere von Straftaten, die verhindert / aufgeklärt werden sollen, Trennung 
von Antrags- und Anordnungsbefugnissen in Bezug auf einen bezüglichen Ein-
griff, Schriftlichkeit und Begründungslasten, zeitliche und sachliche Begrenzung 
der Überwachung, insbesondere durch Eingrenzung des Betroffenenkreises, 
begleitende Kontrollen durch unabhängige Organe, nachträgliche Information 
der Betroffenen, Festlegung, wann und unter welchen Bedingungen Daten zu 
löschen sind uam.227  

b) Übertragung auf den vorliegenden Fall  

Ein automatisiertes Kfz-Fahndungssystem, welches sich etwa auf „Schlüsselstel-
len“ im hochrangigen Straßennetz bzw die Zu- und Abfahrten zu ebendiesem 

                                 
223 Vgl idS bspw Berka, Verfassungsrecht (FN 203) Rz 200, 1327.  
224 Vgl EGMR U 6.9.1978 - Klass - Serie A Bd 28 Rn 49; E 29.6.2006 – Weber u Sara-

via – BeschwNr 54934/00 Rn 106. 
225 Vgl idS VfSlg 17.102/2004 unter Verweis auf EGMR (zu Art 8 EMRK) U 2.8.1984 – 

Malone - EuGRZ 1985, 17; 25.2.1988 - Olsson - EuGRZ 1988, 591; 25.2.1993 – 
Cremieux - ÖJZ 1993, 534 bzw (zu Art 13 EMRK): 25.2.1983 – Silver - EuGRZ 
1984, 147; weiters Wiederin (FN 159) 219; Berka, Verfassungsrecht (FN 203) 200, 
1327.  

226 Vgl EGMR U 6.9.1978 - Klass – Serie A Bd 28 Rn 50; 24.4.1990 - Kruslin – Serie A 
Bd 176-A Rn 27, 36; 25.3.1998 – Kopp – RJD 1998-II Rn 55 = ÖJZ 1999/4 (MRK); 
24.8.1998 - Lambert – RJD 1998-V Rn 23; weiters 4.5.2000 – Rotaru – RJD 2000-V 
Rn 59; 4.7.2000 – Niedbala – BeschwNr 27915/95 Rn 80. 

227 Vgl EGMR U 6.9.1978 - Klass – Serie A Bd 28 Rn 50 ff; 24.4.1990 - Huvig – Serie A 
Bd 176-B Rn 34; 16.2.2000 – Amann – RJD 2000-II Rn 76; 30.7.1998 - Valenzuela 
Contreras – RJD 1998-V Rn 46; 18.2.2003 – Prado Bugallo – BeschwNr 58496/00 
Rn 30; E 29.6.2006 – Weber u Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 95; U 4.12.2008 – 
Marper – BeschwNr 30562/04 u 30566/04 Rn 99, 103; weiters Wiederin in Korinek/ 
Holoubek (Hrsg), Bundesverfassungsrecht (1999 ff) III Art 8 EMRK vor und nach 
Rz 127; dens, Privatsphäre und Überwachungsstaat (2003) 219.  
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konzentrierte, könnte einmal auf „getarnten“, nicht ohne Weiteres erkennbaren 
Bilderfassungsgeräten basieren. Selbst bei „offener“ Montage (ohne Kennzeich-
nung durch Hinweisschilder) würde ein solches System von den Verkehrsteil-
nehmern angesichts der Vielzahl bereits im hochrangigen Straßennetz vorhan-
dener Kameras aber wohl nicht bewusst als spezifisch polizeiliches Überwa-
chungssystem wahrgenommen werden. Und selbst zutreffendenfalls wäre es für 
einen Betroffenen nicht unmittelbar ersichtlich, ob Daten über ihn gespeichert 
bzw ob und in welcher Weise sie weiterverarbeitet werden, sei es im Trefferfall, 
sei es im Nichttrefferfall. Ein Betroffener hätte also auch bei offener Installation 
keinen unmittelbaren Anlass, Rechtsschutz zu suchen bzw Schritte zu setzen, 
um eine Rechtmäßigkeit allfälliger ihn betreffender Datenverwendungen abklä-
ren zu lassen.228  

Insgesamt spricht somit einiges dafür, die Einrichtung eines automatisierten, 
zentralisierten Kfz-Fahndungssystems als Instrument einer „geheimen“ Über-
wachung zu qualifizieren, welches im Lichte des oben zum Rechtsstaatsprinzip 
Gesagten nach spezifischen kompensatorischen Sicherungen gegen miss-
bräuchliche Verwendung (Bsp: Bespitzelung politisch unliebsamer Oppositions-
politiker) verlangte.  

Würde man besagtes System primär als kriminalpolizeiliches Instrument zur 
Aufklärung begangener Straftaten sehen, erschiene insofern eine Regelung in 
der StPO angezeigt. Als „Sicherungsmaßnahme“ könnte dort ein spezifisches 
Genehmigungsverfahren vorgesehen werden, das ggf auch erst nachträglich 
eingreift (Stichwort: Bedarf der sofortigen Auslösung einer „Alarmfahndung“, aber 
Anzeige an Staatsanwaltschaft, welche nachträgliche gerichtliche Genehmigung 
einzuholen hätte; bei Rechtswidrigkeit gerichtliche Feststellung ebendieser).  

Beschränkte sich ein Fahndungssystem auf den automatisierten Abgleich von 
Kennzeichen jener Kfz, die Kontrollpunkte im geographisch relativ eng gezoge-
nen Umkreis eines Tatortes passieren, mit einem bekannten Kennzeichen/Kenn-
zeichenbestandteilen eines mutmaßlichen flüchtigen Einbrechers und würden 
nur Trefferfälle gespeichert und weiterverfolgt, so beschränkte sich die Rechts-
schutzproblematik vordergründig auf Letztere. Käme es zu einer erfolgreichen 
Anhaltung eines bezüglichen Kfz iVm einer „Amtsbehandlung“ (Festnahme, 
Durchsuchung, erkennungsdienstliche Behandlung etc) des Lenkers bzw allfälliger 
Insassen, stünde diesen das „standardmäßige“ Rechtsschutzinstrumentarium 
der StPO zur Verfügung, nach welcher vorzugehen wäre. Über den Weg der 
Akteneinsicht könnten die Betroffenen im optimalen Fall letztlich auch nachvoll-
ziehen, was Anlass zur automatisierten Fahndung gegen sie bzw das von ihnen 
benutzte Kfz gegeben hat und eine allfällige Überprüfung der Rechtmäßigkeit 
der Fahndungsmaßnahme erreichen.229 

Bezieht man in die Betrachtung auch die „Nichttrefferfälle“ ein, so stellt sich 
einmal die Frage, ob diesen gegenüber überhaupt eine Grundrechtsverletzung in 
Betracht käme. Zu bejahen wäre dies uU dann, wenn das Instrument der auto-
matisierten Kfz-Fahndung willkürlich bzw anlasslos eingesetzt würde. Immerhin 
werden ja zumindest auch von dieser Gruppe Kennzeichendaten ermittelt und 
verarbeitet, wenngleich – in der hier unterstellten Variante eines solchen Sys-
tems – nur vorübergehend. Und auch darin kann bereits ein Informationseingriff 

                                 
228 Vgl idS BVerfGE 120, 378 (406). 
229 Vgl § 49 iVm § 106 StPO. 



„Einbrecherjagd“ mittels „ASFINAG-Kameras“ 

141 

erblickt werden (dazu unten nach FN 429). In diesem Lichte erschiene ein Kon-
trollmechanismus angezeigt, der zu einer kritischen Hinterfragung der Einsatz-
praxis beiträgt (unabhängige Evaluierungen des Einsatzes/Erfolgs des Fahn-
dungssystems; Berichtspflichten an unabhängige Stellen uam).  

Zudem wäre es – je nach Systemgestaltung – nicht ausgeschlossen, dass 
längerfristig aufbewahrte sog „Protokolldaten“ anfallen, womit grundsätzlich alle 
automatisierten Datenabgleichsvorgänge im gegebenen Kontext, dh auch die 
Nichttrefferfälle, dokumentiert würden. Hier bedürfte es insofern entsprechender 
ausdrücklicher Löschungsanordnungen, etwa nach dem Vorbild des § 56 Abs 2 
Satz 2 iVm § 54 Abs 4b SPG.230  

Wieder anders zu beurteilen wäre die Behandlung eines automatisierten 
Fahndungssystems im vorstehenden Sinne als Instrument der Sicherheitspolizei. 
Dies wäre dann argumentierbar, wenn man die polizeiliche Verfolgung des flüch-
tenden Täters im unmittelbaren Anschluss an die Tatbegehung als Gefahrenab-
wehrmaßnahme interpretiert (dazu bereits oben nach FN 155). Da die Sicher-
heitsbehörden im Rahmen des SPG typischerweise ohne Kontrolle durch die 
Justiz agieren, stellte sich die Frage des vorbeugenden, begleitenden und nach-
träglichen Rechtsschutzes hier umso dringlicher. Das alleinige Rekurrieren auf 
den sog „Rechtsschutzbeauftragten“231 nach dem SPG wäre hier allerdings nicht 
ausreichend. Dem Rechtsschutzbeauftragten mangelt es insbesondere infolge 
des Bestellungsmodus und infrastruktureller Abhängigkeit232 von der zu kontrol-
lierenden Behörde trotz Weisungsfreistellung schon am Anschein tatsächlicher 
Unabhängigkeit.233 Zudem stehen ihm nicht die Mittel für eine effektive Kontrolle 
der Exekutive zur Verfügung.  

Würde man zur Einrichtung eines automatisierten Fahndungssystems schrei-
ten, das zusätzlich zum sofortigen Datenabgleich mittels Fahndungsliste eine 
Speicherung sämtlicher an bestimmten Kontrollpunkten vorbeifahrender Kfz vor-
sähe, ergäben sich zusätzliche Rechtsschutzbedürfnisse, einerlei, ob man das 
System als sicherheits- oder kriminalpolizeiliches konstituieren würde. Hier wäre 
insbesondere an entsprechend strikte Zweckbindungsregelungen und Genehmi-
gungsvorbehalte zu denken, die verhindern, dass insbesondere die Daten Unbe-
teiligter später für andere Zwecke weiterverwendet werden (Stichwort: Profilbil-
dung, Geschwindigkeitsberechnung etc). 

2. Zur Problematik der ausreichenden Bestimmtheit  

a) Allgemeines  

Abgesehen von ihrer demokratischen Komponente (Mitwirkung von „Volksvertre-
tern“ an der Normerzeugung mittels Gesetzgebungsverfahren unter Einbezie-
hung bzw im Rahmen eines gewählten Parlaments) verfolgt die Bindung der 

                                 
230 Im Falle des Einsatzes von Kennzeichenlesegeräten nach dem SPG ist für Nichttref-

fer eine ausdrückliche Ausnahme von der Protokollierungspflicht vorgesehen. 
231 Vgl zum Instrument der „Rechtsschutzbeauftragten“ allgemein mwN Rill /Schäffer in 

Rill/Schäffer (FN 214) Vorbem 6. Hptstk B-VG Rz 19 ff; Walter/Mayer/Kucsko-
Stadlmayer (FN 52) Rz 1280/1 ff. 

232 Vgl idS kritisch bereits Wiederin (FN 159) 222.  
233 Weitere Kritikpunkte zusammenfassend Rill/Schäffer in Rill/Schäffer (FN 214) Vor-

bem 6. Hptstk B-VG vor Rz 22. 



Gerhard KUNNERT 

142 

Vollziehung an Gesetze, also an feste Regeln, va den Zweck, das staatliche 
Handeln für den Einzelnen („Normunterworfenen“) vorhersehbar und berechen-
bar zu machen.234 Es liegt auf der Hand, dass die Erreichung dieses Ziels in 
direktem Zusammenhang mit dem Ausmaß an Bestimmtheit steht, den eine je-
weilige gesetzliche Regelung aufweist. Im Übrigen bildet eine ausreichende 
Determinierung des „Verwaltungshandelns“ auch die Voraussetzung für die 
spätere Überprüfbarkeit dieses Zweckes durch unabhängige Gerichte, womit 
sich der Zusammenhang mit dem Gebot des wirksamen Rechtsschutzes zeigt. 
Eine mangelnde Determinierung kann im Übrigen auch unter Verhältnismäßig-
keitsgesichtspunkten gesehen werden. Die Beachtung des Übermaßverbots 
kann nämlich insofern durch eine mangelnde Bestimmtheit von Normen beein-
trächtigt werden, da so die Beurteilung der Geeignetheit und Erforderlichkeit 
einer Maßnahme erschwert und das Risiko einer Unangemessenheit des Ein-
griffs erhöht wird.235  

Wie genau im Einzelnen das Vollzugshandeln vom Gesetzgeber vorherbe-
stimmt werden muss, hängt nach der Rsp des VfGH ua vom jeweiligen Rege-
lungsgegenstand ab.236 Daraus wurde die Theorie des „differenzierten Legali-
tätsprinzips“ abgeleitet.237  

Während der VfGH etwa im Kontext des Wirtschaftsrechts betont, der Grund-
satz der Vorherbestimmung verwaltungsbehördlichen Handelns dürfe „nicht in 
Fällen überspannt werden, in denen ein rascher Zugriff und die Berücksichtigung 
vielfältiger örtlicher und zeitlicher Verschiedenheiten für eine sinnvolle und wirk-
same Regelung wesensnotwendig sind“,238 leitet er aus Grundrechtsbestim-
mungen zT „erhöhte“ Anforderungen ab. Ermächtigungsregelungen, die eine 
Maßnahme vorsehen, „die nicht bloß zufällig und ausnahmsweise, sondern 
geradezu in der Regel“ in ein Grundrecht eingreift, „wenn also der Effekt des 
Gesetzes (mag dies auch gar nicht intendiert sein) in besonderer Nähe zum 
Eingriff in das Grundrecht steht“, müssen den jeweiligen Eingriffstatbestand 
„besonders deutlich“ umschreiben.239  

                                 
234 Vgl bspw Öhlinger (FN 203) Rz 580; Näheres zum aus Art 18 B-VG resultierenden 

Determinierungsgebot Näheres zum gesetzlichen Determinierungserfordernis bei 
Aichlreiter, Österreichisches Verordnungsrecht. Bd 2 (1988) 985 ff; Raschauer, All-
gemeines Verwaltungsrecht (1998) Rz 573 ff; Rill in Rill/ Schäffer (FN 205) Rz 5 ff, 
51 ff; Öhlinger (FN 203) Rz 583 ff; Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer (FN 52) Rz 569 ff; 
Berka, Verfassungsrecht (FN 203) Rz 492 ff.  

235 So zutreffend BVerfGE 110, 33 (55); 120, 378 (427, 428). 
236 Vgl VfSlg 8212/1977; 8389/1978; 13.785/1994; 15.177/1998; VfGH 12.6.2008, 

G11/08, V301/08 ua; 17.12.2009, B103/09. 
237 Vgl Öhlinger (FN 203) Rz 586; Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer (FN 52) vor Rz 571, 

573; Näheres dazu bei Winkler, Gesetzgebung und Verwaltung im Wirtschaftsrecht 
(1970) 78, 83; Novak, Das „differenzierte Legalitätsprinzip“ in der verfassungsge-
richtlichen Rechtsprechung, in FS Adamovich (1992) 491; Bsp bei Rill, in Rill/ 
Schäffer (FN 205) Rz 65 ff. 

238 Vgl VfSlg 1983/1950; 2660/1954; 2768/1954; 3295/1957; 3860/1960; 4988/1965; 
10.275/1984; 17.735/2005. 

239 Vgl idS VfSlg 10.737/1985; 11.455/1987; 15.633/1999. 
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b) Bestimmtheitserfordernisse aus § 1 Abs 2 DSG 2000  

Aus der Rsp des VfGH zum Determinierungsgebot unter dem hier besonders 
interessierenden Gesichtspunkt des Datenschutzgrundrechts240 (vgl den Ein-
griffsvorbehalt in § 1 Abs 2 DSG 2000241) kann erschlossen werden, dass mate-
rienspezifische Ermächtigungen zur behördlichen Datenverwendung – auf die 
allfällige Schaffung ebensolcher fokussieren die Überlegungen hier – nicht nur 
als solche einfachgesetzlich vorgesehen sein müssen, sondern auch Art und 
Umfang der behördlichen Eingriffsmöglichkeiten abschließend (dh vollständig) 
festlegen und die Reichweite der damit verbundenen Grundrechtsbeschränkungen 
für alle potentiell Betroffenen vorhersehbar machen müssen.242 Wie detailliert 
Eingriffsregelungen jeweils Einzelheiten wie etwa Datenarten, für die Datenver-
arbeitung Verantwortliche („datenschutzrechtlichen Auftraggeber“), „Betroffenen-
kreise“, „Empfängerkreise“, „Speicherdauer“ uam umschreiben müssen, kann 
letztlich nur anhand des Einzelfalls beurteilt werden. Je sensibler die in Betracht 
kommenden Datenarten (Bsp: Gesundheitsdaten), je größer die Eingriffstiefe 
einer Maßnahme (geheime Überwachung), desto eher wird es geboten sein, den 
Spielraum der Vollzugsbehörden durch detaillierte Vorgaben einzugrenzen.243 Ein-
gedenk des datenschutzrechtlichen Fundamentalprinzips der „Zweckbindung“244 
iVm der rechtsstaalich gebotenen Überprüfbarkeit von behaupteten Verstößen 
gegen dieses kann im Übrigen kein vernünftiger Zweifel am (Mindest)Erfordernis 
der gesetzlichen Festlegung der Verwendungszwecke bestehen. 

Dass es den „Sicherheitsbehörden“ bzw ihrer parlamentarischen Fürsprecher 
gelungen ist, im Wege der im Verfassungsrang verankerten Übergangsbestim-
mung des § 61 Abs 4 DSG 2000, ohne gesetzliche Grundlage stattfindende 
Datenanwendungen für Zwecke der „Staatssicherheit“, des militärischen Eigen-
schutzes und der „umfassenden Landesverteidigung“ im Allgemeinen der Beur-
teilung durch den VfGH am Maßstab der von Letzterem zum Gesetzesvorbehalt 
des § 1 Abs 2 DSG 2000 entwickelten, oben skizzierten Maßstabs zu entzie-
hen,245 ist verfassungspolitisch mehr als bedauerlich.246 Für den gegebenen 
Kontext bleibt dies freilich ohne Belang. Denn die zitierte Ausnahmebestimmung 
des § 61 Abs 4 DSG 2000 bezieht sich seit Ende 2007 nämlich dezidiert nicht 

                                 
240 Vgl dazu ua VfSlg 12.228/1989; 16.369/2001; 18.146/2007; VfGH 9.12.2008,  

B 1944/07.  
241 Gem § 1 Abs 2 Satz 1 DSG 2000 sind Beschränkungen des Anspruchs auf Geheim-

haltung [...] „bei Eingriffen einer staatlichen Behörde nur auf Grund von Gesetzen 
[…] zulässig“.  

242 Vgl dazu Kunnert, Das „Section Control“-Erkenntnis des VfGH vom 15. Juni 2007 
und seine Bedeutung für die Auslegung des Datenschutzgrundrechts sowie des 
Grundsatzes der hinreichenden Bestimmtheit von Gesetzen, in Lienbacher/Wielinger 
(Hrsg), Öffentliches Recht. Jahrbuch 2008 (2008) 258 f; dens in Jahnel (FN 96) 163 f; 
Jahnel, Handbuch Datenschutzrecht (2010) Rz 2/61 f. 

243 Vgl wieder Kunnert in Jahnel (FN 96) 164. 
244 Vgl § 6 Abs 1 Z 2 DSG 2000. 
245 Gem § 61 Abs 4 DSG 2000 dürfen Datenanwendungen, die für Zwecke des § 17 

Abs 3 Z 1 bis 3 leg cit notwendig sind, „bis zur Erlassung von bundesgesetzlichen 
Regelungen über die Aufgaben und Befugnisse in diesen Bereichen“ vorgenommen 
werden. 

246 Kritisch Berka, Lehrbuch Grundrechte (2000) Rz 282; zustimmend Jahnel, Hand-
buch (FN 242) Rz 2/66; weiters Kunnert in Jahnel (FN 96) 157 f. 
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(mehr) auf das Feld „der Vorbeugung, Verhinderung oder Verfolgung von Straf-
taten“.247 Für den hier interessierenden Fall der Bekämpfung der Einbruchs-
kriminalität ist der einfache Gesetzgeber daher uneingeschränkt an die vom 
VfGH entwickelten Anforderungen an die Bestimmtheit bezüglicher Eingriffs-
normen gebunden.  

c) Bestimmtheitserfordernisse aus Art 8 Abs 2 EMRK  

Auch die Rsp des VfGH zu Art 18 B-VG unter dem Gesichtspunkt des Determi-
nierungsgebotes ist durch die Judikatur des EGMR insbesondere zu Art 8 EMRK 
beeinflusst.248 Der EGMR wiederum leitet aus dem in Art 8 Abs 2 EMRK aus-
drücklich verankerten Erfordernis eines „gesetzlich vorgesehenen“ Eingriffs ua 
ab, dass eine Eingriffsnorm ein Ausmaß an inhaltlicher Bestimmtheit aufweisen 
muss, welches es für den Einzelnen vorhersehbar macht, unter welchen Um-
ständen („datenschutzrechtlich“: für welche „Zwecke“) bzw bei welchen Bedin-
gungen er mit staatlichen Eingriffen rechnen muss.249 Der Bürger müsse in die 
Lage versetzt werden, sein Verhalten am Gesetz auszurichten.250 Im hier beson-
ders interessierenden Kontext der Beschränkung des aus Art 8 Abs 1 erfließen-
den Rechts auf Privatsphäre durch Informationseingriffe hat der EMGR gefor-
dert, dass insbesondere die Art der zu verarbeiteten Informationen, der betroffe-
ne Personenkreis sowie die zeitlichen Grenzen der zulässigen Aufbewahrung 
geregelt werden müssen.251  

Die Einräumung von Ermessen für die Vollziehung konfligiert nach Ansicht 
des EGMR nicht per se mit dem Grundsatz der Bestimmtheit. Wesentlich ist 
aber, dass der Umfang des Ermessens bzw die Art und Weise der Ausübung 
ebendieses so deutlich festgelegt werden, dass der Einzelne vor Willkür ge-
schützt wird.252 Die Einräumung unbegrenzten Ermessens, sei es zugunsten der 

                                 
247 Vgl wieder § 61 Abs 4 iVm § 17 Abs 3 DSG 2000. 
248 Vgl Berka, Grundrechte (FN 246) Rz 256. 
249 Vgl idS EGMR U 24.4.1990 – Kruslin – Serie A Bd 176-A Rn 27; 24.4.1990 - Huvig – 

Serie A Bd 176-B Rn 26; 24.8.1998 - Lambert – RJD 1998-V Rn 23; 17.7.2003 – 
Perry – BeschwNr 63737/00 Rn 45; E 29.6.2006 – Weber u Saravia – BeschwNr 
54934/00 Rn 84. 

250 Vgl EGMR U 26.4.1979 – Sunday Times - Serie A Bd 30 Rn 49; 25.3.1983 – Silver – 
Serie A Bd 61 Rn 88; 24.3.1988 - Olsson – Serie A Bd 130 Rn 61 = EuGRZ 1988, 
591; dem EGMR explizit folgend VfSlg 10.737/1985; weiters Wildhaber/Breiten-
moser, in Karl (Hrsg), Internationaler Kommentar zur Europäischen Menschenrechts-
konvention (1986 ff) Art 8 EMRK Rz 559 ff; Wiederin in Korinek/Holoubek (FN 227) 
Rz 19; Grabenwarter, Europäische Menschenrechtskonvention3 (2008) § 18.IV Rn 11. 

251 Vgl bspw EGMR U 16.2.2000 – Amann – RJD 2000-II Rn 76, 78; 4.5.2000 – Rotaru 
– RJD 2000-V Rn 57; Wiederin in Korinek/Holoubek (FN 227) Rz 56. 

252 Vgl EGMR U 2.9.1984 - Malone – Serie A Bd 82 Rn 68; 26.3.1987 - Leander – Serie A 
Bd 116 Rn 51; 24.3.1988 – Olsson – Serie A Bd 130 Rn 61 lit c = EuGRZ 1988, 591; 
24.4.1990 - Huvig – Serie A Bd 176-B Rn 29; 24.9.1992 – Herczegfalvy – Serie A 
244 Rn 91; 15.11.1996 – Calogero Diana – RJD 1996-V Rn 32; 4.7.2000 – Niedbala 
– BeschwNr 27915/95 Rn 81; 28.9.2000 – Messina (Nr 2) – RJD 2000-X Rn 82; 
26.7.2001 – di Giovine – BeschwNr 39920/98 Rn 26; 24.4.1990 - Huvig – Serie A Bd 
176-B Rn 29; E 29.6.2006 – Weber u Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 94; Wildhaber/ 
Breitenmoser (FN 250) Rz 561 ff; Wiederin in Korinek/Holoubek (FN 227) Rz 19; 
Grabenwarter (FN 250) § 22.I.5 Rn 33. 
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Verwaltung, sei es zugunsten der Justiz, wäre zufolge der Rsp des EGMR dage-
gen mit dem Rechtsstaatsprinzip unvereinbar.253 

Das erforderliche Ausmaß an Vorherbestimmung von Grundrechtsbeschrän-
kungen durch den Gesetzgeber ist nach der Rsp des EGMR auch vom jeweili-
gen Regelungsgegenstand abhängig.254 Einen strengeren Maßstab an die Be-
stimmtheit der „gesetzlichen Grundlage“ für staatliche Eingriffe in die Rechte aus 
Art 8 EMRK stellt der EGMR im Bereich geheimer Überwachungen.255 Das 
bereits vorhin angesprochene Kriterium der „Vorhersehbarkeit“ könne hier nicht 
bedeuten, dass es keinerlei (gegenüber dem im Einzelfall Betroffenen) „gehei-
me“ staatlichen Überwachungsmaßnahmen geben dürfte bzw dass eine Per-
son den Zeitpunkt einer auf sie im Einzelfall bezogenen Maßnahme vorhersehen 
können müsste.256  

Die Bedingungen, unter denen eine Behörde auf solche geheimen Maßnah-
men zurückgreifen darf, müssen aber im Gesetz klar genug normiert werden.257 
Die bezüglichen Aussagen des EGMR decken sich zT mit den bereits oben im 
Kontext der „kompensatorischen Sicherungen“ gegen Missbrauch angesproche-
nen Anforderungen (vgl oben bei FN 223). Bei geheimen Datensammlungen sei 
es insbesondere essentiell, dass festgelegt werde, welche Daten gesammelt und 
gespeichert werden dürfen, unter welchen Voraussetzungen und Verfahren dies 
vonstatten gehen darf und wie lange die Daten gespeichert werden dürfen. 
Überdies bedürfe es Kontrollmechanismen zur Missbrauchsprävention sowie 
Rechtsschutzvorkehrungen zugunsten des/der Betroffenen258  

Angemerkt sei über die bisherigen Bezugnahmen auf die Problematik von 
Ermessensentscheidungen hinaus, dass die österr Verfassung selbst dem 
Gesetzgeber ausdrücklich auch die Option einräumt, in spezifischen Fällen „von 
einer bindenden Regelung des Verhaltens der Verwaltungsbehörde“ abzusehen 
„und die Bestimmung dieses Verhaltens der Behörde selbst“ zu überlassen.259 
Solange die Behörde von diesem freien Ermessen „im Sinne des Gesetzes“ 
Gebrauch macht, liegt keine Rechtswidrigkeit vor.260 Auch die korrekte Ermes-

                                 
253 Vgl EGMR E 29.6.2006 – Weber u Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 94. 
254 Vgl EGMR U 26.10.2000 – Hasan u Chaush – RJD 2000-XI Rn 84.  
255 Vgl idS EGMR U 2.8.1984 – Malone – Serie A Bd 82 Rn 67 = EuGRZ 1985, 17; 

24.4.1990 - Kruslin – Serie A Bd 176-A Rn 30; 25.6.1997 – Halford – RJD 1997-III 
Rn 49; 25.3.1998 – Kopp – RJD 1998-II Rn 64; 12.5.2000 – Khan - RJD 2000-V Rn 
26 f = ÖJZ 2001/21 (MRK); 4.12.2008 – Marper – BeschwNr 30562/04 u 30566/04 
Rn 99; Grabenwarter (FN 250) § 22.I.5 Rn 34.  

256 Vgl EGMR U 26.3.1987 - Leander – Serie A Bd 116 Rn 51; E 29.6.2006 – Weber u 
Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 93. 

257 Vgl EGMR U 2.8.1984 – Malone – Serie A Bd 82 Rn 67; 26.3.1987 - Leander – Serie 
A Bd 116 Rn 51 ff; 24.4.1990 - Huvig – Serie A Bd 176-B Rn 29; 25.3.1998 – Kopp – 
RJD 1998-II Rn 64; 30.7.1998 - Valenzuela Contreras – RJD 1998-V Rn 46; 
4.5.2000 – Rotaru – RJD 2000-V Rn 55; E 29.6.2006 – Weber u Saravia – 
BeschwNr 54934/00 Rn 93, 95. 

258 Vgl EGMR U 24.4.1990 - Kruslin - Serie A Bd 176-A Rn 30 ff; 30.7.1998 - Valenzue-
la Contreras – RJD 1998-V Rn 46; 4.5.2000 – Rotaru – RJD 2000-V Rn 57 ff, 59; 
18.2.2003 – Prado Bugallo – BeschwNr 58496/00 Rn 30; E 29.6.2006 – Weber u 
Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 95. 

259 Vgl Art 130 Abs 2 B-VG. 
260 Vgl ebenda. 
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sensübung unterliegt aber der (verwaltungs)gerichtlichen Überprüfung.261 Und 
die gerichtliche Überprüfbarkeit wiederum setzt logisch voraus, dass der Ge-
setzgeber normieren muss, „in welchem Sinn“ das jeweils eingeräumte Ermes-
sen zu üben ist. Fehlt eine solche Festlegung, liegt ein Verstoß gegen das De-
terminierungsgebot und damit gegen das Rechtsstaatsprinzip vor.262 Es liegt 
zudem auf der Hand, in grundrechtssensiblen Regelungsbereichen anzuneh-
men, dass es sich hier aus rechtsstaatlichen Erwägungen für den Gesetzgeber 
gebietet, die Einräumung behördlichen Ermessens an Sicherheitsbehörden auf 
das unbedingt für die Aufgabenerfüllung erforderliche Maß zu beschränken.  

d) Anwendung auf den vorliegenden Fall  

Verschiedene, bereits unter dem Gesichtspunkt des Rechtsschutzprinzips ange-
sprochene Fragen (vgl oben vor FN 227) können auch unter Determinierungsge-
sichtspunkten gesehen werden (Stichworte: Vorgaben für die Datenlöschung; 
Rechtsschutzfragen). Im Lichte der vorstehend skizzierten Anforderungen der 
Rsp käme insbesondere der genauen Regelung der örtlichen und zeitlichen 
Reichweite eines automatisierten Fahndungssystems große Bedeutung zu. 
Unabhängig von der insgesamt verfügbaren Zahl an „Kamera-Standorten“ müss-
te schon gesetzlich Vorsorge dafür getragen werden, dass Alarmfahndungen 
mittels des Systems geographisch gesehen auf den Umkreis des jeweiligen 
Tatortes begrenzt bleiben und die Fahndungsmaßnahmen nur im Rahmen 
eines kurzen Zeitfensters ab Auslösung des „Alarms“ stattfinden können. Es 
müsste das System also so steuerbar sein, dass Kameras jeweils separat „akti-
viert“ bzw aktiv geschalten werden können, entsprechend dem Tatort und des-
sen verkehrstechnischer Anbindung. Auf diese Weise wäre theoretisch eine Redu-
zierung der (unvermeidlich) in die Fahndung einbezogenen Unbeteiligten  
realisierbar. 

Weiters festzulegen wäre, anhand welcher Kriterien gefahndet werden 
darf (vollständiges Kennzeichen, Kennzeichenfragmente). Damit zusammen-
hängend könnte sich bspw die Frage stellen, ob anlässlich einer Alarmfahndung 
ausschließlich nach Kennzeichen von im unmittelbaren Kontext der Tat als ver-
dächtig gemeldeter Kfz gefahndet werden dürfte, oder ob bspw bei dieser Gele-
genheit zusätzlich nach Kennzeichen von Kfz, die zeitlich kurz vor der Tat ge-
stohlen wurden und theoretisch als Tatfahrzeuge in Betracht kämen, gesucht 
werden soll.  

Zur Frage der Fahndungsmerkmale im allgemeinen wäre anzumerken, dass 
natürlich die Voraussetzungen (ausreichender Konkretisierungsgrad des Hinwei-
ses; ausreichender Konnex zur Tat; hinreichende Wahrscheinlichkeit der Zuor-
denbarkeit zu Täter bzw Verdächtigen; Plausibilität etc) klar geregelt werden 
müssten, unter denen eine Information (etwa von Zeugen) überhaupt für Fahn-
dungszwecke herangezogen werden dürfte.  

Besonders schwierig würde die Determinierungsfrage im Falle von allfälligen 
„Rasterfahndungen“ auf Basis von mittels eines Fahndungssystems ermittelten 
und gespeicherten Daten – sofern man solche aus rechtsstaatlicher Sicht über-
haupt verantworten könnte. Die Gefahr der willkürlichen Festlegung von Suchkri-

                                 
261 Vgl dazu bspw VwGH 22.10.2009, 2009/21/0293.  
262 Vgl idS VfSlg 12.399/1990. 
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terien durch die Sicherheitsbehörden liegt hier auf der Hand. Nicht zuletzt infolge 
eines von Medialen bzw Politik erzeugten Erfolgsdrucks könnten diese der Ver-
suchung erliegen, sachlich nicht begründbare Auswahlkriterien zur Filterung der 
Gesamtmenge an gespeicherten Daten festzulegen (Bsp: nur ausländische 
Kennzeichen; Kennzeichen aus bestimmten Nachbarstaaten uä). Die Kern-
problematik läge hier darin, die richtige Kombination aus Vorherbestimmung des 
Verwaltungshandelns einerseits und Flexibilität bzw Anpassungsmöglichkeit an 
den Einzelfall andererseits zu finden.  

3. Zum Verhältnismäßigkeitsprinzip  

a) Zum Maßstab des „allgemeinen“ Verhältnismäßigkeitsprinzips  

Das „allgemeine“ Verhältnismäßigkeitsprinzip kann – wie bereits oben fest-
gehalten – aus dem materiellen Rechtsstaatsgebot abgeleitet werden.263 Der 
VfGH hat den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz als Schranke für den einfachen 
Gesetzgeber va aus formellen und materiellen Gesetzesvorbehalten einzelner 
Grundrechte gewonnen.264 In der Praxis unterbleibt freilich oft die ausdrückliche 
Herstellung eines entsprechenden Bezugs.265 Der Gerichtshof der Europäischen 
Union (EuGH) qualifiziert den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit als „allgemei-
nen Grundsatz des Gemeinschaftsrechts“, der für seine Anwendbarkeit keines 
spezifischen Grundrechtsbezugs bedarf.266  

Positivrechtliche Verankerungen des Verhältnismäßigkeitsprinzips finden sich 
auf verfassungsrechtlicher Ebene etwa im BVG über den Schutz der persönli-
chen Freiheit (Art 1 Abs 3) oder im DSG 2000 (§ 1 Abs 2 letzter Satz)267.  

Aus der besagten VfGH-Rsp lassen sich eine Mehrzahl von Prüfschritten für 
die Beurteilung der Verhältnismäßigkeit einer einfachgesetzlichen Norm ablei-
ten.268 Zunächst ist zu fragen, ob das Ziel einer bestehenden oder in Aussicht 
genommenen Regelung im „öffentlichen Interesse“ liegt. Dabei ist dem Ge-
setzgeber nach stRsp ein rechtspolitischer Gestaltungsspielraum eingeräumt, 
der freilich durch den Rahmen der Verfassung begrenzt wird.269 In einem weite-
ren Schritt ist zu klären, ob eine bestimmte Regelung zur Zielerreichung über-
haupt geeignet ist. Auch hier obliegt die Prognose einer legistischen Maßnahme 
auf ihre Eignung hin in erster Linie dem Gesetzgeber selbst; nach der Rsp ist 
insofern eine Verfassungswidrigkeit nur anzunehmen, wenn die Eignung von 
vornherein ausgeschlossen werden kann.270  

Als weiterer Schritt ist zu prüfen, ob eine Regelung sich in dem Sinne als „er-
forderlich“ darstellt, als sie die Erreichung eines bestimmten Ziels mit möglichst 
(grundrechts)schonenden Mitteln anstrebt. Hiebei sind vom Gesetzgeber mög-

                                 
263 Vgl oben bei FN 211. 
264 Vgl bspw VfSlg 11.558/1987; 12:094/1989; 12.501/1990; 13.587/1993; 15.044/1997; 

weiters Öhlinger (FN 203) Rz 714 ff (715). 
265 Vgl bspw VfSlg 14.035 /1995; 18.139/2007. 
266 Vgl EuGH U 29.1.2008, Rs C-275/06 – Promusicae - Slg 2008, I-271 Rn 68, 70. 
267 Vgl bspw VfGH 28.11.2003, KR4/00. 
268 Vgl Öhlinger (FN 203) Rz 715 ff. 
269 Vgl idS VfGH 12.094/1989; VfGH 24.9.2009, G165/08 ua ; 1.12.2009, B47/09.  
270 Vgl VfSlg 13.725/1994; 17.940/2006; VfGH 17.12.2009, B504/09. 
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liche Alternativen in Betracht zu ziehen.271 Abschließend ist im Rahmen einer 
Gesamtabwägung zu beurteilen, ob zwischen dem mit einer Regelung verfolgten 
öffentlichen Interesse und ggf einer daraus resultiereden Grundrechtsbeschrän-
kung eine angemessene Relation („Adäquanz“; „Verhältnismäßigkeit ieS“) be-
steht. Je größer bspw Zweifel an der Eignung einer Maßnahme sind, desto un-
angemessener wird sich eine (gravierende) Grundrechtseinschränkung dar-
stellen.272  

b) Zur Verhältnismäßigkeits-Rsp des EGMR  

• Allgemeines  

Der Verhältnismäßigkeit als Prüfkritierium kommt – wie bereits oben angedeutet 
– naturgemäß va bei der Prüfung von Grundrechtseingriffen zentrale Bedeutung 
zu. In Bezug auf die im vorliegenden Zusammenhang speziell interessierenden 
Gewährleistungen durch Art 8 EMRK ist festzuhalten, dass sich die Verhält-
niskeitsprüfung durch den EGMR in der Praxis zunächst auf das in Art 8 Abs 2 
EMKR enthaltene Kriterium der „Notwendigkeit in einer demokratischen Gesell-
schaft“ konzentriert und abschließend die Verhältnismäßigkeit ieS anhand einer 
Art Gesamtabwägung (Eingriff in einem angemessenen Verhältnis zum verfolg-
ten Ziel?) prüft. „Legitimität“ oder „Eignung“ einer Maßnahme spielen insofern 
eine untergeordnete Rolle.273  

Bei der Prüfung der „Notwendigkeit“ legt der EGMR im Allgemeinen einen 
eher großzügigen Maßstab zugrunde. Er betont in stRsp, dass den Mitgliedstaa-
ten des Europarats ein Ermessensspielraum bei der Setzung von grundrechts-
beschränkenden Maßnahmen zukommt.274 Die Weite dieses Spielraums hat der 
EGMR je nach Sachverhalt unterschiedlich interpretiert.275 Einen großen Er-
messensspielraum konzediert er traditionell insbesondere auf dem Felde der 
sog „nationalen Sicherheit“,276 für welches geheime Überwachungsmethoden 
quasi charakteristisch sind.  

Bemerkenswert ist weiters, dass im Rahmen der Prüfung der Erforderlichkeit 
eines Eingriffs zwar vereinzelt nach alternativen bzw gelinderen Mitteln gefragt 
wird,277 idR aber nicht streng darauf abgestellt wird, ob jeweils auf das gelindeste 
in Betracht kommende Mittel zurückgegriffen wird.278  

                                 
271 Vgl VfSlg 17.817/2006. 
272 Vgl VfSlg 12.379/1990.  
273 Vgl idS als Bsp E 29.6.2006 – Weber u Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 103 ff; 

weiters Wildhaber/ Breitenmoser (FN 250) Rz 32, 587, 593; Grabenwarter (FN 250) 
§ 18.V Rn 13, § 18.VI Rn 15. 

274 Vgl EGMR U 7.12.1976 – Handyside – Serie A Bd 24 Rn 47; Wildhaber/Breiten-
moser (FN 250) Rz 32, 659 ff; Wiederin in Korinek/Holoubek (FN 227) Rz 26; Gra-
benwarter (FN 250) § 18.VI Rn 20, § 22.I.5.c Rn 37 ff . 

275 Vgl Wildhaber/ Breitenmoser (FN 250) Rz 661, 665 ff, 679 ff; Grabenwarter (FN 250) 
§ 18.VI Rn 20 f. 

276 Vgl idS EGMR U 6.9.1978 - Klass – Serie A Bd 28 Rn 49; 26.3.1987 - Leander – 
Serie A Bd 116 Rn 59; 2.8.1984 – Malone – Serie A Bd 82 Rn 81; E 29.6.2006 – 
Weber u Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 106. 

277 Vgl bspw EGMR U 7.12.1976 – Handyside – Serie A Bd 24 Rn 58. 
278 Vgl ids bspw EGMR E 29.6.2006 – Weber u Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 107 ff, 

114 ff, 115 ff; Grabenwarter (FN 250) § 18.VI Rn 15. 
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Auf der Stufe der Prüfung der Verhältnismäßigkeit ieS stellt der EGMR darauf 
ab, ob ein fraglicher Eingriff in einem angemessenen Verhältnis zum verfolgten 
(legitimen) Ziel steht.279 Dies tut er aus der Perspektive eines demokratischen 
Rechtsstaats europäischer Prägung.280 Kennzeichnend für einen solchen sind 
für den EGMR Pluralismus, Toleranz und Offenheit sowie die „Herrschaft des 
Rechts“.281 Typisch für die Verhältnismäßigkeitsargumentation des EGMR ist 
auch das starke Eingehen auf die besonderen Umstände des Einzelfalles.282 Eine 
wichtige Rolle spielt auch die jeweilige Schwere des von einer zu beurteilenden 
Maßnahme verbundenen Eingriffs in durch die EMRK geschützte Rechte. Und 
zwar sowohl für sich betrachtet als auch in Relation zur Bedeutung des Rechts-
gutes, dessen Schutz von der bezüglichen Eingriffsmaßnahme intendiert ist.283  

Im spezifischen Kontext von Beschränkungen der Rechte aus Art 8 Abs 1 
EMRK durch die Verarbeitung von personenbezogenen Daten ist festzuhalten, 
dass die Schwere des Eingriffs sowohl anhand von „qualitativen“ als auch von 
„quantitativen“ Kriterien bestimmt werden kann.284 Zu ersteren zählen etwa die 
Sensibilität bzw das Maß an „Persönlichkeitsrelevanz“285 der verwendeten Daten 
(Bsp: Gesundheitsdaten)286 bzw die Zuordenbarkeit zu einer mehr oder weniger 
öffentlichen / privaten Lebenssphäre (Bsp: Telefonkommunikation vs Gespräch in 
Anwesenheit unbeteiligter Dritter).287 Als letztere (quantitativen) Kriterien kommen 
etwa Dauer und Umfang der Datenermittlung bzw -speicherung in Betracht.288 
Relevant sind weiters Faktoren wie der Umstand, ob der /die Betroffene(n) von 
der Datenermittlung und ihrer Dimension Kenntnis erlangen (können) bzw ob er / 
sie einen ihm /ihnen zurechenbaren Anlass (Bsp: Verwaltungsübertretung) ge-

                                 
279 Vgl bspw EGMR U 7.12.1976 – Handyside – Serie A Bd 24 Rn 48; U 26.9.1995 – 

Vogt – Serie A Bd 323 Rn 52; 16.12.1997 – Camenzind – RJD 1997-VIII Rn 45; 
Wildhaber/Breitenmoser (FN 250) Rz 711; Grabenwarter (FN 250) § 18.VI Rn 14 ff, 
16 ff. 

280 Vgl mwN Wildhaber/Breitenmoser (FN 250) Rz 720; Wiederin in Korinek/Holoubek 
(FN 227) Rz 26; Grabenwarter (FN 250) § 18.VI Rn 18 ff.  

281 Vgl EGMR U 21.2.1975 – Golder – Serie A Bd 18 Rn 34 = EuGRZ 1975, 91; 
7.12.1976 – Handyside – Serie A Bd 24 Rn 49; 6.9.1978 - Klass - Serie A Bd 28 Rn 55; 
22.10.1981 – Dudgeon – Serie A Bd 45 Rn 53; 25.5.1993 – Kokkinakis – Serie A 
260-A Rn 33; 19.12.1994 – Vereinigung demokratischer Soldaten Österreichs u Gu-
bi – Serie A 302 Rn 36; 27.9.1999 – Lustig-Prean u Beckett - BeschwNr 31.417/96 u 
32377/96 Rn 80; 4.5.2000 – Rotaru – RJD 2000-V Rn 59; 10.11.2005 – Sahin – 
BeschwNr 44774/98 Rn 104 ff; Wildhaber/Breitenmoser (FN 250) Rz 720; Graben-
warter (FN 250) § 18.VI Rn 18.  

282 Vgl Grabenwarter (FN 250) § 18.VI Rn 17. 
283 Vgl als Bsp wieder E 29.6.2006 – Weber u Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 114 ff, 

125 ff; Wildhaber/Breitenmoser (FN 250) Rz 680 ff, 700 ff; Grabenwarter (FN 250) 
§ 18.VI Rn 16, § 22.I.5.c Rn 37 ff. 

284 Vgl Wildhaber/Breitenmoser (FN 250) Rz 681. 
285 Dieses Terminus wird vom dt BVerfG in stRsp verwendet, um die Nähe von Informa-

tionen zum persönlichen Lebensbereich von Menschen zu beschreiben (vgl idS 
bspw BverfGE 100, 313 [376]; 115, 320 [347]; BVerfGE 120, 378 [402]).  

286 Vgl dazu bspw EGMR U 25.2.1997 - Z / Finnland – RJD 1997-I, Rn 95 ff. 
287 Vgl Wildhaber/Breitenmoser (FN 250) Rz 681; Wiederin in Korinek/Holoubek (FN 227) 

Rz 63; Grabenwarter (FN 250) § 22.I.5.c Rn 39. 
288 Vgl idS bspw BVerfGE 120, 378 (401); Wildhaber/Breitenmoser (FN 250) Rz 681; 

Berka, Die Grundrechte (1999) Rz 466. 
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geben hat / haben.289 Auch die Zahl von Personen, die ohne hiefür einen spezifi-
schen Anlass zu geben (zufällige Passanten, alle Kfz, die einen bestimmten 
Kontrollpunkt passieren), von einer Datenerhebung betroffen sind, ist uU für die 
Beurteilung der Schwere des Eingriffs bedeutsam.290 Ebenso, ob eine bezügliche 
Eingriffsmaßnahme „flächendeckend“ oder nur stichprobenartig gesetzt wird.291 
Von Interesse ist im gegebenen Kontext schließlich der Umstand, ob und inwie-
weit die erhobenen Daten mit weiteren (personenbezogenen) Informationen 
verknüpft werden (können).292  

Breiten Raum widmet der EGMR bei der Verhältnismäßigkeitsprüfung 
schließlich der Thematik angemessener Vorkehrungen gegen Missbrauch 
staatlicher Eingriffsbefugnisse bzw sog „Verfahrensgarantien“.293 Diesen kommt 
bei geheimen Überwachungsmaßnahmen naturgemäß besondere Bedeutung 
zu.294 Vereinfacht gesagt geht es hier darum, Grundrechtsbeschränkungen Ent-
scheidungsfindungsprozesse „vorzuschalten“, die eine Balance zwischen der zu 
beschränkenden Gewährleistung aus der EMRK und den durch die Beschrän-
kung zu schützenden Rechtsgütern herstellen.295 Ergänzend ist an begleitende 
und nachgängige Kontrollen durch unabhängige Instanzen zu denken.  

Betrachtet man die vom EGMR aus dem Blickwinkel des Verhältnismäßig-
keitsprinzips entwickelte Rsp insgesamt, so zeigt sich, dass er zwar betont hat, 
dass Eingriffe in die Konventionsgewährleistungen Letztere nicht in ihrer Sub-
tanz gefährden dürfen.296 Anders als das dt Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG)297 hat er aber keinen „unantastbaren“ Kernbereich der Privatsphäre 
identifiziert bzw anerkannt.298 Stets ist insofern eine Interessenabwägung vorzu-
nehmen.299  

• Die Rsp des EGMR (bzw des BVerfG) zum Art 10-Gesetz in seiner 
ursprünglichen Fassung  

Auf dem hier besonders interessierenden Feld der Informationseingriffe mittels 
automationsunterstützter Datenverarbeitung fällt auf, dass der EGMR bis dato im 
Grunde kaum jemals einen bestimmten Typ von Eingriffsmaßnahmen per se für 

                                 
289 Vgl idS EGMR E 29.6.2006 – Weber u Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 125; wei-

ters BVerfGE 120, 378 (402); Berka, Die Grundrechte (1999) Rz 466. 
290 Vgl idS bspw BVerfGE 100, 313 (376); BVerfGE 120, 378 (402). 
291 Vgl ebenda. 
292 Vgl ebenda; Berka, Die Grundrechte (1999) Rz 466. 
293 Vgl als Bsp EGMR U 6.9.1978 - Klass - Serie A Bd 28 Rn 49 ff; E 29.6.2006 – We-

ber u Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 115 ff; siehe auch Wiederin in Korinek/ 
Holoubek (FN 227) Rz 20, Rz 26, vor Rz 27, Rz 127; Grabenwarter (FN 250) 
§ 22.I.5.c Rn 39. 

294 Vgl dazu wieder oben bei FN 255. 
295 Vgl idS EGMR U 6.9.1978 - Klass - Serie A Bd 28 Rn 55 ff; mwN Grabenwarter (FN 

250) § 22.I.5.c Rn 51. 
296 Vgl idS EGMR U 23.7.1968 - Belgischer Sprachenfall – Serie A Bd 6 Rn 5; 

21.2.1975 - Golder - Serie A Bd 18 Rn 38; Wildhaber/Breitenmoser (FN 250) Rz 5.  
297 Vgl BVerfGE 109, 279; 113, 348; BVerfG, 1 BvR 370/07 v 27.2.2008. 
298 Vgl Berka, Die Gesetzesvorbehalte der EMRK, ÖzöRVR 37 (1986) 80 ff; Breitenmo-

ser, Der Schutz der Privatsphäre gemäß Art 8 EMRK (1986) 45 ff; Wildhaber/ 
Breitenmoser (FN 250) Rz 5.  

299 Wildhaber/Breitenmoser (FN 250) Rz 5.  
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unverhältnismäßig bzw konventionswidrig erklärt hat.300 Vielmehr hat er sich 
auch bei schweren Eingriffen in Form geheimer Überwachungsmaßnahmen 
primär darauf beschränkt, zu untersuchen, ob die vorhandenen verfahrensrecht-
lichen Sicherungen ein ausreichendes „Gegengewicht“ bilden.  

Als Beispiel sei hier va auf die Rsp des EGMR zum sog „Artikel 10-Gesetz“ 
(kurz auch: „G 10“)301 verwiesen. Dieses auf das Jahr 1986302 zurückgehende dt 
Gesetz ermächtigt(e) die deutschen „Nachrichtendienste“ bzw „Verfassungs-
schutzbehörden“303 für präventive Zwecke unter bestimmten Bedingungen zur 
Abhörung und Aufzeichnung des Telekommunikationsverkehrs bzw zur Öffnung 
und Sichtung von Postsendungen.304  

– Zum Instrument der „strategischen Beschränkung / Aufklärung“  

Bereits in der ursprünglichen Version des Artikel 10-Gesetzes fußte das damit 
geschaffene „System“ nachrichtendienstlicher Überwachung im Grunde auf zwei 
„Säulen“. Nämlich auf gezielte Durchbrechungen des Brief-, Post- und Fern-
meldegeheimnisses305 zu Lasten bestimmter Betroffener306 einerseits („indivi-
duelle Aufklärung“) und „Einschränken zum Zwecke der Nachrichtensammlung 
aus Abwehrgründen“ (sog „strategische Auflkärung“) 307 andererseits. In ers-
terem Falle bedurfte es für die Anordnung von Überwachungsmaßnahmen eines 
„Anfangsverdachts“ in Richtung der Planung oder Begehung bestimmter, gegen 
die „nationale Sicherheit“ bzw die Sicherheit der in Deutschland stationierten 
alliierten Truppen gerichteter Straftaten.308 Zudem kam eine solche Maßnahme 
nur in Betracht, wenn die „Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise aus-
sichtslos oder wesentlich erschwert wäre“.309 

In zweiterem Fall dagegen knüpfte das Art 10-Gesetz lediglich daran an, dass 
die „Kenntnis“ der mittels Überwachung zu sammelnden „Nachrichten über 
Sachverhalte“ „notwendig ist, um die Gefahr eines bewaffneten Angriffs auf die 
Bundesrepublik Deutschland rechtzeitig zu erkennen und einer solchen Gefahr 

                                 
300 Vgl idS Ennöckl, Die Zulässigkeit von Informationseingriffen in der Rechtsprechung 

des EGMR, in FS Matscher (2008) 102. 
301 Gesetz zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses v 

26.6.2001 dBGBl I 1254, zuletzt geändert durch Art 1 G v 31.7.2009 dBGBl I 2499. 
302 Gesetz zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses v 

13.8.1968 (Art 10-Gesetz) dBGBl I 949. 
303 Ermächtigt werden durch das Art 10 Gesetz die Verfassungsschutzbehörden des 

Bundes und der Länder, der Militärische Abschirmdienst (MAD) und der Bundes-
nachrichtendienst (BND) (vgl § 1 Abs 1 leg cit idgF). Vgl als Überblick über die Tä-
tigkeiten der sog Nachrichtendienste in der BRD aus Datenschutzsicht Riegel, Da-
tenschutz bei den Nachrichtendiensten, in Roßnagel (Hrsg), Handbuch Datenschutz-
recht (2003) 1474 ff.  

304 Vgl wieder § 1 Abs 1 iVm §§ 3, 5 u 8 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949.  
305 Vgl Art 10 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG) dBGBl 1949, 1, 

zuletzt geändert durch G v 29.7.2009 dBGBl I 2248. 
306 Vgl Art 1 § 2 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949.  
307 Vgl Art 1 § 3 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949.  
308 Art 1 § 2 Abs 1 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949 mussten „tatsächliche Anhalts-

punkte für den Verdacht bestehen, dass jemand“ bestimmte Straftaten „plant, begeht 
oder begangen hat“.  

309 Vgl Art 1 § 2 Abs 2 Satz 1 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949. 
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zu begegnen“.310 Hier ging es also in erster Linie um die Gewinnung von „Lage-
bildern“ über bestimmte der Bundesrepublik drohende Gefahren. Durch diese, 
erkennbar vom damaligen Hintergrund des sog „Kalten Krieges“ geprägten Rege-
lungen wurden die dt Nachrichtendienste (rechtlich) genau genommen zu Über-
wachungen von Post- und Fernmeldeverkehrsbeziehungen ohne Anlass und 
ohne Eingrenzung auf bestimmte Personen oder Personenkreise ermächtigt.  

– Grenzen und Missbrauchsschutz bei der „strategischen Aufklärung“  

Immerhin sah das Art 10-Gesetz von Anfang an ein mehr oder weniger stark for-
malisiertes Verfahren zur Beantragung, Anordnung und Durchführung der vor-
stehend angesprochenen geheimen Überwachungsmaßnahmen vor. Anträge auf 
Überwachungsmaßnahmen gegen bestimmte Personen mussten von den jeweils 
in Betracht kommenden Leitern der „Nachrichtendienste“ schriftlich unter Spezifi-
zierung von Art, Umfang (inkl Betroffene/r)311 und Dauer der in Aussicht genomme-
nen Maßnahme und unter Darlegung ihrer „Alternativlosigkeit“ unter dem Gesichts-
punkt des oben genannten „Aussichtslosigkeits- bzw Erschwernis-Kriteriums“312 an 
die jeweils zuständige oberste Bundes-313 bzw Landesbehörde gestellt werden.314 
Letztere hatte(n) daraufhin bei Vorliegen der Voraussetzungen wiederum eine 
schriftliche, grundsätzlich auf 3 Monate befristete Anordnung zu erlassen, in der 
die Einzelheiten der Maßnahme festzulegen waren (Art, Umfang, Dauer etc)315. 

Für Zwecke der Kontrolle und Missbrauchsprävention wurde zudem (auf 
Bundesebene) ein spezielles „Parlamentarisches Kontrollgremium“ aus fünf Ab-
geordneten eingerichtet, welches laufend (mindestens einmal im Halbjahr) von 
besagter oberster Bundesbehörde über einschlägige Anordnungen zu unterrich-
ten war/ ist.316 Für die Kontrolle in der Zeitspanne zwischen den „Unterrichtun-
gen“ wurde (auf Bundesebene) die sog „G 10-Kommission“ geschaffen.317 Letz-
tere ist ein vom zuvor erwähnten „Parlamentarischen Kontrollgremium“ für die 
Dauer einer Wahlperiode des dt Bundestages bestelltes weisungsfreies Gremi-
um aus einem juristisch qualifizierten318 Vorsitzenden und (früher 2, jetzt 3) Bei-
sitzern.319 Der G 10-Kommission kam / kommt die Rechtmäßigkeitskontrolle von 
Überwachungsmaßnahmen im hier interessierenden Sinn auf Antrag oder von 
Amts wegen zu.320 Von ihr für unzulässig oder unnotwendig erkannte Anordnun-

                                 
310 Vgl Art 1 § 3 Abs 1 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949.  
311 Vgl Art 1 § 6 Abs 1 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949. 
312 Vgl wieder Art 1 § 2 Abs 2 Satz 1 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949. 
313 Als Bundesbehörde war ein vom Bundeskanzler beauftragter Minister vorgesehen 

(vgl Art 1 § 5 Abs 1 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949). 
314 Vgl Art 1 § 4 Abs 2 und 3 iVm Art 1 § 5 Abs 1 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949. 
315 Vgl Art 1 § 5 Abs 1 bis 3 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949. 
316 Vgl Art 1 § 9 Abs 1 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949 bzw § 14 Abs 1 Art G 10-

Gesetz v 26.6.2001 idgF. 
317 Vgl Art 1 § 9 Abs 2 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949. 
318 Der Vorsitzende muss die „Befähigung zum Richteramt“ besitzen (vgl Art 1 § 9 Abs 3 

Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949 bzw § 15 Abs 1 Art G 10-Gesetz v 26.6.2001 
idgF), was bedeutet, dass er die sog „2. jur Staatsprüfung“ abgelegt haben muss. 

319 Vgl Art 1 § 9 Abs 3 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949 bzw § 15 Abs 1 Art G 10-
Gesetz v 26.6.2001 idgF. 

320 Vgl Art 1 § 9 Abs 2 Satz 2 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949 bzw § 15 Abs 5 Art G 
10-Gesetz v 26.6.2001 idgF. 
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gen waren / sind vom anordnenden Bundesminister unverzüglich aufzuheben.321 
Auf Ebene der dt Länder wurden zum „Parlamentarischen Kontrollgremium“ und 
zur „G 10-Kommission“ analoge Einrichtungen geschaffen.322  

Auch die oben angesprochene sog „strategische Überwachung“ unterlag / un-
terliegt der Kontrolle durch das „Parlamentarische Kontrollgremium“ bzw die G 10-
Kommission(en).323 Wie die „individuelle Aufklärung“ unterlag / unterliegt sie 
grundsätzlich einer dreimonatigen Befristung (mit Verlängerungsmöglichkeit).324 

Von Relevanz ist weiters, dass die strategische Überwachung in ihrer ur-
sprünglichen Form (dh bis zur Novellierung des Art 10-Gesetzes im Jahre 
1994325) dem Gesetzeswortlaut nach zwar auf den ersten Blick eine „breitflächige“, 
verdachtslose Überwachung von Fernkommunikationsbeziehungen erlaubte. 
Tatsächlich wurde aus dem Zweck der Norm („Früherkennung und Abwehr der 
Gefahr eines bewaffneten Angriffs auf die Bundesrepublik“) iVm der seinerzeiti-
gen spezifischen militärischen Bedrohungslage (Stichwort: Warschauer Pakt-
Staaten) geschlossen, dass ein Rückgriff auf die strategische Überwachung nur 
hinsichtlich des Post- bzw Fernmeldeverkehrs zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und bestimmten, vom zuständigen Minister vorab festzulegenden 
geographischen Gebieten, aus denen Kriegsgefahr drohte, zulässig war.326 De 
facto beschränkte sich das Einsatzgebiet somit bis zum Zusammenbruch der 
Sowjetunion auf die WAPA-Staaten.327  

Technisch-praktisch gesehen spielten früher in den internationalen Fernmel-
deverkehrsbeziehungen die Signalübertragung via Richtfunk und Satellit eine 
große Rolle. Auf diese „nicht leitungsgebundenen“ „Kommunikationsschie-
nen“ ins Ausland sollte sich die sog strategische Überwachung konzentrieren. 
Dies auch vor dem Hintergrund, dass zunächst nur bei Satellitenverkehren eine 
gebündelte, digitalisierte Übertragung stattfand.328 Und nur Letztere lässt eine 
automatisierte Filterung anhand von Stichworten zwecks Reduzierung der zur 
weiteren Auswertung zu speichernden Daten zu.329 Vollautomatisch mittels 
Suchbegriffen ausgewertet werden konnte ursprünglich übrigens nur der Telex-
Verkehr.330 Schon durch diese technologie- und ressourcenbedingten Restriktio-

                                 
321 Vgl Art 1 § 9 Abs 2 Satz 3 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949 bzw § 15 Abs 6 Satz 3 

Art G 10-Gesetz v 26.6.2001 idgF. 
322 Vgl bspw für Bayern Art 6g Bayerisches Verfassungsschutzgesetz (BayVSG) idF 

Bek v 10. 4. 1997 GVBl 70, BayRS 12-1-I, zuletzt geändert durch § 2 G v 27.7.2009 
GVBl 380, iVm Art 1 Abs 1 iVm Art 3 Parlamentarisches Kontrollgremium-Gesetz - 
PKGG v 10.2.2000 GVBl 2000, 40 bzw Art 1 ff Gesetz über die Aufgaben der G10-
Kommission im Bayerischen Landtag und zur Ausführung des Art 10-Gesetzes (Aus-
führungsgesetz Art 10-Gesetz - AGG 10) v 11.12.1984 GVBl 522, BayRS 12-2-I, zu-
letzt geändert durch G v 8.7.2008 GVBl 357. 

323 Vgl Art 1 § 3 Abs 1 iVm §§ 5, 9 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949 bzw § 5 Abs 1 
iVm § 10 iVm §§ 14 Abs 1 und § 15 Abs 6 Art G 10-Gesetz v 26.6.2001 idgF. 

324 Vgl § 5 Abs 3 iVm §§ 1, 3 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949 bzw § 10 Abs 5 iVm 
§ 5 Art G 10-Gesetz v 26.6.2001 idgF. 

325 Vgl das Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuchs, der Strafprozeßordnung und 
anderer Gesetze (Verbrechensbekämpfungsgesetz) v 28.10.1994 dBGBl I 3186. 

326 Vgl idS BVerfGE 100, 313 (316). 
327 Vgl idS BVerfGE 100, 313 (378 f). 
328 Vgl idS BTDrucks 14/5655, 17. 
329 Vgl ebenda.  
330 Vgl idS die Darlegungen der dt Regierung, zitiert in BVerfGE 100, 313 (338). 
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nen (analoger leitungsgebundener Fernmeldeverkehr bis in die 1990er Jahre; 
nur geringer Anteil des nicht leitungsgebundenen Verkehrs am gesamten Fern-
meldeaufkommen331) war die Wahrscheinlichkeit für dt Bürger, bei ihrer Alltags-
kommunikation ins Visier der Nachrichtendienste zu kommen, beschränkt.  

Im Übrigen wurde der Gesetzesbegriff der „Post- bzw Fernmeldeverkehrsbe-
ziehung(en)“, an den das Art 10-Gesetz im Kontext der strategischen Überwa-
chung anknüpfte332, restriktiv dahin ausgelegt, dass damit ein planmäßig festge-
legter Post- und Fernmeldeverkehr zwischen zwei bestimmten Endpunkten in 
beiden Richtungen bezeichnet werde. Darunter sei beispielsweise ein bestimm-
tes, stets grenzüberschreitendes Sammelkabel zwischen zwei Fernsprechkno-
ten zu verstehen.333 Analog sei bei Brief- bzw Paketpost auf einzelne Übergabe-
punkte für internationale Sendungen abzustellen. Eine globale oder pauschale 
Überwachung des gesamten Post- und Fernmeldeverkehrs zwischen der BRD 
und den Ländern des Warschauer Paktes dürfe es daher auch unter dem Titel 
der strategischen Überwachung nicht geben.334  

Schließlich war für die strategische Überwachung kennzeichnend, dass sie 
sich nicht gegen einzelne Personen richtete, ja sich – bedingt durch die damaligen 
technischen Restriktionen – gar nicht richten konnte. Vielmehr ging es um die 
Gewinnung nicht personenbezogener Inhalte, die der Bundesregierung Infor-
mationen über außen- und verteidigungspolitische Sachverhalte (Bsp Truppen-
bewegungen) verschaffen sollten.335 Tatsächlich war es seinerzeit etwa bei der 
computergesteuerten Aufzeichnung des überwachten Fernmeldeverkehrs tech-
nisch nicht ohne weiters möglich, die betroffenen Anschlüsse zu identifizieren 
bzw zu dokumentieren.336 Soweit unbeabsichtigter Weise dennoch personenbe-
zogene Daten anfielen (Bsp: angerufene Person meldet sich mit vollem Namen 
oä), durften diese „nicht zum Nachteil der Betroffenen verwendet werden“,337 es 
sei denn die betroffene Person war zugleich Gegenstand einer Fernmeldebe-
schränkung zur individuellen Aufklärung338 oder es tauchten tatsächliche An-
haltspunkte339 für den Verdacht auf, dass jemand eine der Straftaten, zu deren 
Abwehr eine individuelle Aufklärungsmaßnahme im hier verstandenen Sinne 
zulässig war, plante oder beging. 

Im Übrigen indizierten schon die vor Einsatz einer strategischen Aufklärung 
einzuhaltenden Verfahrensabläufe (schriftlicher Antrag etc)340 die fehlende Eig-
nung dieses Instrument zu Einzelüberwachungen. Hinzu kam der Umstand, 
dass es als Folge der Einführung des sog Selbstwählverkehrs (automatische 
Leitungsvermittlung) praktisch unmöglich war, vorherzusehen, durch welches 

                                 
331 Dieser Anteil betrug gegen Ende der 1990er Jahre ca 10% (vgl BTDrucks 14/5655, 

17, 24; siehe auch BVerfGE 100, 313 [377]). 
332 Vgl Art 1 § 3 Abs 1 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949. In der nunmehr geltenden 

Fassung des Art 10-Gesetzes wird auf „Telekommunikationsbeziehungen“ abgestellt 
(vgl § 5 Abs 1 Art 10-Gesetz idgF).  

333 Vgl idS BVerfGE 67, 157 (174). 
334 Vgl idS BVerfGE 67, 157 (174). 
335 Vgl idS BVerfGE BVerfGE 67, 157 (175, 181); 100, 313 (317). 
336 Vgl idS BVerfGE 67, 157 (182). 
337 Vgl Art 1 § 3 Abs 2 Satz 2 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949.  
338 Vgl Art 1 § 2 Abs 1 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949.  
339 Vgl Art 1 § 3 Abs 2 Satz 2 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949.  
340 Vgl wieder § 3 Abs 1 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949.  
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Kabel einzelne Telefongespräche fließen werden.341 Sinngemäßes galt für ab-
gehörten Richtfunk bzw Satellitenabstrahlungen.342 

– Würdigung durch die höchstgerichtliche Rechtsprechung  

Vor den soeben skizzierten tatsächlichen und rechtlichen Hintergründen wird 
verständlich, dass das Instrument der sog strategischen Überwachung des Post- 
und Fernmeldeverkehrs nach dem Art 10-Gesetz in ihrer „Urfassung“ als solche 
nicht ernsthaft in Frage gestellt wurde. Auch das dt BVerfG sah keinen Anlass, 
die Verfassungskonformität dieses Instruments als solches in Zweifel zu ziehen. 
Auch am ursprünglich im Art 10-Gesetz vorgesehenen (generellen) Verbot, Be-
troffene über gegen sie gerichtete Überwachungsmaßnahmen nach diesem 
Gesetz zu informieren, uzw unabhängig von einer Gefährdung des Zwecks der 
bezügichen Maßnahme343, stieß sich das BVerfG in einem Urteil vom Dezember 
1970 nur in Bezug auf gezielte Maßnahmen der individuellen Aufklärung.344 Kein 
Problem in der (auch nachträglich) unterbleibenden Betroffeneninformation sah 
das BVerfG dagegen in Bezug auf die Fälle der strategischen Überwachung, 
soweit nur eine (ersatzweise) Kontrolle durch unabhängige und weisungsfreie 
Organe gewährleistet ist.345  

Auch der EGMR sah das Art 10-Gesetz in seiner (im Gefolge des vorzitierten 
Judikats des BVerfG vom Dezember 1970) modifizierten Form346 als mit Art 8 
EMRK vereinbar an. Im an ihn herangetragenen Beschwerdefall ging es aller-
dings nur um Maßnahmen der individuellen Aufklärung. Dennoch machte der 
EGMR im Rahmen der Analyse der rechtlichen Voraussetzungen und Bedingun-
gen für solche Maßnahmen eine interessante Nebenbemerkung. Er schlussfol-
gerte nämlich im Kontext der Bindung der Zulässigkeit einschlägiger Beschrän-
kungen (gegenüber bestimmten Personen), dass „folglich eine erkundende 
oder allgemeine Überwachung durch die angegriffene Regelung nicht zuläs-
sig“ sei. In der Literatur wurde daraus geschlossen, dass es sich hiebei quasi 
um einen verallgemeinerungsfähigen Grundsatz handle.347  

• Die „strategische Aufklärung“ nach dem Ende des „Kalten Krieges“ 

– Zur Weiterentwicklung des Instruments bis 1994  

Anlass zu einer Neubewertung des Instruments der strategischen (Fernmel-
de)Überwachung gab die bereits zitierte Novelle zum Art 10-Gesetz aus dem 
Jahre 1994 (oben bei FN 325). Über einen „bewaffneten Angriff auf die Bundes-
republik Deutschland“ hinaus sollten künftighin eine Reihe weiterer Gefahren (ua 
internationale terroristische Anschläge in Deutschland,348 internationale Verbrei-

                                 
341 Vgl BVerfG 67, 157 (182). 
342 Vgl die bezüglichen technischen Darlegungen der d Regierung, ziterit in BVerfGE 

100, 313 (337). 
343 Vgl Art 1 § 5 Abs 5 Art 10-Gesetz idF dBGBl 1968 I 949.  
344 Vgl BVerfGE 30, 1 (3). 
345 Vgl BVerfGE 67, 157 (183 ff). 
346 Vgl § 5 Abs 5 Art 10-Gesetz idF G v 13.9.1978 dBGBl I 1546.  
347 Vgl idS bspw Wiederin in Korinek/Holoubek (FN 227) Rz 127; Ennöckl (FN 300) 103 

in FN 47. 
348 In der später modifizierten und aktuell gültigen Fassung des Art 10-Gesetzes wurde/ 

wird auf „einen unmittelbaren Bezug zur Bundesrepublik Deutschland“ abgestellt. 
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tung von Kriegswaffen, unbefugten Import von Suchtmitteln in nicht geringer 
Menge349, Geldfälschungen im Ausland und Geldwäsche350) mittels der strategi-
schen Aufklärung rechtzeitig erkannt und abgewehrt werden.351 Diese tatbe-
standsmäßige Erweiterung bedingte automatisch eine massive Vergrößerung 
der „geographischen Reichweite“ des Überwachungsinstruments.352  

Festzuhalten ist weiters, dass die von der strategischen Überwachung erfass-
ten Kommunikationswege ab dem Jahre 1994 in mehreren Schritten massiv 
ausgeweitet wurden. Zielte die besagte Überwachungsmethode ursprünglich nur 
auf den „nicht leitungsgebundenen“ internationalen Fernmeldeverkehr mit dem 
Ausland (va via Satellit) ab (dazu bereits oben nach FN 327), so erfolgte anläss-
lich der Novelle 1994 – damals beschränkt auf den Zweck der Abwehr eines 
bewaffneten Angriffs auf die BRD – die Einbeziehung auch des leitungsgebun-
denen internationalen Fernmeldeverkehrs.353  

Zudem wurde durch die Novellierung die automatisierte Durchsuchung der er-
fassten Telekommunikationsdaten anhand von „Identifizierungsmerkmalen, die 
zu einer gezielten Erfassung bestimmter Anschlüsse führen“ (dh „Telefonnum-
mer“ und vergleichbare Kennungen), ausdrücklich erlaubt, sofern es sich (verein-
facht gesagt) um Anschlüsse von Ausländern in Ausland handelt.354 Damit wurde 
– in deutlicher Abkehr vom ursprünglichen Konzept der strategischen Überwa-
chung (dazu oben nach FN 334) – die Möglichkeit zur Einzelüberwachung 
geschaffen, wenngleich nur für einen eingeschränkten Kreis Betroffener. 

Schon letztere Option zeigt, dass – wiederum im Unterschied zur Urfassung 
des Art 10-Gesetzes – nunmehr nicht mehr gesagt werden kann, dass die stra-
tegische Aufklärung nur auf die Gewinnung nicht personenbezogener Informa-
tionen abzielt. In Bezug auf die formal von Einzelüberwachungen mittels strate-
gischer Aufklärung ausgenommener Inländer ist ergänzend auf die technische 
Spezifik moderner Telekommunikationsformen (E-Mail, Internet etc) zu verwei-
sen. Betreibt bspw ein Inländer eine Internet-Domain, die auf einem im Ausland 
gelegenen Netzwerk-Computer („Host“) verwaltet wird, hat dies zur Folge, dass 
auch im Inland abgesandte Mails an ihn über das Ausland an ihn zugestellt / 
weitergeleitet werden.355 Davon abgesehen ist es heute auch bei einer Überwa-
chung eines Datenstroms, mit dem eine riesige Menge von Kommunikationsvor-
gängen übertragen wird, technisch möglich, einzelne Anschlüsse zu identifizie-

                                                              
Die Anschlagsgefahr muss sich also nicht mehr auf eine Begehung in Deutschland 
beziehen (vgl dazu § 5 Abs 1 Nr 2 Art 10-Gesetz idgF). 

349 In der heute gültigen Fassung wird auf eine „gewerbs- oder bandenmäßig organi-
sierte Verbringung von Betäubungsmitteln in das Gebiet der EU in Fällen von erheb-
licher Bedeutung mit Bezug zur Bundesrepublik Deutschland“ abgestellt (vgl § 5 Abs 1 
Nr 4 Art 10-Gesetz idgF). 

350 In Verbindung mit Kriegswaffenhandel, Drogenhandel und Geldfälschung.  
351 Vgl im Einzelnen § 3 Art 10-Gesetz idF Verbrechensbekämpfungsgesetz v 28.10.1994 

dBGBl I 3186 iVm der Begründung des Gesetzentwurfs (BTDrucks 12/6853, 20, 42). 
352 So BVerfGE 100, 313 (318, 378 f). 
353 Vgl § 3 Abs 1 letzter Satz Art 10-Gesetz idF Verbrechensbekämpfungsgesetz v 

28.10.1994 dBGBl I 3186 iVm BTDrucks 12/6853, 43.  
354 Vgl § 3 Abs 2 Art 10-Gesetz idF Verbrechensbekämpfungsgesetz v 28.10.1994 

dBGBl I 3186 iVm BTDrucks 12/6853, 42. Nunmehr: § 5 Abs 2 Art 10-Gesetz idgF.  
355 Vgl idS Schulzki-Haddouti , Bundestag verabschiedet Lauschgesetz (14.05.2001) 

(http://www.heise.de/tp/r4/artikel/7/7630/1.html). 
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ren (Stichwort: „Digitalisierung“ des Fernmeldeverkehrs ermöglicht Miterfassung 
der sog „Verbindungsdaten“).356  

Angemerkt sei schließlich, dass im Gefolge der besagten Novellierung auch 
eine Reihe von neuen Möglichkeiten zur gezielten Weiterverwendung von im 
Zuge der strategischen Aufklärung erlangten personenbezogenen Information 
geschaffen wurden (Wegfall des „Nachteilverbots).357  

– Würdigung durch das Bundesverfassungsgericht  

Das BVerfG, an welches anlässlich der Novelle des Art 10-Gesetzes aus 1994 
grundsätzliche Bedenken im Hinblick auf die Verhältnismäßigkeit der modifi-
zierten Form der strategischen Aufklärung herangetragen worden waren, 
räumte in seinem Urteil vom 14. Juli 1999 zwar ein, dass es sich hier um eine 
schwer wiegende Beeinträchtigung des Fernmeldegeheimnisses handle.358  

Auch betonte das BVerfG, der Schutz des Fernmeldegeheimnisses (in Art 10 
GG) ziele – „im Einklang mit den völkerrechtlichen Bestimmungen […] (vgl […] 
Art 8 EMRK) […] darauf, dass die Fernmeldekommunikation von unerwünschter 
oder unbemerkter Überwachung frei bleibt und die Grundrechtsträger unbe-
fangen kommunizieren können“.359 Unter letzterem Gesichtspunkt hielt das 
BVerfG ausdrücklich fest, dass mit der grundrechtlichen Verbürgung der Unver-
letzlichkeit des Fernmeldegeheimnisses „vermieden werden solle, dass der Mei-
nungs- und Informationsaustausch mittels Fernmeldeanlagen deswegen unter-
bleibt oder nach Form und Inhalt verändert verläuft, weil die Beteiligten damit 
rechnen müssen, dass staatliche Stellen sich in die Kommunikation einschal-
ten und Kenntnisse über die Kommunikationsbeziehungen oder Kommunikati-
onsinhalte gewinnen“.360  

Unbeschadet den vorstehend zitierten Ausführungen billigte das BVerfG dem 
Instrument der strategischen Aufklärung als solchem allerdings grundsätzlich 
Verhältnismäßigkeit im weiteren und engeren Sinn zu.361 Nur in einzelnen 
Detailpunkten (Stichworte: Einbeziehung normaler Kriminalität in den Kreis zu-
lässiger Zwecke; zu weitgehende Weiterverwendungsmöglichkeiten bei „Zufalls-
funden“; fehlende Kennzeichnungspflichten) sah es einen Verfassungsver-
stoß.362 Dennoch tätigte es im Kontext der Verhältnismäßigkeitsprüfung Aussa-
gen, die auch für die hier angesprochene Thematik eines automatisierten Fahn-
dungssystems auf Basis von Kfz-Kennzeichen bedeutsam erscheinen.  

Bei der Betrachtung der Zahl der (verdachtslos) erfassten Telekommunikati-
onsbeziehungen kam das BVerfG zum Schluss, dass diese „zwar nicht gering“, 
„verglichen mit der Gesamtzahl aller oder auch nur der internationalen Fernmel-
dekontakte aber vergleichsweise niedrig“ sei. Dabei komme insbesondere dem 
Verbot der gezielten Überwachung bestimmter individueller Anschlüsse Be-
deutung zu. „Ohne ein solches Verbot wäre die Verhältnismäßigkeit ange-

                                 
356 Vgl idS BVerfGE 100, 313 (319, 379). 
357 Vgl § 3 Abs 3 Satz 1, Abs 5 Satz 1 Art 10-Gesetz idF Verbrechensbekämpfungsge-

setz v 28.10.1994 dBGBl I 3186 iVm BTDrucks 12/6853, 42, 44; 100, 313 (319). 
358 Vgl BVerfGE 100, 313 (376). 
359 Vgl BVerfGE 100, 313 (363). 
360 Vgl BVerfGE 100, 313 (359). 
361 Vgl BVerfGE 100, 313 (368). 
362 Vgl im Einzelnen BVergE 100, 313 (393 ff) und unten bei FN 363. 
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sichts der Verdachtslosigkeit der Eingriffe, der Breite der erfaßten Fernmelde-
kontakte und der Identifizierbarkeit der Beteiligten nicht gewahrt“.363 

Kritisch ins Gericht ging das BVerfG va mit den durch die Novelle 1994 ge-
schaffenen / erweiterten Möglichkeiten der Weiterleitung von (personenbezo-
genen) Überwachungsergebnissen durch den Bundesnachrichtendienst an 
Strafverfolgungsbehörden. Zwar sei die „verdachtslose Fernmeldeüberwa-
chung“, die der Bundesnachrichtendienst vornehmen darf, „nur zur strategischen 
Kontrolle zulässig“. Ihr „Charakteristikum“ bestehe darin, daß sie „nicht auf Maß-
nahmen gegenüber bestimmten Personen“ abziele […].364 „Nur dieser begrenzte 
Verwendungszweck rechtfertig(t)e die Breite und die Tiefe der Grundrechts-
eingriffe“. „Zielten sie von vornherein auf Zwecke der Verhinderung oder 
Verfolgung von Straftaten, ließe sich die Befugnis dazu nicht mit Art 10 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (GG)365 (Fernmeldegeheimnis) 
vereinbaren“.366 (Solche) „grundrechtsgebotene Beschränkungen des Einsatzes 
bestimmter Erhebungsmethoden dürf(t)en nicht dadurch umgangen werden, 
daß Daten, die mit einer solchen Methode rechtmäßigerweise zu bestimmten 
Verwendungszwecken erhoben worden sind, in gleicher Weise auch für Zwecke 
zugänglich gemacht werden, die einen derartigen Methodeneinsatz nicht recht-
fertigen würden“.367  

Die Verhältnismäßigkeit einer (ausnahmsweisen) Weiterverwendung von mit-
tels strategischer Aufklärung gewonnener personenbezogener Daten im Einzel-
fall ist nach Ansicht des BVerfG angesichts der Spezifik des Instruments („Ver-
dachtslosigkeit“, „Streubreite“, Identfizierung Betroffener nur soweit für Interpre-
tation von Nachrichten erforderlich)368 nur argumentierbar, wenn die Belange (dh 
der Schutz eines Rechtsgutes) jene der Wahrung des Fernmeldegeheimnisses 
überragen und wenn die Annahme, dass die Daten für diese Belange relevant 
und die Betroffenen mit hinreichender Wahrscheinlichkeit in Straftaten ver-
wickelt sind, eine sichere Basis hat. Fehlt es daran, seien die Grenzen des Zu-
mutbaren überschritten.369 Planungshandlungen iVm der Voraussetzung tatsäch-
licher Anhaltspunkte (Stadium weit im „Vorfeld“ einer Straftat), dh eine insofern 
relativ niedrige Schwelle der Zulässigkeit (für die Übermittlung), könnten im ge-
gebenen Kontext eine Datenübermittlung nur rechtfertigen, wenn das zu schüt-
zende Rechtsgut überragend wichtig ist.370 Im umgekehrten Fall (relativ geringer 
Gefährdungsgrad der zu verhütenden Erfolge, dh Straftaten) müsse die Über-
mittlungsschwelle dagegen sehr hoch angesetzt werden371 (Bsp: abgeschlosse-
ne Tathandlung, unmittelbar bevorstehende Tatausführung).  

                                 
363 Vgl BVerfGE 100, 313 (384).  
364 Vgl BVerfGE 100, 313 (389).  
365 In der im dBGBl Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten 

Fassung, zuletzt geändert durch G v. 29.7.2009 dBGBl I 2248. 
366 Vgl BVerfGE 100, 313 (389) unter Verweis auf BVerfGE 67, 157 (180 f); siehe auch 

BVerfGE 100, 313 (392).  
367 Vgl BVerfGE 100, 313 (390).  
368 Vgl BVerfGE 100, 313 (392). 
369 Vgl BVerfGE 100, 313 (392). 
370 Vgl BVerfGE 100, 313 (392) unter Verweis auf BVerfGE 30, 1 (18). 
371 Vgl BVerfGE 100, 313 (392 f).  
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– Exkurs: Zur Neufassung des Art 10-Gesetzes im Jahre 2001  

Exkursorisch sei an dieser Stelle angemerkt, dass der Gesetzgeber sich bei der 
durch das hier diskutierte Urteil des BVerfG veranlassten Neufassung des Art 10-
Gesetzes im Jahre 2001372 nur bedingt von den obzitierten kritischen Anmerkun-
gen des BVerfG hat leiten lassen. Die Zwecke, für welche eine strategische 
Überwachung angeordnet werden kann, wurden zusätzlich insbesondere um 
jenen der gewerbsmäßigen oder organisierten Schlepperei, jeweils mit der Maß-
gabe, dass eine „erhebliche Anzahl geschleuster Personen“ betroffen ist, erwei-
tert.373 Die von solchen Sachverhalten ausgehenden Gefahren sind offenkundig 
nicht mit der Gefahr eines militärischen Angriffs aus dem Ausland vergleichbar.  

Auch wurden zusätzliche Möglichkeiten zur Weitergabe von mittels strategi-
scher Überwachung gewonnener Informationen durch den Bundesnachrichten-
dienst an „normale“ (dh mit Polizeibefugnissen ausgestattete) Sicherheitsbehör-
den geschaffen, die aus Verhältnismäßigkeitsgründen schwer nachvollziehbar 
sind. Zu nennen ist hier etwa die Information von zuständigen Behörden über 
den bloßen Verdacht in Richtung der Planung einer Beschimpfung, böswilligen 
Verächtlichmachung oder Verleumdung von Teilen der Bevölkerung.374  

Hinzu kommt, dass im Rahmen der strategischen Überwachung die Trennung 
zwischen leitungsgebundenem und nicht leitungsgebundenem Fernmeldever-
kehr völlig aufgegeben wurde. Begründet wurde dies va damit, dass die Auswer-
tung von mittels Satelliten- oder Richtfunkverkehren übertragener internationaler 
Telekommunikation nicht mehr ergiebig genug sei. Denn Letztere habe mittler-
weile infolge des globalen Ausbaus von Lichtwellenkabel-Verbindungen und der 
– durch die Digitalisierung bedingten – besseren Nutzbarkeit herkömmlicher 
Kupferkabelverbindungen für die grenzüberschreitende, gebündelte Datenüber-
tragung an Bedeutung / „Marktanteilen“ verloren.375 Außerdem spiele als Über-
tragungsmodus die sog Paketvermittlung (engl: „packet switching“) eine immer 
stärkere Rolle (Stichwort: Telefonverbindung via Internet [„Voice over IP]“).376 
Der Wegfall der Beschränkung der Überwachung auf „nicht leitungsgebundene“ 
internationale Telekommunikation soll allerdings ua durch Einziehen einer ge-
setzlich angeordneten quantitativen Beschränkung kompensiert werden. Dieser 
zufolge dürfen maximal 20% des internationalen Telekommunikationsverkehrs 
(bezogen auf ein bestimmtes Zielgebiet) in die strategische Überwachung einbe-
zogen werden.377  

– Würdigung der strategischen Aufklärung durch den EGMR  

Auch der EGMR, welcher sich im Anschluss an das BVerfG mit dem Instrument 
der strategischen Überwachung auseinanderzusetzen hatte, erachtete dieses 
nicht per se als mit Art 8 EMRK unvereinbar.  

In Fortführung seiner früheren Rechtsprechung zu geheimen staatlichen 
Überwachungsmaßnahmen stellte er allerdings unmissverständlich fest, dass die 
bloße Existenz von Gesetzen, die eine geheime Überwachung des Fernmelde-

                                 
372 Vgl dBGBl I 1254 (2298). 
373 Vgl § 5 Abs 1 Nr 7 lit b Art 10-Gesetz idgF.  
374 Vgl § 5 Abs 4 Nr 2 lit b Art 10-Gesetz idgF iVm § 130 („Volksverhetzung“) dStGB.  
375 Vgl näher BTDrucks 14/5655, 17. 
376 Vgl BTDrucks 14/5655, 17. 
377 Vgl § 5 iVm § 10 Abs 4 letzter Satz Art 10-Gesetz idgF iVm BTDrucks 14/5655, 18, 24.  
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verkehrs gestatten, für alle möglicherweise von dem Gesetz Betroffenen ein 
Überwachungsrisiko beinhalte. Dieses Risiko betreffe notwendigerweise die 
Kommunikationsfreiheit zwischen den Nutzern der Telekommunikationsdienste 
und stelle daher an sich schon einen Eingriff in die Rechte der Beschwerde-
führer nach Artikel 8 EMRK dar, uzw unabhängig davon, ob gegen sie tatsäch-
lich Maßnahmen ergriffen wurden.378  

Unter dem Gesichtspunkt der Weiterverwendung von mittels der strategi-
schen Überwachung erlangten Informationen ließ der EGMR zudem keinen 
Zweifel daran, dass die Übermittlung personenbezogener Daten, die ohne 
jeden konkreten Verdacht durch allgemeine Überwachungsmaßnahmen er-
langt worden sind, zur Ermöglichung der Einleitung von Strafverfahren gegen 
von der Überwachung betroffene Personen einen ziemlich schwerwiegenden 
Eingriff in deren Fernmeldegeheimnis darstellt.379 Trotz der wesentlichen Erwei-
terung des Katalog von Straftaten, zu deren Untersuchung die durch die strate-
gische Überwachung erlangten Informationen verwendet werden durften, durch 
die Novellierung des G 10-Gesetzes (1994) gelangte der EGMR allerdings auch 
in dieser Hinsicht nicht zum Schluss einer Verletzung des Art 8 EMRK.380 Aus-
schlaggebend hiefür waren letztlich die nach Ansicht des EGMR im Art 10-
Gesetz auch nach der Novelle noch immer gegebene spezifische Natur der 
strategischen Aufklärung (nicht primär auf personenbezogene Daten abzie-
lend) iVm den vorgesehenen Beschränkungen (nicht rein innerdeutscher 
Telekommunikationsverkehr, geographische Beschränkung, jeweils zeitlich 
befristete Anordnung, faktische quantitative Restriktionen uam) und diversen 
„Sicherungen“ gegen Missbrauch („Verfahrensschritte“).381 Anzumerken ist an 
dieser Stelle, dass sich die Prüfung des EGMR nicht auch auf die Modifikationen 
des Art 10-Gesetzes im Wege seiner Neufassung im Jahre 2001 bezog.  

• Verhältnismäßigkeitsüberlegungen des EGMR im Fall „Marper“  

In Abschn V.C (nach FN 200) wurde dargelegt, dass eine Variante eines auto-
matisierten Überwachungssystems darauf basieren könnte, automatisch anlass-
los Kfz-Kennzeichendaten und Bilddaten zu erfassen und quasi „auf Vorrat“ zu 
speichern, um sie in weiterer Folge anlassbezogen oder auch losgelöst von 
einem solchen nach bestimmten Merkmalen zu durchsuchen bzw mit anderen 
Daten zu verknüpfen. Vor diesem Hintergrund rückt als ein weiteres Urteil des 
EGMR jenes vom 4. Dezember 2008 im Fall „Marper gegen das Vereinigte Kö-
nigreich“ in den Blickpunkt.382 Dieser Fall betraf im Kern die Frage, ob die (dau-
erhafte) Aufbewahrung von Fingerabdruckdaten und DNA-Profilen von strafba-
ren Handlungen verdächtigten, letztlich aber freigesprochenen oder nicht weiter 
verfolgten Minderjährigen mit Art 8 EMRK vereinbar ist.  

In seinem Urteil hielt der EGMR in Bestätigung seiner bisherigen Rsp zu-
nächst fest, dass schon in der bloßen Speicherung personenbezogener Daten 

                                 
378 Vgl EGMR E 29.6.2006 – Weber u Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 78 unter Ver-

weis auf EGMR U 6.9.1978 - Klass - Serie A Bd 28 Rn 41 und 2.9.1984 – Malone – 
Serie A Bd 82 RN 64; s weiters 1.7.2008 - Liberty – BeschwNr 58243/00 Rn 56. 

379 Vgl EGMR E 29.6.2006 – Weber u Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 125. 
380 Vgl ebenda Rn 114 ff. 
381 Vgl EGMR E 29.6.2006 – Weber u Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 115 ff, 126 ff, 137. 
382 Vgl EGMR U 4.12.2008 – Marper – BeschwNr 30562/04 u 30566/04. 
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– unabhängig von ihrer weiteren Verwendung ein Grundrechtseingriff zu erbli-
cken ist,383 uzw selbst dann, wenn Daten öffentlich zugänglich waren384. Nicht 
anders sei dies in Bezug für DNA-Profile und Fingerabdruckdaten zu sehen.385 
Mit Blick auf die spezifische Natur von DNA-Profilen stellte er weiterhin fest, dass 
die Nutzbarkeit solcher Informationen weit über die bloße Identifizierung von 
Personen hinausgehe und bspw auch die Möglichkeit in sich berge, Verwandt-
schaftsverhältnisse bzw ethnische Zugehörigkeiten zu ermitteln.386  

In Fortführung seiner Rsp zum Thema „Missbrauchsprävention“ hielt der 
EGMR im Fall Marper auch fest, dass bezügliche „Garantien“ insbesondere 
dann umso notwendiger seien, wenn personenbezogene Daten automati-
onsunterstützt verarbeitet werden, nicht zuletzt für polizeiliche Zwecke.387  

Von Bedeutung über den Fall hinaus erscheint auch die vom EGMR getroffe-
ne Feststellung, dass der durch Art 8 EMRK gewährte Schutz auf unannehm-
bare Weise geschwächt würde, wenn der Gebrauch moderner wissenschaft-
licher Techniken im Dienste der Strafrechtspflege unter allen Umständen und 
ohne sorgfältige Abwägung der möglichen Vorteile des umfassenden Ge-
brauchs solcher Techniken gegenüber wichtigen Interessen des Privatlebens er-
laubt würde.388 Und mit Blick auf die seitens des Vereinigten Königreichs auf 
dem Felde der Verwendung von DNA-Profilen zur Verbrechensbekämpfung re-
klamierte Vorreiterrolle389 merkte der EGMR an, dass jeden Staat, der eine Vor-
reiterrolle in Sachen Entwicklung neuer Technologien in Anspruch nehme, eine 
besondere Verantwortung für die Wahl des richtigen Mittelweges in dieser 
Hinsicht treffe.390  

Im konkreten Fall kam die Große Kammer des EGMR einstimmig zum 
Schluss, dass die im Vereinigten Königreich bestehende umfassende und wahl-
lose Befugnis zur Speicherung von Fingerabdrücken, DNA-Proben und -Profilen 
von verdächtigten, aber nicht verurteilten Personen keinen gerechten Ausgleich 
zwischen den öffentlichen und privaten Interessen darstelle und unverhältnismä-
ßig in die Rechte der Betroffenen aus Art 8 EMRK eingreife.391 Der Frage, wel-
che Schlüsse daraus für den hier interessierenden Fall eines automatisierten 
Kfz-Fahndungssystems gezogen werden können, wird in Abschn VI.A.3.e (vor 
FN 429) nachgegangen. 

                                 
383 Vgl EGMR U 4.12.2008 – Marper – BeschwNr 30562/04 u 30566/04 Rn 67, 73, 75, 

83 ff, 121 unter Verweis auf EGMR U 26.3.1987 – Leander – Serie A Bd 116 Rn 48 
und 16.2.2000 – Amann – RJD 2000-II Rn 69; siehe weiters EGMR U 25. 9. 2001 – 
P. G. u J. H. – BeschwNr 44787/98 Rn 59 f. 

384 Vgl EGMR U 28.1.2003 – Peck – RJD 2003-I Rn 59 ff; 25. 9. 2001 – P. G. u J. H. – 
BeschwNr 44787/98 Rn 59 f. 

385 Vgl EGMR U 4.12.2008 – Marper – BeschwNr 30562/04 u 30566/04 Rn 73, 75, 83 ff, 
121. 

386 Vgl ebenda Rn 75 ff. 
387 Vgl ebenda Rn 103. 
388 Vgl ebenda Rn 112. 
389 Vgl ebenda Rn 111. 
390 Vgl ebenda Rn 112. 
391 Vgl ebenda Rn 125. 
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c) Zum Verhältnismäßigkeitskriterium des § 1 Abs 2 DSG 2000  

• Allgemeines  

§ 1 Abs 2 DSG 2000 bestimmt, dass […] „Beschränkungen des Anspruchs auf 
Geheimhaltung nur zur Wahrung überwiegender berechtigter Interessen eines 
anderen zulässig, und zwar bei Eingriffen einer staatlichen Behörde nur auf 
Grund von Gesetzen“, die aus den in Art 8 Abs 2 EMRK genannten Gründen 
„notwendig sind“. „Auch im Falle zulässiger Beschränkungen darf der Eingriff in 
das Grundrecht jeweils nur in der gelindesten, zum Ziel führenden Art vorge-
nommen werden“.392  

Die zuletzt zitierte explizite Rekurierung auf das „gelindeste Mittel“ unter-
scheidet die Grundrechtsgewährleistung des § 1 Abs 2 leg cit nicht nur von ihrer 
Vorläuferbestimmung im DSG 1978393, sondern auch von der Garantie des Art 8 
Abs 2 EMRK. Diese textuelle Unterscheidung bedeutet gewissermaßen eine 
„besondere Ausprägung des Verhältnismäßigkeitsgebotes“394. Die insofern vom 
Gesetzgeber bewusst vorgenommene besondere Betonung395 des Verhältnis-
mäßigkeitsprinzips hat auch Auswirkungen auf die sich aus § 1 Abs 2 DSG 2000 
ergebende „Prüfstruktur“ im Vergleich zu der aus dem „allgemeinen Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz“ abgeleiteten (dazu oben bei FN 268).396 So engt sich der 
Spielraum des einfachen Gesetzgebers insofern ein, als nicht bloß auf eines 
von mehreren möglichst „schonenden Mitteln“ zur Zielerreichung, sondern aus-
schließlich auf das gelindeste Mittel zurückgegriffen werden darf.  

Fraglich könnte sein, auf welcher Prüfungsstufe der Maßstab des „gelin-
desten Mittels“ anzuwenden ist. Der Wortlaut des § 1 Abs 2 Satz 3 DSG 2000 
erweckt den Anschein, dass nach dem „gelindesten Mittel“ erst auf der Stufe der 
abschließenden Gesamtabwägung, dh bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit 
ieS, zu fragen ist.397 Dies deshalb, da der Passus „auch im Falle zulässiger Be-
schränkungen […]“ zu implizieren scheint, dass Ziel-, Eignungs- und Notwendig-
keitsprüfung schon abgeschlossen sein und zum (vorläufigen) Ergebnis der 
Verhältnismäßigkeit des Eingriffs im allgemeinen und damit der „Zulässigkeit“ als 
solcher geführt haben müssen, bevor nun noch das Kriterium des gelindesten 
Mittels angelegt wird.  

Für die Prüfung einfacher Gesetze auf ihre Grundrechtskonformität anhand 
des § 1 Abs 2 DSG 2000 erschiene die vorgenannten Abfolge der Prüfungs-
schritte allerdings nicht sachadäquat. Eine Ermächtigungsnorm kann sich genau 
betrachtet nur insgesamt als zulässige oder unzulässige Beschränkung(smög-
lichkeit) des Grundrechts darstellen. Die Normierung einer Ermächtigung zum 

                                 
392 Vgl § 1 Abs 2 Satz 3 DSG 2000. 
393 BGBl 1978/565 idF BGBl 1994/632. 
394 Vgl Jahnel, Handbuch (FN 242) Rz 2/67. 
395 Vgl idS Erl „Zu § 1“ der RV 1613 BlgNR 20. GP, 35; siehe auch VfSlg 16.369/2001; 

DSK 12.2.2002, K120.714/001-DSK/2002. 
396 Vgl idS den Hinweis von Reimer, Verfassungs- und europarechtliche Überlegungen 

zur datenschutzrechtlichen Zustimmung, in Jahnel/Siegwart/Fercher (Hrsg), Aktuelle 
Fragen des Datenschutzrechts (2007) 189 in FN 22.  

397 In diese Richtung Reimer, Verfassungs- und europarechtliche Überlegungen zur 
datenschutzrechtlichen Zustimmung, in Jahnel/Siegwart/Fercher (Hrsg), Aktuelle 
Fragen des Datenschutzrechts (2007) 189 in FN 22 bzw diesem folgend Jahnel, 
Handbuch (FN 242) Rz 2/67.  
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Einsatz anderer als des jeweils „gelindesten Mittels“ wäre nicht mit § 1 Abs 2 
Satz 3 DSG 2000 vereinbar und daher unzulässig. Tatsächlich erscheint es 
plausibler, bei der Konzeption einer Eingriffsnorm bzw bei deren späterer Prü-
fung auf ihre Grundrechtskonformität bereits auf der Stufe der „Erforderlichkeit“ 
zu fragen, ob es nicht auch gelindere (schonendere) Mittel zur Erreichung des 
Regelungsziels gibt.398  

Etwas anders könnte man die Lage bei der Prüfung von Vollzugsakten sehen, 
bei deren Setzung der Behörde ein gewisses Auswahlermessen eingeräumt ist. 
Hier könnte – global gesehen – die Anwendung einer bestimmten, gesetzlich 
vorgesehenen Maßnahme (Bsp: Beschlagnahme einer Computerfestplatte und 
deren anschließende Auswertung) vor dem Hintergrund eines bestimmten Sach-
verhaltes ihrer Art nach zulässig sein. Wenn dabei allerdings stärker als unbe-
dingt nötig in das Grundrecht eingegriffen würde (Bsp: auch irrelevante vertrau-
liche Daten, wie etwa rein private Korrespondenz wird kopiert bzw „gesichert“ 
und „zum behördlichen Akt“ genommen), läge ein überschießender Eingriff vor, 
da nicht mehr vom gelindesten Mittel (hier: Beschränkung auf relevante Daten) 
gesprochen werden könnte. Anders gesagt, könnte man hier zwischen der Zu-
lässigkeit eines Eingriffs als solchem (Beschlagnahme, Datenauswertung) und 
der überschießenden konkreten Durchführung unterscheiden und Letztere auf 
der Stufe der Verhältnismäßigkeit ieS würdigen. Letztlich spräche allerdings 
auch hier nichts gegen eine „Mitprüfung“ des Kriteriums des gelindesten Mittels 
auf der Stufe der „Erforderlichkeit“.  

• Zum „Section Control-Erkenntnis“ des Verfassungsgerichtshofs  

Aus obigen Überlegungen zu einem automatisierten, zentralisierten Kfz-Fahn-
dungssystem (vgl oben nach FN 193) ergibt sich, dass dieses ua die verdachts-
lose Erfassung von Kennzeichen aller Kfz, die einen/mehrere Kontrollpunkt(e) 
passieren, implizierte. Vor diesem Hintergrund erscheint ein Blick auf ein Er-
kenntnis des VfGH zweckmäßig, in welchem sich dieser mit eben der Problematik 
der verdachtsunabhängigen massenhaften Verarbeitung von Kfz-Kennzei-
chen befasst hat, nämlich das sog „Section Control“-Erkenntnis vom 15. Juni 
2007.399 Hinsichtlich der technischen Funktionsweise der sog „Section Control“ 
sei an dieser Stelle wieder auf die Ausführungen oben in Abschn IV.B.2.a vor 
FN 134 verwiesen.  

Bemerkenswert ist nun, dass der VfGH im Rahmen seines Prüfungsbe-
schlusses in quasi impliziter Bezugnahme auf das Verhältnismäßigkeitsprin-
zip davon ausgegangen ist, dass die in Prüfung gezogenen, die abschnittsbezo-
gene Geschwindigkeitsüberwachung mittels Section Control regelnden Bestim-
mungen400 zwar nicht so zu verstehen sind, dass „[…] eine totale Überwa-
chung sämtlicher Wegstrecken ohne weiteres zulässig wäre“.401 Gleichwohl 
hegte er (vorläufig) Bedenken dahin, dass die bezüglichen Bestimmungen „we-
der festlegen, ob die zu überwachende jeweilige Wegstrecke „bestimmten Kri-

                                 
398 Vgl iSd Prüfung des Kriteriums des „gelindesten Mittels“ auf Stufe der „Erforderlich-

keit“ BVerfGE 30, 292 [316 f.]); siehe (ohne Bezugnahme auf § 1 Abs 2 Satz 3 DSG 
2000) iSd anhand des Kriteriums schon.  

399 Vgl VfSlg 18.146/2007.  
400 Vgl § 100 Abs 5b StVO 1960 idF vor der 21. StVO-Novelle (BGBl I 2009/16). 
401 Vgl Abschn III Pkt 2.3 Beschluss v 26.6.2006, B 833/05-16. 
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terien entsprechen muss, noch – wenn dies der Fall sein sollte – welchen kon-
kreten Anforderungen diese Wegstrecke genügen muss“.402  

Im letztlich ergangenen Erkenntnis ist der VfGH von seiner im Prüfungsbe-
schluss erstellten Diagnose der Unbestimmtheit der besagten Regelung auf 
Gesetzesebene inkonsequenter und nicht nachvollziehbarer Weise wieder abge-
rückt und hat dafür die Determinierungsaufgabe der Vollziehung zugewiesen.403 
Die sonstigen Feststellungen im Prüfungsbeschluss hat er freilich in keiner Weise 
relativiert.  

Aus dem Gesagten folgt implizit, dass der VfGH 1. das Instrument der Section 
Control als solches nicht als unverhältnismäßig wertet, 2. den „flächendecken-
den Einsatz“ dieses Instruments sehrwohl als unverhältnismäßig erachtete und 
3., um einen solchen flächendeckenden Einsatz zu unterbinden, zwar nicht die 
gesetzlichen Grundlagen für die Section Control wegen Unterdeterminierung 
aufgehoben, aber dafür („ersatzweise“ und verfassungsrechtlich höchst proble-
matisch)404 der Vollziehung eine Präzisierung der Einsatzmodalitäten aufgetra-
gen hat.  

An dieser Stelle sei ergänzend angemerkt, dass der Gesetzgeber das zitierte 
Erkenntnis zum Anlass genommen hat, um im Rahmen der 22. StVO-Novelle 
das Instrument der Section Control von Grund auf neu und ausdrücklich zu regeln. 
Von hoher Relevanz ist dabei, dass die StVO den Rückgriff auf diese Technolo-
gie nicht schlechthin, sondern nur unter restriktiven Bedingungen gestattet. Es 
bedarf für den Einsatz der Section Control des dringenden Erfordernisses im 
Interesse der Erhöhung oder Gewährleistung der Verkehrssicherheit oder der 
Fernhaltung von Gefahren oder Belästigungen, insbesondere durch Lärm, Ge-
ruch oder Schadstoffe und zum Schutz der Bevölkerung oder der Umwelt.405 

Mit einer Ausschussfeststellung wurde der „Ausnahmecharakter“ des In-
struments zusätzlich unterstrichen. Der Verkehrsausschuss geht demnach da-
von aus, „dass die abschnittsbezogene Geschwindigkeitsüberwachung sowie 
sonstige bildverarbeitende technische Einrichtungen zur Verkehrsüberwachung 
nur dort zur Anwendung gelangen, wo besonderen Gefahrensituationen 
begegnet werden muss. Dies ist beispielsweise der Fall bei besonders gefahren-
trächtigen Streckenabschnitten wie Tunnelanlagen, Baustellen, unfallträchtigen 
Straßenabschnitten oder solchen, wo besonders viele Verkehrsverstöße stattfin-
den oder dort, wo Grenzwerte zum Schutz von Mensch und Umwelt tatsächlich 
überschritten werden, wobei die Maßnahmen als besonders geeignet erschei-
nen müssen, die konkrete Gefährdungssituation zu verbessern “.406  

Aus der Entstehungsgeschichte des nunmehr explizit verankerten Instru-
ments der „Section Control“ kann insofern geschlossen werden, dass der Gesetz-
geber selbst davon ausgeht, dass ein „flächendeckender“ Einsatz von Bild-
verarbeitungstechnik zu Verkehrskontrollzwecken, sofern sie mit der Ermitt-
lung und Verarbeitung personenbezogener Daten einer Vielzahl von Unbeteilig-
ter einhergeht, nicht verhältnismäßig wäre.  

                                 
402 Vgl ebenda. 
403 Vgl Abschn IV.B Pkt 2.4 in VfSlg 18.146/2007.  
404 Vgl Kunnert in Lienbacher/Wielinger (FN 242) 278 ff, 288 ff. 
405 Vgl § 98a Abs 1 erster HalbS StVO 1960. 
406 Vgl AB 74 BlgNR 24. GP, 3. 
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d) Exkurs: Zur Beurteilung des Einsatzes von Kennzeichenlesegerä-
ten durch das BVerfG unter dem Gesichtspunkt der Verhältnis-
mäßigkeit 

Als im gegebenen Kontext einschlägig kann auch das Urteil des BVerfG vom 
11. März 2008407 zur automatisierten Erfassung von Kfz-Kennzeichen qualifiziert 
werden. Diese Urteil erging über Verfassungsbeschwerden gegen landesgesetz-
liche Ermächtigungen408 zur automatisierten Erfassung amtlicher Kfz-Kennzei-
chen für polizeiliche Fahndungszwecke. Die bezüglichen Befugnisse korrespon-
dierten (va hinsichtlich ihrer Unbestimmtheit) mit den durch das SPG eingeräum-
ten Möglichkeiten zum (verdeckten) Einsatz von Kennzeichenlesegeräten für 
Zwecke der Fahndung (siehe oben bei FN 110). 

Im besagten Urteil setzte sich das BVerfG ua näher mit der Frage auseinan-
der, ab wann beim Einsatz von Kfz-Kennzeichenlesegeräten überhaupt von 
einem Eingriff in das – dem Datenschutzgrundrecht entsprechende – „Grund-
recht auf informationelle Selbstbestimmung“409 anzunehmen sei. Dabei gelangte 
es zum nicht unproblematischen Ergebnis, dass eine automatisierte Erfassung 
von Kfz-Kennzeichen zwecks Abgleichs mit dem Fahndungsbestand dann, wenn 
der Abgleich unverzüglich erfolgt und das Kennzeichen ohne weitere Auswer-
tung sofort und spurenlos gelöscht wird, nicht in den Schutzbereich des besag-
ten Grundrechts eingreife.410 In diesem Punkt unterscheidet sich die Rsp des 
BVerfG etwa von jener des VfGH. Letzterer erblickte etwa im Fall der Section 
Control-Anlagen zutreffenderweise auch in der bloßen automationsunterstützten 
Ermittlung von Kennzeichen und deren Abgleich untereinander zwecks Ge-
schwindigkeitsmessung bei anschließender Löschung der Nichtübertretungsfälle 
einen Eingriff.411  

Wesentlich ist aber, dass das BVerfG unabhängig von der eben diskutierten 
Einschätzung klargestellt hat, dass die „automatisierte Erfassung von Kraft-
fahrzeugkennzeichen nicht anlasslos erfolgen oder flächendeckend durchge-
führt werden darf“.412 Anderes wäre „mit dem Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit im engeren Sinne nicht vereinbar“.413 Ermittlungen „ins Blaue hin-
ein“ lasse die Verfassung nicht zu.414 Dies gelte auch für Gefährdungen betref-
fend Rechtsgüter von höchstem Gewicht.415 Eine automatisierte Kennzeichener-
fassung, die unterschiedslos jeden nur deshalb treffe, weil er mit einem Fahr-
zeug eine ohne besonderen Anlass oder gar dauerhaft eingerichtete Stelle zur 

                                 
407 BVerfGE 120, 378.  
408 Vgl § 14 Abs 5 Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung 

(HSOG) idF Bek v 14.1.2005 GVBl I 14 und § 184 Abs 5 Schleswig-Holsteinisches 
Landesverwaltungsgesetz (LVwG) idF G zur Anpassung gefahrenabwehrrechtlicher 
und verwaltungsrechtlicher Bestimmungen v 13. 4.2007 GVOBl 234.  

409 Das BVerfG leitet dieses aus Art 2 Abs 1 iVm Art 1 Abs 1 GG. 
410 Vgl BVerfGE 120, 378 (397, 399). 
411 Vgl implizit VfSlg 18.146/2007. Die Erfassung und bloß kurzfristige Verarbeitung der 

Kennzeichendaten zwar als „vergleichsweise gering“, aber doch als „Eingriff“ qualifi-
zierend Arzt, Voraussetzungen und Grenzen der automatisierten Kennzeichener-
kennung, DÖV 2005 H 2, 56 (64).  

412 Vgl BVerfGE 120, 378 (378, 430). 
413 Vgl BVerfGE 120, 378 (430). 
414 Vgl BVerfGE 120, 378 (429, 30). 
415 Vgl BVerfGE 120, 378 (429). 
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automatisierten Erfassung von Kraftfahrzeugkennzeichen passiert, vermittle im 
Übrigen den Eindruck ständiger Kontrolle.416 Das sich einstellende Gefühl 
des Überwachtwerdens könne zu Einschüchterungseffekten und in der Folge 
zu Beeinträchtigungen bei der Ausübung von Grundrechten führen.417 Hierdurch 
seien nicht nur die individuellen Entfaltungschancen des Einzelnen betroffen, 
sondern auch das Gemeinwohl, weil die Selbstbestimmung eine elementare 
Funktionsbedingung eines auf Handlungs- und Mitwirkungsfähigkeit seiner Bür-
ger gegründeten freiheitlichen demokratischen Gemeinwesens sei.418  

Das bloße Abstellen auf den Zweck des Abgleichs mit einem „nicht näher 
definierten Fahndungsbestand“ erfülle im Übrigen in keinem Fall die erfor-
derlichen Bestimmtheitserfordernisse.419 Anlass und Verwendungszweck der 
Erfassung können solcherart nicht hinreichend erschlossen werden.420 

Aus dem oben Gesagten kann als Zwischenergebnis gefolgert werden, dass aus 
der Sicht des BVerfG auch ein automatisiertes Kfz-Fahndungssystem, das auf die 
Speicherung von „Nichttreffern“ verzichten würde, nicht so ausgestaltet sein dürfte, 
dass es flächendeckend oder anlasslos zum Einsatz kommen könnte.421  

Einer Fahndungsmaßnahme, welche darauf ausgelegt ist, erhobene Kfz-
Kennzeichendaten und weitere dabei anfallende Daten (wie bspw Fahrtrichtung, 
Datum, Uhrzeit, Bilder von Kfz-Insassen uam) zu speichern und weiterzuverar-
beiten bzw für eine allfällige Weiterverarbeitung verfügbar zu machen, kommt 
nach Ansicht des BVerfG jedenfalls erheblicher Eingriffscharakter zu.422 Zu 
Recht weist es darauf hin, dass solche Daten zur (verdeckten) Beobachtung bzw 
zur Gewinnung von sog Bewegungsprofilen genutzt werden können.423  

Je nach Fall können Informationen von hoher Persönlichkeitsrelevanz424 
generiert werden. Werden detaillierte Informationen über das Bewegungsver-
halten einer Person gewonnen und mit weiteren Informationen verknüpft, aus 
denen sich etwa erschließen lässt, zu welchem Zweck eine Person sich über 
einen längeren Zeitraum zu den jeweiligen Orten begibt, mit wem sie sich ge-
troffen und was sie dort unternommen hat, so kann sich die Intensität des 
Eingriffs sogar derjenigen der Erstellung eines Persönlichkeitsbilds annähern.425 

Weiters kann der aus der automatisierten Erfassung und Speicherung von 
Kfz-Kennzeichen resultierende Eingriff in das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung den Charakter eines Eingriffs in weitere grundrechtliche 
Freiheiten (Versammlungsfreiheit ua) erhalten.426 Zu denken ist hier etwa an 
                                 
416 Vgl BVerfGE 120, 378 (430). 
417 Vgl BVerfGE 120, 378 (402, 430).  
418 Vgl BVerfGE 120, 378 (430) unter Verweis auf BVerfGE 65, 1 (43) und BVerfG 100, 

313 (381).  
419 Vgl BVerfGE 120, 378 (378, 430). 
420 Vgl BVerfGE 120, 378 (409). 
421 Die anlass- oder verdachtslose flächendeckende automatisierte Kennzeichenerken-

nung schon vor dem BverfG als verfassungswidrig, weil das Übermaßverbot verlet-
zend beurteilend Arzt, Voraussetzungen und Grenzen der automatisierten Kennzei-
chenerkennung, DÖV 2005 H 2, 56 (64).  

422 Vgl BVerfGE 120, 378 (401, 404). 
423 Vgl BVerfGE 120, 378 (405, 406). 
424 Zu diesem Begriff bereits oben bei FN 285. 
425 Vgl BverfGE 120, 378 (407) unter Verweis auf BVerfGE 65, 1 (42).  
426 Vgl BVerfGE 120, 378 (406) unter Verweis auf BVerfGE 113, 63 (76); 116, 202 

(222). 
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Schlussfolgerungen, die aus der Nähe eines geparkten Kfz zu einem bestimmten 
Veranstaltungsort oder aus einer Erfassung eines Kfz auf Zufahrtswegen zu 
bestimmten Veranstaltungsorten gezogen werden können, nämlich in Richtung 
der Teilnahme des Kfz-Lenkers /Halters an besagter Veranstaltung.427  

Zusammenfassend schließt das BVerfG, dass der Gesetzgeber zur Wahrung 
der Grundrechtskonformität einer Regelung über die automatisierte Erfassung 
der Kfz-Kennzeichen einen gesamthaften Ansatz verfolgen muss, der verschie-
dene Regelungsebenen aufeinander abstimmen muss. Nämlich erstens die für 
die Normierung der zulässigen Aufnahme von Daten in die zulässigen Ab-
gleichsdatenbestände (Stichwort: „Fahndungsbestand“), zweitens jene betref-
fend die Voraussetzungen für die Erfassung der Kennzeichen als solche (Anlass, 
Umstände der Datenerhebung) und schließlich drittens jene hinsichtlich der 
weiteren Verwertung der gewonnenen Informationen.428  

e) Anwendung auf den Fall „automatisierter“ bzw „zentralisierter“ 
Fahndungssysteme für Zwecke der Bekämpfung von Einbruchs-
diebstählen  

Vorweg sei hier angemerkt, dass Überlegungen an anderer Stelle dieser Unter-
suchung Anlass zu erheblichen Zweifeln bereits in Bezug auf die Eignung eines 
automatisierten Fahndungssystems gegeben haben (V.B und C). Unbeschadet 
dessen soll nun noch ergänzenden Erwägungen unter dem spezifischen Ge-
sichtspunkt der Verhältnismäßigkeit Raum gegeben werden. 

Aus dem in den Vorabschnitten Gesagten kann zunächst der Schluss gezo-
gen werden, dass einem automatisierten Fahndungssystem im hier diskutierten 
Sinn potentiell hohe Grundrechtsrelevanz zukäme. Dies deshalb, da sich ein 
solches Instrument – je nach konkreter Ausgestaltung – dazu eignen würde, das 
Mobilitätsverhalten („Wer bewegt sich wann wohin bzw hält sich wann wo wie 
lange auf?“) eines (jedenfalls) großen Teils der Bevölkerung im Straßenverkehr 
zu überwachen, ohne dass die Betroffenen einen Anlass gesetzt hätten, und im 
Wege der Verknüpfung mit zusätzlichen Informationen (spezifische lokale Infra-
struktur, Veranstaltungshinweise) uU tiefe Einblicke in das berufliche und private 
Leben der Betroffenen zu gewinnen (Stichwort: Persönlichkeitsprofil). Zudem 
sprechen gute Gründe dafür, ein solches Fahndungssystem als Mittel zur ge-
heimen bzw verdeckten Überwachung zu interpretieren (dazu oben bei FN 228).  

Im Lichte der stRsp des EGMR erschiene es insgesamt durchaus argumen-
tierbar, schon in der Einrichtung eines solchen Instruments als solchem einen 
Grundrechtseingriff zu erblicken. Wie das BVerfG zutreffend in verschiedenen 
Zusammenhängen immer wieder betont, müssen „Einschüchterungseffekte“ 
im Kontext der Beurteilung von Eingriffen in das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung mitbedacht werden. Zwar mag bspw ein struktureller Unter-
schied zwischen dem heimlichen Abhören von Telekommunikation und der 
heimlichen Überwachung der Bewegung im öffentlichen Verkehrsgeschehen 
bestehen. Auch die unbefangene Nutzung öffentlicher Verkehrsinfrastruktur dient 
aber insbesondere der Kommunikation von Menschen, da diese solcherart ua in 
die Lage versetzt werden, trotz weiter Distanzen persönlich und unmittelbar in 
Beziehung zueinander zu treten. Ein durch ein technisch „hochgezüchtetes“ 
                                 
427 Vgl BVerfGE 120, 378 (405).  
428 Vgl BVerfGE 120, 378 (432, 433. 
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Fahndungssystem allenfalls erzeugtes Gefühl permanenter Überwachung könn-
te dagegen die freie Entfaltung privater Beziehungen ebenso beeinträchtigen wie 
die Ausübung politischer Rechte (Stichwort: Teilnahme an politischen Manifesta-
tionen). 

Vorhersagen über die Schwere des mit einem automatisierten Fahndungs-
system verbundenen Grundrechtseingriffs sind in Unkenntnis der genauen tech-
nischen Ausgestaltung (Stichwort: geographische Reichweite, Speicherung oder 
Nichtspeicherung von Nichttreffern) schwer zu treffen. Eine Rolle bei der Ver-
hältnismäßigkeitsbeurteilung spielt stets auch die Relation zwischen der Schwe-
re des Eingriffs und dem Gewicht der damit zu verhindernden Beeinträchtigung 
eines zu schützenden Rechtsguts. Dazu ist im gegebenen Kontext anzumerken, 
dass Einbruchsdiebstähle nicht zu den schwersten Kriminalitätsformen gehören.  

Die Bejahung der Verhältnismäßigkeit nach § 1 Abs 2 DSG 2000 setzt jeden-
falls eine Gestaltung voraus, die sich auf den unbedingt notwendigen Eingriff 
beschränkt (vgl oben bei FN 392). Schon daraus, aber auch aus der Rsp der 
Höchstgerichte ist abzuleiten, dass eine räumlich begrenzte permanente auto-
matisierte Fahndung ohne Bezug zu einem konkreten Kriminalfall ebenso 
wenig als verhältnismäßig beurteilt werden könnte, wie eine zeitlich begrenz-
te „flächendeckende“ automatisierte Fahndung „ins Blaue hinein“. Vom als mit 
Art 8 EMRK vereinbar qualifizierten Instrument der strategischen Aufklärung 
würde sich ein automatisiertes Fahndungssystem im Übrigen in vielen Punkten 
unterscheiden. Insbesondere darin, dass es nur zum Schutz höchster Rechts-
güter und nicht mit dem Primärziel der Ermittlung personenbezogener Daten 
eingesetzt werden darf.  

Von Relevanz für die Gesamtbeurteilung eines Fahndungsinstruments im hier 
interessierenden Sinne wäre auch die Frage, anhand welcher Umstände die 
Sicherheitsbehörden überhaupt in den Besitz fahndungsrelevanter Informationen 
gelangen (Kennzeichen uam), wie zuverlässig ebensolche sein können bzw 
welchen Konkretisierungsgrad diese Angaben haben müssen, um sie in ein 
Fahndungssystem „einzuspeisen“. Weiters spielte die Möglichkeit der differen-
zierten Steuerung eines solchen Systems eine große Rolle (Stichwort: Auswähl-
barkeit einzelner Kamerastandorte für eine konkrete Alarmfahndung). 

Besonders problematisch unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten wür-
de sich ein automatisiertes Fahndungssystem dann darstellen, wenn damit nicht 
nur ein sofortiger automatisierter Abgleich vorbeifahrender Kfz bzw deren Kenn-
zeichen mit einem / mehreren gefahndeten Kfz bei sofortiger Löschung von 
„Nichttreffern“ ermöglicht würde, sondern zugleich oder alternativ eine Speiche-
rung sämtlicher erfasster Kennzeichen und weiterer Informationen (Foto des 
gesamten Kfz mit Insassen) zur späteren Auswertung erfolgte.  

Aus der Rsp des EGMR ergibt sich ua, dass die (willkürliche bzw unbegrenzte) 
Speicherung von erkennungsdienstlichen Informationen über Verdächtige, die 
freigesprochen wurden oder deren Verfahren später eingestellt wurde, nicht mit 
Art 8 EMRK vereinbar ist. Umso weniger könnte eine mittelfristige Speicherung 
von Kfz-bezogenen Bewegungsdaten von solchen Nutzern für „polizeiliche“ 
Zwecke verhältnismäßig sein, die nie Anlass zu einem Verdacht gegeben 
haben bzw bei denen nicht einmal eine hinreichende Wahrscheinlichkeit einer 
Beziehung zu einem bestimmten Tathergang besteht. Unbeschadet dieser Er-
wägung würde vor allem die rechtsstaatskonforme Festlegung von Kriterien für 
eine Durchsuchung der vom Fahndungssystem gespeicherten Informationen 
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Probleme bereiten. Es ist nämlich – vorbehaltlich noch nicht öffentlich bekannter 
Verhaltensmuster und Täterprofile – nicht ersichtlich, wie aus der Gesamtmenge 
von gespeicherten Daten einzelne Verdächtige herausgefiltert werden können. 
Da Einbruchsdiebstähle statistisch gesehen in Österreich nur zu rd 30% von 
Tätern mit fremder Staatsangehörigkeit begangen werden, böte bspw ein aus-
ländisches Kennzeichen per se keinen ausreichenden Anhaltspunkt. Selbst 
wenn eine solche, auf einem automatisierten Fahndungssystem basierende 
„Rasterfahndung“ Erfolg versprechen würde, wäre insbesondere der Anwen-
dungsbereich des bereits bestehenden Instruments der „Rasterfahndung“ nach 
StPO zu reflektieren (dazu näher unten Abschn VI.C.2 nach FN 448).  

B. Ergänzende Anmerkungen unter dem Gesichtspunkt von § 1 
DSG 2000 und Art 8 EMRK  

Wie bereits an anderer Stelle angedeutet, handelt es sich bei grundrechtlichen 
Gewährleistungen um spezifische Ausprägungen des Rechtsstaatsprinzips.429 
Alternativ zu einer formal am übergeordneten Rechtsstaatsprinzip orientierten 
Untersuchung der hier interessierenden Thematik könnte insofern auch direkt 
auf Ebene der Gewährleistungen aus § 1 DSG 2000 bzw Art 8 EMRK ange-
knüpft werden. 

Mit Blick auf die grundrechtsdogmatisch stets relevante Vorfrage der Ein-
griffsqualität staatlicher Maßnahmen sei vor dem Hintergrund der Thematik des 
Einsatzes technischer Einrichtungen zur Bildverarbeitung ergänzend auf einige 
Spezifika der hier interessierenden Grundrechte hingewiesen. 

Beachtlich für staatliche „Informationseingriffe“ ist einmal, dass diese nicht 
nur durch singuläre „schlicht-hoheitliche“ Vollzugshandlungen430 im Einzelfall 
(Bsp: Datenerhebung mittels Bildaufzeichnungsgerät; behördliche Aufforderung 
zur Datenübermittlung431), sondern auch durch generell angeordnete432 unmittel-
bar beschränkend wirkende Offenlegungspflichten (Bsp: Übermittlung von Ein-
kommensdaten an die Abgabenbehörde) und darüber hinaus schon durch bloße 
Datenerhebungsermächtigungen433 bewirkt werden können.  

                                 
429 Vgl oben bei FN 210. 
430 Vgl idS VfSlg 12.228/1989; 12.689/91; (zu Art 8 MRK): EGMR U 28. 1. 2003 – Peck 

– BeschwNr 44647/98 Rn 59 ff = ÖJZ 2004/20 (MRK). 
431 Es muss diesfalls uU noch gar nicht zum Informationsfluss gekommen sein (vgl idS 

DSK 26.2.1997, 120.553 = ZfVBDat 1997/5). 
432 Die Grundrechtsbindung trifft eben auch den einfachen Gesetzgeber (vgl Öhlinger 

[FN 203] Rz 707, 709 ff). 
433 Dies kann va für Ermächtigungen zur geheimen Datenerhebung zutreffen (vgl idS 

wieder EGMR U 6.9.1978 - Klass - Serie A Bd 28 Rn 41; 2.9.1984 - Malone – Serie A 
Bd 82 RN 64; E 29.6.2006 – Weber u Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 78; U 
1.7.2008 - Liberty – BeschwNr 58243/00 Rn 56); siehe weiters VfSlg 12.689/1991 
(detaillierte Dokumentationspflicht im Interesse späterer behördlicher Einsichtnah-
me); 15.541/1999 (Pflicht zur Ausfüllung eines Meldezettels); 16.369/2001 (Abfrage 
von Wirtschaftsdaten); EKMR 6.10.1982 – X / Vereinigtes Königreich – BeschwNr 
9702/82 DR 30, 239 (240) („Volkszählung“); siehe weiters Wiederin in Korinek/ 
Holoubek (FN 227) Rz 51; (zum Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung): 
BVerfGE 120, 378 (396, 397). 



Gerhard KUNNERT 

170 

Keine Voraussetzung für die Bejahung der Eingriffsqualität ist die sofortige oder 
spätere Zuordnung der ermittelten Daten zu einer bestimmten (betroffenen) 
Person.434 Es reicht, wenn die Möglichkeit hiezu besteht. Auch Informationen 
über „im öffentlichen Raum“ gezeigtes Verhalten sind grundsätzlich geheimschutz-
fähig und können insofern Gegenstand von Informationseingriffen werden.435  

Zu bedenken ist schließlich, dass jeder sich an eine (erstmalige) Datenerhe-
bung anschließende Schritt (Speicherung, Übermittlung etc) als jeweils weiterer, 
für sich (insbesondere auf seine Zulässigkeit) zu beurteilender Informationsein-
griff zu werten ist.436  

C. Überlegungen aus der Perspektive von SPG, StPO und 
einfachgesetzlicher Bestimmungen des DSG 2000 

1. Automatisierte Kfz-Fahndung im Regelungssystem des SPG  

Dass den Sicherheitsbehörden durch das SPG (§ 24) insbesondere die Aufgabe 
der Sachenfahndung und damit auch der Fahndung nach Kfz übertragen ist, 
wurde bereits mehrfach angesprochen (vgl oben bei FN 110 und 112). Die Be-
stimmung des § 24 SPG stellt sich bei näherem Hinsehen als reine „Aufgaben-
norm“ dar. Konkrete Befugnisse zur Erfüllung dieser Aufgabe überträgt § 24 
SPG selbst aber nicht an die Behörden.437  

Soweit mit Fahndungsmaßnahmen nicht in die Rechtssphäre von Personen 
eingegriffen wird, verfügen die Behörden hinsichtlich der konkreten Ausgestal-
tung solcher Maßnahmen über einen Ermessensspielraum.438 Andernfalls haben 
sie den rechtlichen Rahmen des 3. Teils des SPG439 zu beachten, welcher frei-
lich kaum fahndungsspezifische Befugnisse beinhaltet.440 Praktisch wichtige 
Ermächtigungen mit „Fahndungsrelevanz“ finden sich aber im 4. Teil („Verwen-

                                 
434 Vgl § 4 Z 1 DSG 2000, wonach auch Daten über Personen, deren Identität bloß 

„bestimmbar“ ist, unter den Begriff der personenbezogenen Daten fallen; weiters 
DSK 21. 6. 2005 K507.515 – 021/0004-DVR/2005; 21.6.2005, K503.425-090/0003-
DVR/2005; OGH 19.12.2005, 8 Ob 108/05y; siehe (zum Grundrecht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung) auch: BVerfGE 100, 313 (366).  

435 Vgl (zum Datenschutzgrundrecht nach § 1 DSG 2000): Erl „Zu Art 2 Z 83 (9a. Ab-
schnitt)“ der RV 472 BlgNR 24. GP, 16; DSK 21.6.2005, K507.515–021/0004-
DVR/2005; 26.9.2008, K507.515–021/0004-DVR/2005; 5.12.2008, K121.385/0007-
DSK/2008; (zu Art 8 EMRK): EGMR U 4.5.2000 – Rotaru – RJD 2000-V Rn 43 f; 
28.1.2003 – Peck – RJD 2003-I Rn 59 ff; (zum Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung): BVerfGE 120, 378 (399). 

436 Vgl EGMR U 26.3.1987 - Leander - Serie A Bd 116 Rn 48; 16.2.2000 – Amann – 
RJD 2000-II Rn 70; 4.5.2000 – Rotaru – RJD 2000-V Rn 46; E 29.6.2006 – Weber u 
Saravia – BeschwNr 54934/00 Rn 79; idS auch BVerfGE 100, 313 (366); BVerfGE 
120, 378 (409 ff).  

437 Vgl Hauer/Keplinger (FN 156) § 24 Anm A.2 ff; A.17, A.18 bzw (allgemein zur spezi-
fischen Regelungstechnik des SPG betreffend Aufgabenzuweisungen und Befugnis-
übertragungen) dies aaO Vorbemerkung A.2 zum 2. Teil des SPG.  

438 Vgl im Einzelnen § 28a Abs 2 SPG; Hauer/Keplinger (FN 156) § 24 Anm A.5. 
439 Vgl 3. Teil (Befugnisse der Sicherheitsbehörden und der Organe des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes im Rahmen der Sicherheitspolizei) §§ 28 ff SPG. 
440 Vgl bspw § 35 („Identitätsfeststellung“) SPG.  



„Einbrecherjagd“ mittels „ASFINAG-Kameras“ 

171 

den personenbezogener Daten im Rahmen der Sicherheitspolizei“) des SPG441 
sowie in weiteren Materiengesetzen442 sowie unmittelbar anwendbarem EU-
Recht (Stichwort: „Schengener Informationssystem“443).  

Für den hier interessierenden Fall der automatisierten Kfz-Fahndung von be-
sonderem Interesse ist die bereits an anderer Stelle thematisierte Ermächtigung 
des § 54 Abs 4b SPG (vgl oben bei FN 110). Wollte man nun eine Art zentrali-
siertes Fahndungssystem im hier diskutierten Sinne schaffen, würde sich eine ent-
sprechende Modifizierung bzw Weiterentwicklung eben dieser Norm anbieten.  

Mit Blick auf die bereits oben unter rechtsstaatlichen bzw grundrechtlichen 
Gesichtspunkten gezogenen Schlussfolgerungen begegnet freilich schon die 
bestehende Regelung des § 54 Abs 4b SPG graviderenden verfassungsrecht-
lichen Bedenken. Problematisch ist einmal die Weite des Zwecks, für welchen 
die Ermächtigung zum Einsatz von Kennzeichenerkennungsgeräten erteilt wird. 
Schon angesichts der Vielzahl denkbarer Fahndungszwecke (gestohlenes Kfz, 
abgängige Person, festzunehmender Verdächtiger, verdeckte Registrierung etc) 
fehlt es infolge des pauschalen Abstellens auf „Zwecke der Fahndung“ an der 
gebotenen Bestimmtheit der Regelung.  

Hinzu kommt, dass es an einer klaren räumlichen Beschränkung mangelt. 
Die parlamentarischen Materialien sprechen zwar davon, dass im Interesse der 
Wahrung der Verhältnismäßigkeit der „Einsatz der neuen technischen Mittel 
räumlich und zeitlich beschränkt“ werde, „indem er örtlich sinnvollerweise dort 
stattfindet, wo Fahndungsaktivitäten polizeilich indiziert sind“.444 Im Gesetzes-
wortlaut spiegelt sich eine solche Beschränkung allerdings nicht wider. Besten-
falls könnte man implizit aus dem Passus „konkrete Fahndung“445 schließen, 
dass ein „flächendeckender“ Einsatz nicht in Betracht kommt.  

Auch dass mit dieser Norm „nur“ zu einem sofortigen Abgleich ermittelter 
Kennzeichendaten mit einer Fahndungsliste bei anschließender unmittelbarer 
Löschung der mit „Nichttreffern“ verbundenen Daten ermächtigt werden soll, ist 
zwar aus dem parlamentarischen Ausschussbericht,446 nicht aber aus dem maß-
geblichen Gesetzeswortlaut zu ersehen. Eine mittelfristige Speicherung sämt-
licher anfallender Daten (Kennzeichen samt weiter Bilddaten) erscheint insofern 
nicht ausgeschlossen. 

Schließlich fehlt es an der klaren Anknüpfung des Instruments an einen kon-
kreten Anlass. Es ist zwar in § 54 Abs 4b SPG – wie bereits angesprochen – von 
einer „konkreten Fahndung“ die Rede.447 Dass eine solche bis zu einem Monat 

                                 
441 Vgl va die allgemeine Befugnis zur Ermittlung und Weiterverarbeitung von Fahn-

dungsdaten gem § 53 Abs 1 Z 5 SPG sowie die Befugnisse zur Verarbeitung der di-
versen „Ausschreibungen“ zur Aufenthaltsermittlung, Festnahme, Vorführung etc in 
der sog „Zentralen Informationssammlung“ gem § 57 Abs 1 Z 1 ff und Abs 2 SPG.  

442 Vgl bspw § 14 Abs 2, § 16 Abs 11 Meldegesetz 1991 BGBl 1992/9 idF BGBl I 
2006/33. 

443 Vgl idS bspw Art 3 lit a, Art 24 ff Verordnung (EG) Nr 1987/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 20.12.2006 ABl L 381, 4 (7, 14), über die Einrich-
tung, den Betrieb und die Nutzung des Schengener Informationssystems der zwei-
ten Generation (SIS II). 

444 Vgl AB 723 BlgNR 22. GP, 3. 
445 Vgl § 54 Abs 4b Satz 3 SPG.  
446 Vgl AB 723 BlgNR 22. GP, 3. 
447 Vgl wieder § 54 Abs 4b Satz 3 SPG.  
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dauern können soll,448 zeigt freilich, dass nicht nur „Alarmfahndungen“ aus An-
lass einer bestimmten Straftat, sondern auch eher unspezifische „Routinemaß-
nahmen“ abgedeckt werden sollen, bis hin zur einer Art anlassloser Dauerfahn-
dung unter Einbeziehung sämtlicher Kfz, so sie nur an einer bzw mehreren Kon-
trollpunkten vorbeifahren. Infolge der aufgezeigten Determinierungsmängel bzw 
der Weite der Ermächtigung konfligiert die besagte Norm daher mit dem Verhält-
nismäßigkeitsgebot und damit auch mit den Gewährleistungen aus Art 8 EMRK 
und § 1 DSG 2000.  

2. Automatisierte Kfz-Fahndung aus der Perspektive der StPO  
Im Falle der Ausgestaltung eines automatischen Kfz-Fahndungssystems in Rich-
tung der (mittelfristigen) Speicherung von Bild- bzw Kennzeichendaten sämt-
licher, von einem solchen System erfasster Kfz samt anschließender automati-
sierter Auswertung anhand bestimmter Kriterien, ggf iVm der Verknüpfung mit 
weiteren Dateien, käme aus rechtsstaatlichen Erwägungen im Grunde keine 
präventive, sondern nur eine Nutzung „im Dienste der Strafrechtspflege“ in Be-
tracht.  

Folgte man diesem Gedanken, stellte sich unweigerlich die Frage nach der 
systematischen Einordnung des besagten Instruments in den Rahmen der StPO. 
Ins Auge springt hier die Bestimmung des § 141 leg cit betreffend den „Automa-
tionsunterstützten Datenabgleich“ (auch: „Rasterfahndung“). Als solchen 
Abgleich definiert § 141 Abs 1 leg cit nämlich „den automationsunterstützten Ver-
gleich von Daten [...] einer Datenanwendung, die bestimmte, den mutmaßlichen 
Täter kennzeichnende oder ausschließende Merkmale enthalten, mit Daten einer 
anderen Datenanwendung, die solche Merkmale enthalten, um Personen festzu-
stellen, die auf Grund dieser Merkmale als Verdächtige in Betracht kommen“. 

Zufolge § 141 Abs 2 leg cit ist ein solcher automationsunterstützter Datenab-
gleich nur zulässig, wenn die Aufklärung eines Verbrechens449 „ansonsten we-
sentlich erschwert wäre und nur solche Daten einbezogen werden, die Gerichte, 
Staatsanwaltschaften und Sicherheitsbehörden für Zwecke eines bereits anhän-
gigen Strafverfahrens oder sonst auf Grund bestehender Bundes- oder Lan-
desgesetze ermittelt oder verarbeitet haben“. Im hier interessierenden Kontext 
käme ein direkter Rückgriff auf das Instrument der „Rasterfahndung“ auf der 
Grundlage des § 141 Abs 2 leg cit demnach erst nach Schaffung einer entspre-
chenden expliziten, inhaltlich über § 54 Abs 4b SPG hinausreichende, spezifi-
sche Ermächtigung zur Kennzeichenerfassung und -speicherung in Betracht. 
Hingewiesen sei an dieser Stelle auf den Umstand, dass ein Datenabgleich im 
hier diskutierten Sinne jeweils nur im Einzelfall zulässig wäre und von der 
Staatsanwaltschaft auf Grund einer gerichtlichen Bewilligung anzuordnen 
wäre.450  

Würde man – etwa aus ökonomischen Überlegungen – darauf verzichten, eine 
eigene, den Sicherheitsbehörden zuzuordnende straßenseitige Überwachungs-
infrastruktur zu errichten, in der Absicht im Einzelfall auf allfällige Aufzeichnun-
gen privater Rechtsträger wie der ASFINAG zurückzugreifen, wäre auch die 

                                 
448 Vgl § 54 Abs 4b Satz 2 SPG.  
449 Zum Begriff bereits oben bei FN 159. 
450 Vgl § 142 Abs StPO. 
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Bestimmung des § 141 Abs 3 StPO zu beachten. Letzterer regelt die Zulässig-
keit von „Rasterfahndungen“ unter Einbeziehung von Daten aus privaten Be-
ständen. Bei näherer Betrachtung fällt auf, dass diese Norm auf Daten im Besitz 
der ASFINAG nicht oder nur eingeschränkt anwendbar wäre. Am ehesten plau-
sibel erschiene noch eine Subsumtion der ASFINAG unter den Fall „eines be-
stimmten Unternehmen(s), von dem Personen bestimmte [...] Dienstleistungen 
bezogen haben“451. Als solche Dienstleistungen wären uU jene interpretierbar, 
welche die ASFINAG Maut Service GmbH im Zuge des Betriebs des elektroni-
schen LKW-Mautsystems erbringt.  

Bedeutsam ist nun, dass eine Rasterfahndung unter Einbeziehung derartiger 
privater Daten nach geltender Rechtslage nur zulässig ist, sofern die Aufklärung 
eines mit mehr als zehn Jahren Freiheitsstrafe bedrohten Verbrechens oder 
eines Verbrechens nach § 278a oder § 278b StGB ansonsten aussichtslos oder 
wesentlich erschwert wäre.452 Einbruchsdiebstahl in seiner schwersten Form 
(gewerbsmäßig) ist demgegenüber freilich mit höchstens zehn Jahren Freiheits-
strafe bedroht.453 Aus dem Gesagten folgt, dass die Wertungen, wie sie sich in 
StGB und StPO aktuell manifestieren, dagegen sprechen, einen Rückgriff auf die 
Rasterfahndung unter Einbeziehung privater Bildaufzeichnungen für Zwecke der 
automatisierten Kfz-Fahndung zuzulassen.  

3. Zur Frage der „Mitnutzung“ von ASFINAG-Kameras durch die 
Sicherheitsbehörden  

Die zu Eingang dieser Untersuchung dokumentierten öffentlichen Diskussions-
beiträge weisen in die Richtung einer Art „Doppelnutzung“ straßenseitig vorhan-
dener Überwachungsinfrastruktur. Soweit diese sich in „privater Hand“ (ASFINAG) 
befindet, sollen die Sicherheitsbehörden diese einfach mitnutzen und so Kosten 
für den Aufbau einer eigenen Infrastruktur sparen. Gedacht wird hier in der Pra-
xis bspw an das parallele „Ableiten“ von Bilddaten direkt aus einer „ASFINAG-
Kamera“ zu einer Datenanwendung der Sicherheitsbehörden, um so zumindest 
auf der Stufe der Bilderfassung eine Duplizierung von technischen Einrichtungen 
zu vermeiden.  

Aus spezifisch datenschutzrechtlicher Sicht ist dazu einmal anzumerken, 
dass die Zulässigkeit jeder Datenanwendung des sog privaten Bereichs voraus-
setzt, dass deren Zweck und Inhalt von den rechtlichen Befugnissen des jeweili-
gen Auftraggebers gedeckt sind.454 Bei der Beurteilung der Zulässigkeit der 
Datenanwendung als solcher sind auch in Aussicht genommene Übermitt-
lungen an Dritte (Private, Behörden) mit zu berücksichtigen.  

Als Beispiel für zulässige Übermittlungen Privater an Behörden sei auf die 
Fälle des § 50a Abs 6 DSG verwiesen (siehe dazu oben bei FN 152). Hier han-
delt es sich um legitime Übermittlungen aus privaten Videoüberwachungen an 
Behörden im Anlassfall (Verdacht einer abgeschlossenen bzw drohenden straf-
baren Handlung).  

                                 
451 Vgl § 141 Abs 3 StPO. 
452 Vgl wieder § 141 Abs 3 erster HalbS StPO. 
453 Vgl § 130 StGB. 
454 Vgl § 7 Abs 1 DSG 2000. 
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Eindeutig nicht in die Befugnis Privater fällt allerdings der Betrieb von 
Überwachungsinfrastruktur (soweit für eigene Zwecke erfolgend), verbunden mit 
der anlasslosen laufenden Datenübermittlung an Sicherheitsbehörden für 
präventive oder repressive Zwecke. Jede andere Interpretation könnte im Übri-
gen als Umgehung des verfassungsrechtlichen „Verbots der Ausgliederung 
staatlicher Kernaufgaben“455 führen.  

Davon abgesehen widerspräche eine solche laufende Übermittlung von Da-
ten, die primär für ganz andere Zwecke (Bsp: „Maut“; „Betriebssicherheit“) ermit-
telt wurden, auch dem Grundsatz der Zweckbindung. Nach Letzterem dürfen 
Daten nur für festgelegte, eindeutige und rechtmäßige Zwecke ermittelt und 
nicht in einer mit diesen Zwecken unvereinbaren Weise weiterverwendet 
werden.456 Würde man etwa die routinemäßige, anlasslose Nutzung von Daten, 
die im LKW-Mautsystem oder bei der bloßen Verkehrsbeobachtung unter dem 
Gesichtspunkt der Verkehrs- bzw Betriebssicherheit anfallen, für sicherheits- 
oder kriminalpolizeiliche Zwecke als mit ersteren Zwecken „vereinbare Weiter-
verwendung“ qualifizieren, wäre dies mit der Bejahung der Zulässigkeit einer 
breitflächigen Überwachung der Bevölkerung in allen möglichen Lebensbereichen 
gleichzusetzen. Dies würde das Grundrecht auf Privatsphäre in seiner Sub-
stanz in Frage stellen und kann daher nicht als sinnvolle, verfassungskonforme 
Auslegung betrachtet werden. Zudem würde eine solche großzügige Handhabung 
des „Zweckbindungsgrundsatzes“ den rechtsstaatlichen Grundsatz der Geset-
zesbindung der Vollziehung unterlaufen. Anstelle eines durch grundrechtskon-
forme Ermächtigungsnormen begrenzten hoheitsstaatlichen Handlungsspiel-
raums, würde die grundsätzlich an der Idee der Autonomie bzw Freiheit orientier-
te Datenermittlung durch Private samt ungefilterter Weitergabe an den Staat 
treten.  

Für den hier zu beurteilenden Fall bedeutete dies, dass der Datenfluss bes-
tenfalls umgekehrt organisiert werden könnte. Dh die Sicherheitsbehörden müss-
ten uneingeschränkte, exklusive Verfügungsmacht an der Kamera-Infrastruktur 
der ASFINAG erwerben und dann mittels gesetzlicher Regelung zur Übermitt-
lung von (ggf zuvor modifizierten, reduzierten [Stichwort: Entfernung des Perso-
nenbezugs]) Daten an die ASFINAG zur Weiterverwendung etwa für Zwecke der 
Verkehrsbeobachtung ermächtigt werden.  

4. Konsequenzen für sonstige Materiengesetze  

Würde man – unbeschadet der im Vorabschnitt aufgezeigten Probleme – im 
Sinne größtmöglicher „Synergieeffekte“ das Konzept der Indienstnahme stra-
ßenseitiger Verkehrsüberwachungsinfrastruktur für sicherheits- bzw kriminalpoli-
zeiliche Zwecke präferieren, so würde dies auch eine Anpassung jener Mate-
riengesetze, in denen Regelungen über den Einsatz von technischen Einrichtun-
gen zur Bildverarbeitung für andere als die vorgenannten Zwecke getroffen wer-
den, bedingen. An dieser Stelle sei etwa an die strikten Zweckbindungs- und 

                                 
455 Vgl dazu VfSlg 14.473/1996; Näheres zur Thematik: Kucsko-Stadlmayer, Grenzen 

der Ausgliederung (2003) 86; Heller, Zum Begriff der Kernaufgaben des Staates, in 
FS Schäffer (2006) 241; allgemein: Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer (FN 52) 
Rz 550; Berka, Verfassungsrecht (FN 203) Rz 222; 185; Öhlinger (FN 203) Rz 571. 

456 Vgl § 6 Abs 1 Z 2 DSG 2000. 
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Löschungsbestimmungen im Kontext der Regelungen über die „Verkehrsüber-
wachung mittels bildverarbeitender technischer Einrichtungen“ nach den §§ 98a 
ff StVO erinnert.457 Eine „Lockerung“ der bezüglichen Zweckbindungen im Inte-
resse der Heranziehung einschlägiger technischer Einrichtungen (bspw „Section 
Control“-Anlagen) für Fahndungszwecke würde freilich wiederum gravierende 
Probleme im Hinblick auf den Zweckbindungsgrundsatz aufwerfen.  

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten für Zwecke der LKW-Maut 
fehlen im Übrigen schon jetzt ausreichend determinierte Bestimmungen im 
BStMG.458  

VII. Zusammenfassung  

Auf Basis der obigen Ausführungen können im Wesentlichen folgende Schluss-
folgerungen gezogen werden:  
– Seit den frühen 2000er Jahren in österreichischen Sicherheitskreisen ange-

stellte Überlegungen in Richtung einer „Indienstnahme“ straßenseitiger, der 
ASFINAG zugerechneter „Kamera-Infrastruktur“ für polizeiliche Zwecke 
haben in jüngster Zeit va mit Blick auf die Fahndung nach Einbruchstätern 
neue Impulse auf tagespolitischer Ebene erfahren.  

– Im Zentrum des Interesses stehen dabei Kameras in Section Control-Anlagen 
und in Kontrollstellen des elektronischen LKW-Mautsystems. Diese sollen von 
den Sicherheitsbehörden „mitgenutzt“ werden, um teure „Doppelinstallatio-
nen“ zu sparen.  

– In der Detailbetrachtung zeigt sich, dass straßenseitig eingesetzte Kameras 
sehr unterschiedlichen Zwecken dienen, die von der Feststellung von Ver-
waltungsübertretungen über die Verkehrsregelung/-sicherung und den „Ei-
gentumsschutz“ bis hin zur polizeilichen Fahndung reichen.  

– Auch als (datenschutzrechtliche) Auftraggeber treten verschiedene Rechts-
träger in Erscheinung, beginnend von den Straßenpolizei- bzw Straßenauf-
sichtsbehörden über die Sicherheitsbehörden und Verwaltungsstrafbehörden 
bis zum Straßenerhalter.  

– Die ASFINAG agiert in verschiedenen Rollen. Sie fungiert einmal als Stra-
ßenerhalter, einmal (über eine Tochter) als Betreiberin des LKW-Maut-
systems und dann wieder als bloßer Dienstleister für Behörden (Bsp: Section 
Control).  

– Unmittelbar der ASFINAG als (datenschutzrechtlicher) Auftraggeberin 
zurechenbar sind insofern nur Kameras zur Verkehrsbeobachtung außer-
halb von Tunnel, Kamerasysteme iSd Straßentunnel-Sicherheitsgesetzes, 
Kameras auf Autobahnraststationen, Kameras in Videomautspuren. Sofern 
die mittels Mautkontrollstellen ermittelten Bilddaten zu Verwaltungsstrafen 
führen, sind die bezüglichen Anwendungen funktionell den Verwaltungsstraf-
behörden zuzurechnen.  

– Vor diesem Hintergrund bedarf der umgangssprachliche Begriff „ASFINAG-
Kamera“ im gegebenen Kontext einer einschränkenden Interpretation.  

                                 
457  Vgl dazu oben bei FN 182. 
458  Vgl Näheres bei Kunnert in Jahnel (FN 96) 177 ff. 
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– Unter dem Gesichtspunkt der Eignung zu Fahndungszwecken scheiden 
die meisten der aktuell vorhandenen Kamerasysteme entweder schon aus 
rein technischen Gründen oder aus dem Grund einer jeweils rechtlich gebo-
tenen kurzen Speicher- bzw Verwendungsdauer aus. Am ehesten kommt im 
Einzelfall noch ein Rückgriff auf Aufzeichnungen aus Videoüberwachungssys-
temen in Tunnel oder von ASFINAG-Rastplätzen in Betracht. Andere Anwen-
dungen können beweisrelevante Informationen nur unter der Prämisse lie-
fern, dass mutmaßliche Täter eine Verwaltungsübertretung begangen haben 
(Stichwort: Section Control). 

– Als Zukunftsvision wäre theoretisch ein automatisiertes, zentralisiertes Kfz-
Fahndungssystem, basierend auf Kennzeichenerkennungsgeräten denkbar. 

– Ein Haupthindernis für den Erfolg eines solchen automatisierten Fahn-
dungssystems könnte in der Praxis darin bestehen, dass es Einbruchstätern 
weiterhin gelingt, sich vom Tatort zu entfernen, ohne konkrete Anhalts-
punkte in Bezug auf ein bestimmtes Fluchtfahrzeug (va Kennzeichen) zu 
hinterlassen, oder dass sie – im urbanen Milieu – auf öffentliche Verkehrs-
mittel zurückgreifen.  

– Hinzu kommt der Umstand, dass es idR eine zeitliche „Fahndungslücke“ 
zwischen Meldung eines Einbruchs und einer daran anschließenden Fahn-
dungsmaßnahme gibt. Diesfalls fehlte es an konkreten Anhaltspunkten dafür, 
wo – örtlich gesehen – Fahndungsmaßnahmen überhaupt gesetzt werden 
sollen / können. 

– Auch ein auf vollständiger Aufzeichnung des gesamten Verkehrs an be-
stimmten Kontrollpunkten fußendes Fahndungssystem stünde vor komplexen 
Aufgaben. Wollte man aus der Gesamtmenge der erfassten Kennzeichen 
bzw sonstiger Bilddaten – quasi im Wege einer „Rasterfahndung“ – Ver-
dächtige „herausfiltern“, müsste man wiederum über gewisse Anhaltspunkte 
über Fluchtverhalten bzw Fluchtfahrzeug verfügen. Ob allein anhand von Er-
fahrungswerten der Exekutive erstellte „Fahndungsprofile“ zu brauchbaren 
Ergebnissen führen könnten, bleibt mehr als fraglich.  

– Abseits der Frage der tatsächlichen Erfolgsaussichten wäre ein automatisier-
tes Fahndungssystem – je nach konkreter Ausgestaltung – auch mit massi-
ven rechtsstaatlichen bzw grundrechtlichen und weiteren einfachrechtli-
chen Problemen behaftet. 

– Bereits die bestehende Ermächtigung des § 54 Abs 4b SPG zum Einsatz 
von Kennzeichenerkennungsgeräten stellt sich als weithin unterdetermi-
niert und insofern nicht mit Art 8 Abs 2 bzw § 1 Abs 2 DSG 2000 vereinbar 
dar. 

– Von der Tiefe bzw Breite des mit einem automatisierten Fahndungssystem 
potentiell verbundenen Grundrechtseingriffs (Zahl Betroffener, Rückschlüsse 
auf Sozialverhalten, Einbeziehung Betroffener ohne Anlass bzw Bezug zur 
Tat) könnten Einschüchterungseffekte ausgehen, die zum Verlust der Un-
befangenheit bei der Inanspruchnahme der öffentlichen Straßenverkehrs-
infrastruktur führen und insofern die durch Art 8 EMRK und § 1 Abs 2 DSG 
2000 gewährten Rechte in bezug auf einen bestimmten Lebensbereich in ih-
rem Wesen in Frage stellen. 

–  Die Rsp zu Art 8 EMRK und § 1 DSG 2000 liefert Anhaltspunkte dafür, dass 
sowohl eine räumlich begrenzte permanente automatisierte Fahndung ohne 
Bezug zu einem konkreten Kriminalfall als auch eine zeitlich befristete, aber 
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„flächendeckende“ automatisierte Fahndung „ins Blaue hinein“ mit dem 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz und damit mit den bezüglichen Gewährleis-
tungen unvereinbar wären. 

– Massive Bedenken begegnete auch die Ausgestaltung eines Fahndungssys-
tems in der Weise, dass es zu einer Speicherung sämtlicher Kfz-Kenn-
zeichen und allenfalls weiterer Daten käme, bloß weil diese bestimmte Kon-
trollpunkte passieren.  

– Die spätere Auswertung anhand von nicht näher vorherbestimmten und (un-
abhängig) kontrollierten Täterprofilen („Rasterfahndung“) erschiene nicht 
nur unter Determinierungsgesichtspunkten rechtsstaatlich problematisch 
bzw schwer beherrschbar, sondern auch mit Blick auf die Relation zwischen 
zu schützendem Rechtsgut (Eigentum gegen Einbruchsdiebstahl) und einge-
setztem Mittel (Verhältnismäßigkeit).  

– Ein Vergleich mit dem bestehenden Instrument des „Automationsunterstütz-
ten Datenabgleichs“ nach der StPO spräche va dann gegen den Rückgriff auf 
eine Rasterfahndung auch zur Bekämpfung von Einbruchsdienstählen, wenn 
dabei Daten aus privaten Anwendungen einbezogen würden (Stichwort: Di-
vergenz in der Strafdrohung).  

– Der Fundamentalgrundsatz der Zweckbindung, die Gesetzesbindung der 
Hoheitsverwaltung und das verfassungsrechtliche Verbot der „Ausgliederung“ 
staatlicher Kernaufgaben sprechen gegen die Zulässigkeit einer Doppel-
nutzung von privater Verkehrsüberwachungsinfrastruktur im Wege pri-
vatrechtlicher Vereinbarungen zwischen Sicherheitsbehörden und Privaten.  




